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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Präsident Heinz Hufnagl: Einen wunderschönen guten Morgen, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich begrüße Sie herzlich zur 15. Sitzung des Wiener Landtages und erkläre diese für eröffnet.

Ich darf einen besonderen Willkommensgruß an zwei neue Mitglieder des Wiener Landtages richten. Herr Bürgermeister und Landeshauptmann Dr Häupl hat Frau Veronika Floigl aus dem Wahlkreis Donaustadt und Herrn Mag Gerhard Spitzer aus dem Wahlkreis Floridsdorf in Mandate berufen. Die formgemäße, geschäftsordnungsmäßige Angelobung erfolgt selbstverständlich in der morgigen Gemeinderatssitzung. Unbeschadet dessen darf ich Frau Abg Veronika Floigl und Herrn Abg Mag Gerhard Spitzer herzlich in diesem Kollegialorgan der Wiener Landespolitik willkommen heißen und viel Erfolg, Spaß und die nötige Fortune in der Ausfüllung der Mandate wünschen. Ein herzliches Willkommen, auf gute Zusammenarbeit! (Allgemeiner Beifall.)

Wir haben eine Reihe von Entschuldigungen für die Landtagssitzung. Frau LhptmStin Mag Brauner ist auf Dienstreise. Erkrankt sind Frau Abg Mag Ekici und Herr Abg Mag Gerstl. Frau Abg Marianne Klicka befindet sich auf Dienstreise. Ebenfalls erkrankt sind Herr Abg Dr Troch und Frau StRin Dr Vana. Zu Mittag wird ankündigungsgemäß Herr Abg Schreuder in unsere Sitzung stoßen. Herr Abg Dipl-Ing Stiftner ist bis 13 Uhr entschuldigt. Bis 10 Uhr ist Herr Abg Strobl entschuldigt. Herr Abg Dr Ulm hat sein Kommen für 11 Uhr angekündigt. Schlussendlich ist Herr Abg Wagner bis 10 Uhr entschuldigt.

Unbeschadet des hohen Lärmpegels, den ich hiermit ein wenig zu dämpfen versuche - danke schön! -, kommen wir zur Fragestunde des Landtages. 

Die 1. Anfrage (FSP - 00107-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Zur Einführung einer österreichweiten Mindestsicherung wurde im Finanzausgleich 2008 eine Kofinanzierung zwischen den beteiligten Körperschaften vereinbart. Für die gesetzliche Verankerung bedarf es jedoch neben der grundsätzlichen Einigung im Rahmen des FAG einer diesbezüglichen Gesetzesänderung auf Bundesebene und einer Anpassung der entsprechenden Landesgesetze. Welche landesgesetzlichen Regelungen sind bei Einführung einer österreichweiten Mindestsicherung zu ändern und zu welchem Zeitpunkt sollen diese in Angriff genommen werden?)

Ich darf Frau Mag Sonja Wehsely bitten, die Beantwortung vorzunehmen.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Sie fragen mich, welche Gesetze bei Einführung der Österreich-weiten bedarfsorientierten Mindestsicherung hier als Landesgesetze zu ändern sind. Lassen Sie mich vorausschicken, dass ich der Meinung bin, dass bei Einführung einer bedarfsorientierten Mindestsicherung wohl noch einige Dinge im Sinne der Menschen zu klären sind. Ein ganz wichtiger Punkt ist hierbei die Frage des Regresses, wobei es für uns eine Conditio sine qua non ist, dass es hier keinen Regress geben soll. Das wäre ein ganz wichtiger Schritt zum Thema Armutsvermeidung in Österreich. 

Die bedarfsorientierte Mindestsicherung wird jedenfalls die Sozialhilfe ersetzen. Daher ist hier selbstverständlich eine Änderung des Sozialhilfegesetzes oder eine Neuschaffung eines Mindestsicherungsgesetzes - das ist noch zu klären - erforderlich, und selbstverständlich sind Änderungen in all jenen Gesetzen vorzunehmen, die auf das jetzige Sozialhilfegesetz Bezug nehmen. Das heißt hier, das Behindertengesetz, aber auch der Bereich des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes. 

Abschließend ist das aber jetzt noch nicht zu beantworten, weil diesbezüglich die Verhandlungen laufen. Vom Bundesministerium für Soziales und Konsumentenschutz ist angestrebt - und ich strebe das auch an - ein Inkrafttreten am 1.1.2009. Es wurde aber jetzt, weil die Verhandlungen mit manchen Bundesländern nicht ganz einfach laufen, auch in Betracht gezogen, dass sich das auf 1.1.2010 verschieben kann. 

Ich sage ganz klar, für mich geht es da um den Inhalt. Um ein ganz konkretes Beispiel zu nennen: Wenn der Wegfall des Regresses noch längerer Verhandlungen bedarf, dann sollen die Verhandlungen auch noch länger dauern. Denn es geht ums Ergebnis. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 1. Zusatzfrage erfolgt vom Fragesteller. Bitte, Herr Diplomingenieur.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Im Zuge der Diskussion zur Mindestsicherung ist zumindest uns aufgefallen, dass in Wirklichkeit die Armutsgefährdungsschwelle nach wie vor unterschritten wird. Nichtsdestoweniger ist es bei den verschiedenen Berechnungsbeispielen, die sich herauskristallisiert haben, zumindest für uns traurigerweise zu dem Ergebnis gekommen, dass nicht alle von einer bedarfsorientierten Mindestsicherung profitieren, sondern dass es teilweise sogar zu einer Verringerung der Mindestsicherung im Vergleich zur jetzigen Sozialhilfe kommen kann. 

Daher die Frage: Werden Sie sicherstellen und können Sie garantieren, dass bei Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung niemand weniger als jetzt im Rahmen der Sozialhilfe erhält?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es geht hier um eine Systemumstellung, daher müssen wir auch das System insgesamt betrachten.

Kollege Margulies, Sie sagen es richtig: Es ist in Wien in vielen Bereichen - ich sage zum Beispiel, bei den Dauerleistungsbezieherinnen und -beziehern, aber auch in speziellen Familienkonstellationen - so, dass Menschen jetzt schon mehr bekommen, als das bei der Mindestsicherung der Fall ist. Es gibt eine Einigung über eine Punktation, die auch ein Teil des Finanzausgleiches war, dass die Höhe der Mindestsicherung dem ASVG-Richtsatz entsprechen soll und auch - und das halte ich für sehr gut und richtig - entsprechend mitwachsen soll. Das betrifft etwa die jährliche Diskussion darüber: Kommt es zu einer Anpassung, oder kommt es zu keiner Anpassung? 

Darin ist auch ein Teil für Wohnen enthalten. Ein wesentlicher Bereich der Diskussion ist auch, dass zum Beispiel die Wohnkosten in unterschiedlichen Bundesländern unterschiedlich sind. Das heißt, es sind hier noch Fragen zu klären und Fragen offen. 

Die Schwierigkeit an der Sache ist, dass wir in einem doch, sage ich einmal, nicht riesigen Land wie Österreich einheitliche Regelungen in dem Bereich haben wollen, aber trotzdem die notwendige Spezifikation, um zu reagieren, wenn in Bundesländern unterschiedliche Regelungen nötig sind. 

Der zweite Punkt, der ganz besonders wichtig ist - und hier werden harte Debatten auch mit dem Bund geführt -, ist die Frage: Wie gehen wir sozusagen mit Menschen um, die Arbeitslosengeld beziehen, die Notstandshilfe beziehen, den so genannten Richtsatzergänzern? Da ist zwar eine Anhebung der Nettoersatzrate zugesagt, aber nicht in dem Ausmaß, dass es dem ASVG-Richtsatz entspricht. Da gibt es natürlich die Diskussion darüber: Wer trägt hier die notwendigen Kosten? Das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Neben der finanziellen Auswirkung, nämlich einerseits für die Gebietskörperschaft, aber vor allem auch für die Menschen, die diese Mindestsicherung in Anspruch nehmen, halte ich für eine Conditio sine qua non die ganz enge Verzahnung mit dem Arbeitsmarkt. Das bedeutet auch - und daran arbeiten wir ja in Wien über den WAFF, aber auch in enger Kooperation mit dem AMS jetzt schon -, dass die Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher eine ganz wesentliche Zielgruppe des Arbeitsmarktservice sein müssen und dementsprechend Programme für genau diese Zielgruppe - auch von Bundesseite, weil das AMS sozusagen eine Bundeseinrichtung ist - ausgebaut werden müssen. 

Nur dann kann die Mindestsicherung das bringen, was sie bringen soll - und das wird sie bringen -, nämlich ein Trampolin in ein besseres Leben für die Menschen zu sein. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 2. Zusatzfrage erfolgt von Herrn Klubvorsitzendem Abg Dr Tschirf. Ich bitte darum.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Sie haben es kurz angesprochen, dass es bundesweit unterschiedliche Regelungen und Richtsätze gibt. In einigen Richtsätzen ist Wien deutlich im unteren Feld. Wird sich Wien anstrengen, dass bei den Sozialleistungen in den Spitzenbereich vorgestoßen wird?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Klubobmann! 

An dem Lächeln auf Ihren Lippen sieht man schon, dass Sie das, was Sie mich hier fragen, selbst nicht glauben (Abg Dr Matthias Tschirf: O ja!), weder quantitativ noch qualitativ. 

Wir sind das einzige Bundesland, das eine Regelung wie die Dauerleistung hat, wo Menschen, die nicht arbeitsfähig sind, 14-mal im Jahr den ASVG-Richtsatz bekommen. Wir sind das einzige Bundesland, das eine monatliche Beihilfe zum Heizen - im heurigen Jahr in der Höhe von 42 EUR - vorsieht. Andere Bundesländer haben den Heizkostenzuschuss; den haben wir auch, und das ist es damit. Wir sind das einzige Bundesland, in dem eine Systemumstellung vorgenommen wird, bei der nicht die Familie als Gesamtes gesehen wird, sondern individuell unterstützt wird.

Wir sind auch das einzige Bundesland, in dem in einem derart hohen Ausmaß – auf Grund der Struktur, die wir in der Sozialhilfe schaffen - Menschen, die einen Anspruch auf die Sozialhilfe haben, auch abholen. Es gibt eine neue Studie, die sagt: In Wien ist der Anteil jener, die auf eine individuelle Leistung aus der Sozialhilfe einen Anspruch hätten - und sei das nur eine einmalige Leistung -, diese aber nicht in Anspruch nehmen, bei maximal 15 Prozent; im Österreich-weiten Schnitt liegt dieser Anteil zwischen 40 und 60 Prozent. 

Von 40 bis 60 Prozent der Menschen, die einen Anspruch auf etwas haben, wird dies auf Grund der Struktur, dass man etwa zum Bürgermeister gehen muss mit der Bitte: „Kann ich Sozialhilfe haben?", nicht in Anspruch genommen! Oder auf Grund der Struktur, die in fast allen Bundesländern vorherrscht: Dass die Sozialhilfe wieder zurückgeholt wird, und zwar nicht nur von den Kindern - was es in Wien nicht gibt -, sondern auch von jenen, die eigentlich mit der Sozialhilfe die Möglichkeit haben sollten, sich wieder zu festigen und ins Arbeitsleben einzusteigen. In dem Moment, in dem man dann wieder verdient, muss man in den meisten Bundesländern die Sozialhilfe zurückzahlen. 

Vielleicht zu den Dimensionen, die ja auch in der Debatte um die Mindestsicherung ausgesprochen spannend sind: Wir haben in Wien rund 83 000 Menschen, die Sozialhilfeleistungen beziehen. In einem Land, das nur 200 000 Einwohnerinnen und Einwohner weniger hat, nämlich Oberösterreich, bekommen 6 000 Men-
schen Sozialhilfe. Dies nur, damit wir die Dimensionen sehen, von denen wir hier sprechen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 3. Zusatzfrage erfolgt durch Herrn Abg Dkfm Dr Maurer. Ich bitte ihn darum.

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich beziehe mich auf die Diskussion, SozialhilfeempfängerInnen in die Krankenversicherung mit einzubeziehen und ihnen damit auch die e-card zu ermöglichen: Wie weit sind hier die Vorbereitungen gediehen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abgeordneter!

Das ist ein ganz wichtiges Thema. Selbstverständlich erhalten Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher dieselben Leistungen wie versicherte Personen, aber - und das wissen wir - sozusagen mit einem Schein, der sie als Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher ausweist, und das ist schlecht, gar keine Frage.

Seit der Einführung der e-card wird hierüber auch die Diskussion mit dem Hauptverband geführt. Bereits im Herbst 2005 hat sich die Stadt Wien diesbezüglich an den Hauptverband gewandt, um die Möglichkeit zu haben, Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger als Patientinnen und Patienten gleich zu behandeln, weil das einfach, obwohl es dieselbe Leistung gibt, eine Diskriminierung ist, die ich, die wir hier nicht für richtig halten. 

Es ist auch im Regierungsprogramm der Bundesregierung festgeschrieben, dass Verhandlungen aufzunehmen sind zur Einbeziehung der Sozialhilfeempfängerinnen und -empfänger in die Krankenversicherung, und zwar zu einem Pauschalbetrag, über den zu verhandeln ist. Wer zu verhandeln hat, steht auch ganz klar im Regierungsprogramm, nämlich die Gesundheitsministerin. Auf meine ungefähr dreiwöchigen Anfragen, wie die Verhandlungen laufen, muss ich leider sagen, dass die Verhandlungen bisher noch nicht begonnen haben.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Lasar. Ich bitte ihn darum.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine Frage dazu: Welcher Leistungsgedanke steckt hinter der Einführung einer Mindestsicherung?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Kollege Lasar!

Das ist eine ganz wichtige Frage, weil es die Grundfrage eines Sozialsystems ist, die Grundfrage eines solidarischen Sozialsystems, das davon lebt und wo es ein wesentlicher Wert ist, dass die Gemeinschaft jenen, die in Notlagen geraten, hilft, ihnen aber - das ist ein ganz besonders wichtiger Punkt, und das ist auch das Neue an der Mindestsicherung - auch ganz konkret noch bessere Chancen bietet, ihnen ein Trampolin zu einem wieder eigenständigen Leben bietet.

Hier geht es um die bedarfsorientierte Mindestsicherung. Der wesentliche Unterschied zwischen einem Grundeinkommen, wofür ich nicht bin, und der bedarfsorientierten Mindestsicherung, für die ich schon bin, ist, dass es nicht darum geht, den Menschen Geld zu geben und dann zu sagen: „Ihr interessiert uns nicht mehr, das ist uns wurscht.", sondern um die enge Verzahnung mit dem Arbeitsmarkt und die enge Verzahnung mit Qualifikation, weil natürlich Qualifikation und Arbeitsmarktpolitik die beste Armutsbekämpfung ist. Dazu trägt die Mindestsicherung einen weiteren Schritt bei.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die fünfte und letzte Zusatzfrage stellt wiederum Herr Dipl-Ing Margulies. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ich denke, jetzt habe ich in einer relativ einfach formulierten Frage versucht herauszufinden, ob für Sie sichergestellt ist, dass bei Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung niemand weniger erhält als jetzt bei der Sozialhilfe. Mit Bedauern habe ich zur Kenntnis genommen, dass die Sozialdemokratie das nicht ausschließen kann.

Für uns GRÜNE ist es vollkommen unverständlich, dass es passieren könnte, dass bei der bedarfsorientierten Mindestsicherung weniger herauskommt. Ich muss das mit Bedauern zur Kenntnis nehmen und verzichte auf die Zusatzfrage.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das war natürlich ein absichtlicher Fehlschluss. Ich nehme auch das zur Kenntnis. 

Ich habe ausgeführt, dass wir in Wien jetzt schon die Situation haben, dass auf Grund der hohen Sozialleistungen, die wir erbringen, Menschen mehr haben, als hier in der Mindestsicherung vorgesehen ist. Die Frage, aus welchem Titel das dann erhalten wird, ist eine andere Frage. Aber selbstverständlich werden wir das hohe Niveau, das wir in dieser Stadt an Sozialleistungen haben, nicht verlassen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung. - Mir ist eine weitere Entschuldigung mitgeteilt worden: Frau Abg Praniess-Kastner befindet sich ebenfalls auf Dienstreise und ist für den Verlauf der Landtagssitzung entschuldigt.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 00104-2008/0001 - KVP/LM), gerichtet an den Herrn Landeshauptmann. (Auf Bundesebene wurde bereits durch Steuerreformen zur Entlastung der Arbeitnehmer und Wirtschaftstreibenden beigetragen, eine weitere Reform ist geplant. Nun wächst speziell in Wien die Abgabenlast besonders stark, zugleich haben Sie Abgabenreformen zuletzt immer abgelehnt. Wann wird das Land Wien endlich einen Beitrag leisten und mittels einer Wiener Landessteuer- und -abgabenreform den Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstandort Wien deutlich entlasten?)
Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ich beantworte diese Frage des LAbg Dr Aichinger sehr gerne; ich weiß aber, dass ich den Vizepräsidenten der Wiener Wirtschaftskammer nun langweilen werde, weil er das alles ohnehin weiß. Aber so leben wir eben gelegentlich in verschiedenen Welten, und wir müssen versuchen, damit zu Rande zu kommen.

Ich möchte mich abseits der Vorbereitungen gerne mit Ihnen über diese Frage unterhalten, weil eine ähnlich lautende Frage vor nicht allzu langer Zeit - na ja, doch, vor drei Jahren war das, wenn ich es richtig im Kopf habe - hier schon diskutiert wurde. Es sagt zwar die Frau Vizebürgermeisterin, dass ständige Wiederholung den Unterrichtsertrag sichert, aber ich denke, dass es schon wichtig ist, dass man auch in einer Fragestunde versucht, in einen Dialog einzutreten. Das ist das, was ich auch hier anbieten möchte.

Zunächst einmal heißt es am Anfang Ihrer Frage: „Auf Bundesebene wurde bereits durch Steuerreformen zur Entlastung der Arbeitnehmer und Wirtschaftstreibenden beigetragen, eine weitere Reform ist geplant." Nun, wir alle wissen, dass es bei der letzten Steuerreform sowohl zu einer entsprechenden Unterstützung der Wirtschaft gekommen ist - wogegen von meiner Seite her, im Gegensatz zu anderen Meinungen, nichts zu sagen ist, ich halte das für richtig und notwendig, um insbesondere auch die Konkurrenzfähigkeit des Wirtschaftsstandortes sicherzustellen -, und es ist natürlich auch zur Entlastung der Arbeitnehmer, also auch der mittleren Einkommen, eine ganze Menge gemacht worden, was gleichfalls zu begrüßen ist. 

Allerdings - ich erwähne das deswegen, weil es für die aktuelle Diskussion zur Steuerreform eine gewisse Bedeutung hat - war die Gegenfinanzierung nicht unerheblich. Denn eine Reihe von Bundesabgaben, die ausschließlich dem Bund zugute kommen, also nicht unter die gemeinschaftlichen Bundesabgaben fallen, wurden nicht unwesentlich erhöht. Das hat letztendlich dazu geführt, dass etwa die Entwicklung der Bundesabgaben von 2004 auf 2007 so ausschaut, dass 2004 ein Einkommen von etwa 50,6 Milliarden EUR der Fall gewesen ist, und im Jahr 2007 waren es 60,9 Milliarden EUR aus den Bundesabgaben - also kann man hier ja wohl erkennen, dass die Gegenfinanzierung offensichtlich sehr, sehr gut funktioniert hat -, während sich das in Wien bei den Landes- und Gemeindesteuern von 908 Mil-
lionen EUR im Jahr 2004 auf 963 Millionen EUR im Jahre 2007 entwickelt hat. Der Anteil Wiens an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben ist von etwa 3 Milliar-
den EUR auf 3,3 Milliarden EUR gestiegen. 

Es ist daher ganz unbestreitbar das festzuhalten, was gerade die Gemeindeverbände, sowohl der Gemeindebund als auch der Städtebund, festgestellt haben: Diese Steuerreform war zum Nutzen des Bundes! Keine Frage, natürlich haben Arbeitnehmer, natürlich hat auch die Wirtschaft davon profitiert - das ist fraglos -, aber mit den Gegenfinanzierungsmaßnahmen war das eine Steuerreform, die in allererster Linie dem Bund und seinem Einkommen genutzt hat. 

Ich sage das leidenschaftslos und möchte hier nur einen historisch wahrhaftigen Beitrag zu der aktuellen Steuerdiskussion liefern, die geplant ist und von der ich hoffe, dass binnen Jahresfrist die Vorbereitungsdiskussionen dazu abgeschlossen sind. Denn die Anforderungen an diese neue Steuerreform sind heute schon gewaltige, wenn ich mir anhand verschiedener Stellungnahmen vergegenwärtige, wie die Erwartungshaltungen an diese Steuerreform auch sind. 

Sie sagen im nächsten Satz: „Nun wächst speziell in Wien die Abgabenlast besonders stark, zugleich haben Sie Abgabenreformen zuletzt immer abgelehnt." Ich denke, dass ich anhand des Zahlenwerks, das ich jetzt vorgelegt habe, nachgewiesen habe, dass gar nicht die Rede davon sein kann, dass die Abgabenlast in Wien besonders stark wächst. Denn das sind Bruchteile von dem, was in der Tat nur durch die Gegenfinanzierung, die etwa beim Bund aufgestellt wurde, als Realität da ist.

Herr Abgeordneter! Schauen wir uns nur ein bisschen an, was ein durchschnittlicher Klein- und Mittelbetrieb an Abgaben zu leisten hat. So belasten etwa alle durch Bundesgesetze geregelten Abgaben, die heute vorhanden sind, einen durchschnittlichen Betrieb mit etwa 460 000 EUR im Jahr, die landesgesetzlich geregelten beziehungsweise gemeindeeigenen Abgaben mit etwa 12 200 EUR im Jahr; das ist ein Verhältnis von 1 zu 37! Daher denke ich, dass man auch hier die Kirche im Dorf lassen soll.

Jawohl, ich bin sehr dafür, dass wir mit einer Abgabenreform - und zwar, so hoffe ich jedenfalls, einer sehr grundsätzlichen Abgabenreform - durchaus auch wirtschaftsfördernde Maßnahmen betreiben. Dazu zählt für mich auch, dass man etwa kleine und mittlere Einkommen entlastet, um sohin die Kaufkraft zu stärken. Für Sie als Händler wird das natürlich ein besonders erfreulicher Aspekt sein; wenn man die Kaufkraft stärkt, ist dies zweifelsohne gut, auch ganz speziell für Ihr Geschäft.

Da denke ich, dass es nichtsdestoweniger - und damit komme ich zum Schluss - durchaus interessante Diskussionen geben kann. Denn beispielsweise die Frage der Kommunalsteuer ist ja eine, die natürlich heute in Stein gemeißelt erscheint. Warum? Die Gemeinden haben - wie ja in den Verbänden immer wieder diskutiert wird und auch in den Finanzausgleichsverhandlungen betont wurde - natürlich eine ganze Menge an Problemen zu verkraften, im Einnahmensektor etwa die Getränkesteuer, wobei es Sie als Wirtschaftstreibenden natürlich eher freut, dass es sie in dieser Form nicht mehr gibt. Die Kompensation in den Einnahmen der Gemeinden und Städte war zweifelsohne bei Weitem keine hundertprozentige, aber die gibt es eben nicht mehr. 

Zur Frage der Grundsteuern ist zu sagen, dass sie zwar im Koalitionsübereinkommen als eine Gemeindesteuer angesprochen sind. Aber da gibt es eine Reihe von Sorgen. 

Hinsichtlich der Werbeabgabe gibt es beispielsweise auch den Wunsch der Wirtschaft nach entsprechender Abschaffung. Dazu sagen der Gemeindebund und der Städtebund: Solange nicht vernünftig über tatsächlich einhundertprozentige Kompensation in den Einnahmen der Gemeinden gesprochen werden kann, ist man natürlich dagegen. 

Es sind heute die Gemeinden und die Städte gebrannte Kinder, deswegen sind sie natürlich auch nicht besonders diskussionsfreudig. Dennoch denke ich, dass man auch etwa über eine Kommunalabgabe diskutieren sollte, also eine ganz klare Belastung des Faktors Arbeit; das ist die ehemalige Lohnsummensteuer. Das wäre natürlich eine würdige Diskussion über eine Strukturveränderung, eine Strukturveränderung, die auch generell gesehen auf den Wert und Wertzuwachs eines Betriebes abzielt, nicht auf eine Belastung des einzelnen Arbeitnehmers eben in Form dieser Lohnsummensteuer, die übrigens für ganz Österreich gleich ist, wobei wir als Land keine Ingerenz auf die Höhe dieser Steuer haben.

Dies einzubauen - das kann zunächst durchaus aufkommensneutral sein - in einen Charakterwandel, in einen Strukturwandel dieser Kommunalsteuer, wäre aus meiner Sicht zweifelsohne eine hochinteressante Geschichte. Dies hätte - ich sage das hier auch ganz offen -, perspektivisch gesehen, in den Gemeindeeinnahmen einen ganz anderen Dynamikfaktor, als ihn die Kommunalsteuer in ihrer heutigen Struktur hätte. 

Ich habe mich bemüht, nicht nur in der üblichen Form - wir Gemeinden können auf kein Geld verzichten, was schon seine Richtigkeit hat, und dieses Lied wird heute von allen kommunal Verantwortlichen von Bregenz bis Eisenstadt gesungen - zu antworten, sondern auch ein bisschen anzudeuten, wo ich denke, dass man durchaus auch im Hinblick auf die Stabilität der Finanzen der Gemeinden, die eine wichtige Aufgabe in der Republik erfüllen, insbesondere bei Investitionen, was sohin auch der Wirtschaft zugute kommt, daran denken und darüber diskutieren sollte, in Ergänzung zu dem, was ohnehin „Common Sense“ ist, oder auch eingemauerten Differenzen, die es im Bereich Steuerreform und Steuerentwicklung gibt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für diese detaillierte Beantwortung. - Die 1. Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Abg Dkfm Dr Aichinger. Ich bitte darum.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Die Idee und der Anlass dieser Frage war Ihr Vortrag vor wenigen Tagen im Kreisky-Forum, wo Sie gemeint haben, es wäre notwendig, die Stadtfinanzierung total zu reformieren. Wir wissen ja, dass die Gemeindefinanzierung im Prinzip auf drei Säulen steht; sie erfolgt eben aus den gemeinwirtschaftlichen Ertragsanteilen des Bundes, aus Transferleistungen - wenn ich es hier einfach mache - und aus den eigenen Steuern und Abgaben. Daher geht meine Frage in diese Richtung. 

Natürlich hat man das beim letzten Finanzausgleich gesehen, der sehr schwierig war, der aber auch, glaube ich, gerade für Wien, für das Land Wien und die Gemeinde Wien - was hier ja auch in der letzten Budgetdebatte angeschnitten worden ist -, sicher nicht schlecht, sondern eigentlich sehr gut ausgegangen ist. Sie haben berechtigterweise gesagt, bei der Umstellung in Zukunft soll es - wenn ich es so sagen darf - eher auf die Qualität, nicht auf die Quantität der Köpfe ankommen.

Daher meine Frage: Gibt es auch auf der dritten Säule, sprich, auf der Säule der Gemeindeabgaben, der Gemeindegebühren, Ideen, um da einige neue Akzente zu setzen? Sie selbst haben jetzt den Bereich der Kommunalsteuer angeschnitten. Hier wäre es vielleicht anzudenken, dass man etwas bei der Lehrlingsoffensive macht - mit Lehrlingen zum Beispiel, ein kleiner Punkt -, oder auch beim Medienstandort Wien, der Werbeabgabe. Ist daran gedacht, in dem Bereich eigene Steuern neue Diskussionen zu beginnen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

In beiden Bereichen - also bei der Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben im Finanzausgleich selbst, aber natürlich auch bei den Eigeneinnahmen - habe ich an Strukturveränderungen gedacht, nicht an das Drehen von Schräubchen. Ich habe auch nicht daran gedacht, die Einnahmen der Stadt Wien zu verkürzen. 

Das sage ich auch in aller Offenheit, denn Wien ist jetzt zweifelsohne in einer Situation, in der man über verschiedene Dinge reden kann; sehr viele Städte in Österreich sind das nicht mehr. Ich darf etwa auf den Rechnungshofbericht verweisen, der über die Gemeindefinanzen, übrigens ebenso wie über die Länderfinanzen, erstellt wurde, und da kann man natürlich schon erkennen - und zwar mit Begründung -, wie der Finanzzustand sehr vieler Städte und auch Gemeinden in Österreich ist. Da kann man nicht nur hergehen und sagen: Die haben eben nicht aufgepasst und zum Beispiel ihr Spital in der Finanzierung nicht rechtzeitig an das Bundesland abgegeben. 

Das betrifft nur zwei Städte, die auch in dieser Liste des Rechnungshofes aufscheinen, oder von mir aus sind es drei Städte. Aber dass zum Beispiel Krems die zweitverschuldetste Stadt Österreichs ist - und die haben ein Landeskrankenhaus schon dort, es war dort also nie im Gemeindebudget drinnen -, das lässt sich damit nicht mehr erklären. Daher denke ich, dass dies schon eine gute Begründung dafür ist, dass die Gemeinden in ihren Verbänden sich heute auch dagegen wehren, dass es zu Mindereinnahmen in den Gemeinden selbst kommt.

Aber was ich gemeint habe, ist eine Strukturveränderung. Das Zauberwort in der Verteilung ist die aufgabenorientierte Gemeindefinanzierung. Hier kann man in der Zwischenzeit zumindest eine Lade in einer Bibliothek mit den Publikationen dazu füllen. Man wird da auch draufkommen, dass es am Ende des Tages eine politische Entscheidung ist, ob man dies will. Ist die Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesaufgaben so wie bisher, mit oder ohne abgestuften Bevölkerungsschlüssel - uns ist es natürlich lieber mit -, sodass man es weiterhin so macht, also pro Kopf verteilt, mit diesem Reparaturset abgestufter Bevölkerungsschlüssel? Oder definiert man die Aufgaben der Gemeinde - wir haben ja das Prinzip der Einheitsgemeinde in Österreich -, legt dazu die überörtlichen Aufgaben, etwa von Bezirkshauptstädten, Landeshauptstädten, Bundeshauptstadt, fest und finanziert danach?

Natürlich ist es eine mühseligere Geschichte, wenn man Köpfe zählt, aber das ändert aus meiner Sicht nichts daran, dass man sich dieser Mühseligkeit, wenn man so will, zukünftig unterziehen sollte. Es ist ja auch das eine Frage der Finanzverfassung und bundesgesetzlich zu regeln. 

Aber ich denke, dass das zumindest ein Diskussionsbeitrag ist, den ich hier geleistet habe. Es ist ja dieser Vortrag für diejenigen, die sich gelegentlich mit diesen Themenfeldern beschäftigen, nichts Neues. Ich habe das eben nur vor einem etwas anderen Forum, das sich normalerweise mit diesen Dingen nicht beschäftigt, wiederholt und einmal mehr auch gesagt. 

Was die Stadt betrifft, so ist das richtig, man kann das genauso überlegen. Aber die Überlegungen werden sicherlich nicht in diese Richtung gehen können: Schaffen wir die eine oder andere Abgabe ab, um hier einzelne, wenn auch sehr wichtige Wirtschaftsteile wie etwa die Werbewirtschaft zu unterstützen und zu fördern, sondern in jene Richtung: Wie verändern wir auch hier Strukturen? Auch das wird eine entscheidende Sache sein. 

Da ja die Werbeabgabe mehr oder weniger der Ingerenz der Länder respektive der Städte weggenommen worden ist - das ist nun seit einiger Zeit eine Bundesregelung, wofür der Bund gleich auch einmal einen Teil der Einnahmen einbehält, die aus der Werbeabgabe hereinkommen, sich aber in der Diskussion vornehm zurückhält, als ob ihn das alles nichts anginge -, kann man natürlich darüber reden. Wenn es hier einen vollwertigen, einhundertprozentigen Ersatz - nicht so wie bei der Getränkesteuer - für die Gemeinden und die Gemeindefinanzierung gibt, kann man hier über die Strukturen durchaus reden. Denn ich sehe schon ein, dass auch die Werbewirtschaft diese Werbeabgabe, gelinde gesagt, nicht besonders lustig findet, weil es natürlich ein Standortnachteil ist. Das ist eine ziemlich singuläre Abgabe in Europa. 

Ähnliches - und da möchte ich mich jetzt nicht wiederholen - gilt aus meiner Sicht zum Beispiel für die ganze Frage der sehr wichtigen Kommunalsteuer. Aber gehen wir einmal davon aus, dass es heute für die Gemeindefinanzierung an Eigeneinnahmen, für die die Gemeinden selbst zuständig sind und bei denen sie nicht auf den Verteilungsmechanismus des Bundes angewiesen sind, ohnehin nur noch zwei gibt - der Rest ist ja weg -, also zwei große. Außerdem gibt es eine ganze Reihe von kleinen, die in den Gemeinden zum Teil unterschiedlich geregelt sind. Damit meine ich nicht die Werbeabgabe, weil diese ja einheitlich ist. 

Wenn man dann so leichtfertig - das sage ich auch sehr offen, einschließlich meines Freundes und Staatssekretärs im Finanzministerium - von Bagatellsteuern spricht, die man abschaffen kann, und immer den Blick natürlich möglichst weit weg von der Zentrale wirft, hin auf die Gemeindefinanzen, dann wird man auch die Sensibilität der geschäftsführenden Gemeinderäte in den diversen kleineren Gemeinden oder der Finanzstadträte verstehen, dass sie sehr hellhörig, sehr sensibel und gelegentlich auch aggressiv auf solche Bemerkungen oder auf solche Vorschläge reagieren, die hier gemacht werden. 

Ich sage noch einmal, dass die Verkürzung der Einnahmen der Gemeinden, die in der letzten Zeit passiert ist - in den letzten zehn Jahren, das geht also weit über die übliche Regierungskritik hinaus -, signifikanterweise zu einem nicht unerheblichen Rückgang der Finanzierung der Investitionen in den Gemeinden geführt hat. Und im öffentlichen Auftragsbereich sind die Gemeinden der größte Investor, das geht eins zu eins in Aufträge an die Wirtschaft. 

Das alles sollte man sich auch einmal überlegen, wenn man von der anderen Seite lediglich die Kostenreduktion bei Steuerbelastungen verlangt. Dass auf der anderen Seite damit natürlich auch die Nachfrage im Hinblick auf die öffentlichen Aufträge zurückgehen wird, das findet real statt. Das sollte man bei den Diskussionen, wenn man sie ehrlich und abseits von irgendwelchen Polemiken führt, auch mit bedenken.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Stark. - Bitte.

Abg Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Meine Frage bezieht sich auf die Dienstgeberabgabe, auf die so genannte U-Bahn-Steuer. Von der Dienstgeberabgabe befreit sind ja Dienstnehmer über 55 Jahre und Lehrlinge. 

Halten Sie es für denkmöglich, dass diese Befreiung auf sämtliche Dienstnehmer unter 18 Jahren ausgedehnt wird, zum Beispiel auf Praktikanten oder auf Schulabbrecher, die eben noch keinen Lehrplatz haben, beziehungsweise eine zeitlich befristete Befreiung für Langzeitarbeitslose nach deren Wiedereinstieg ins Berufsleben?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie werden verstehen, dass jetzt im Rahmen einer Fragestunde eine solche Detailfrage von mir sehr schwer zuzusagen ist. Denn es kann nur eingebettet werden - im Sinne dessen, was ich vorhin ausgeführt habe - in eine gesamte Abgabenreform, die man macht, wo dann die Kompensationen greifen. Es ist außer jedem Zweifel, dass dies, rein mengenmäßig gesehen, nicht den zentralen Punkt darstellt. Bei dem von mir vorhin zitierten Beispiel eines KMU, eines Mittelbetriebes, macht die Dienstgeberabgabe 200 EUR aus. Das wird also weder die tolle Belastung für das Unternehmen noch die Katastrophe für die Gemeinde sein. 

Aber trotzdem bin ich hier behutsam und kann mir viel vorstellen, sehr viel weiter Reichendes als das, was Sie hier vorgeschlagen haben. Aber das, würde ich meinen, wird uns nicht sehr viel an Lösung bringen, weil es die Unternehmen nicht wirklich belastet und für uns eigentlich auch nicht das Bedeutende ist. Ich denke, das kann als Ergänzungsmaßnahme fungieren, aber wir werden mehr als das tun müssen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dipl-Ing Margulies. - Bitte.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sowohl als Landeshauptmann als auch als stellvertretender Parteivorsitzender der Bundeskanzlerpartei haben Sie ein gewichtiges Wort in dieser Republik mitzureden; insofern eine Frage zu Ihren Absichten betreffend eine große Steuerreform. 

Dass eine Steuerreform - eine Steuer- und Abgabenreform, um es zu präzisieren - zur Entlastung der Menschen mit keinem und geringem Einkommen sowie des Mittelstandes notwendig ist, dass eine ökologische Umgestaltung des Steuerwesens notwendig ist, steht, glaube ich, außer Zweifel. Gleichzeitig ist es nach wie vor so, dass in den Bereichen Krankenanstaltenfinanzierung, Pflege oder Bildung durchaus noch Mittel fehlen, die eigentlich investiert werden müssten. Das heißt, wenn man wirklich eine umfassende Steuer- und Abgabenreform angehen will, bedarf es selbstverständlich auch einer teilweisen Gegenfinanzierung.

In diesem Sinne ganz konkret an Sie die Frage: Werden Sie sich bei einer umfassenden Steuer- und Abgabenreform dafür einsetzen, dass sämtliche Einkommensarten endlich auch gleich besteuert werden, sodass nicht Menschen, die arbeiten, viel mehr Steuern auf ihr Einkommen zahlen als Menschen, die ihr Einkommen aus Zinserträgen und aus Mieten erhalten? Und werden Sie sich auch dafür einsetzen, dass Einkommensarten aus Kapitalgewinnen bei der Berechnungsgrundlage der Krankenversicherung mit einbezogen werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal, Herr Abgeordneter - ich sage es nur der Vollständigkeit halber, es ist ohnehin bekannt, und du weißt es ja auch -: Fragen an den stellvertretenden Bundesparteivorsitzenden der SPÖ sind hier unzulässig. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Sie erfolgt aber an den Herrn Landeshauptmann!) Es ist ohnehin wurscht; ich sage es nur, sozusagen in formeller Hinsicht, ohne jetzt in eine komplette und große Diskussion über die Fragen der Steuerreform einzutreten.

Zum einem habe ich mich öffentlich dazu geäußert, was meine Erwartungshaltung an diese Steuerreform ist, nämlich die Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen, um die Kaufkraft zu stärken und die Binnennachfrage entsprechend zu forcieren. Wir wissen, dass das eines unserer Probleme ist, weniger die exportorientierte Wirtschaft. Denn der allergrößte Teil unserer Exporte ist ein Binnen-EU-Export, und die Höhe des Dollars hat uns nie besonders belastet. Daher denke ich, dass diese Maßnahmen einfach auch aus der letzten Steuerreform heraus fehlen, dass man die Binnennachfrage auch ankurbeln kann.

Das Zweite ist völlig richtig, ich stimme hier mit Ihnen überein: Die Ökologisierung der Steuerreform ist eine Conditio sine qua non. Wir wissen, dass man durch solche Maßnahmen mehr machen kann als durch viele andere Spielereien, die es hier gibt, was nicht daran hindern soll - vielleicht auch ausgelöst durch eine solche Ökologisierung der Steuerreform -, dass man jene Wege fortsetzt, die einzelne Autounternehmen bereits begonnen haben, um tatsächlich ernsthaft, und nicht als Spiel wie in der Vergangenheit, die Veränderung der technischen Antriebsformen bei Kfz anzugehen. 

Es ist ja nicht ganz uninteressant zu sehen, dass bei einem der größten Autosalons Europas - was normalerweise nicht mein bevorzugter Aufenthaltsort ist, weil ich diesbezüglich keine emotionellen Sensibilitäten habe, sondern froh bin, wenn das Werkel funktioniert und mich sicher zum anderen Ort bringt -, dass dort an einem Ort, wo es normalerweise darum geht, Autofetischisten zu huldigen, das ökologischste Fahrzeug, das es zur Zeit auf dem Markt gibt, prämiert wird. Das hat für mich auch ein bisschen Symbolwert für ein Umdenken in diesem Bereich.

Ich halte also davon auch sehr, sehr viel, was mich nicht daran hindert, einfach auch zu sagen: Es ist von entscheidender Bedeutung, dass wir im Hinblick auf Wärmedämmung, natürlich auch im Hinblick auf die Verkehrsorganisation in Städten durchaus bedeutendere Fortschritte erzielen, als dies in der Vergangenheit der Fall war, und daher vernünftigerweise, gerade was die Wärmedämmung betrifft, in Österreich jetzt das machen, was wir in Wien eigentlich schon seit geraumer Zeit machen, indem wir rund 100 Millionen EUR pro Jahr für die Wärmedämmungen ausgeben.

Was die Pflege betrifft, möchte ich schon hinzufügen, dass neben den 40 Millionen an frischem Geld, die die Bundesregierung nunmehr für die 24-Stunden-Pflege zu Hause bereitstellt - mit einem kleinen Blick in ein Budget, das du ja durchaus gut kennst, wie ich weiß, und dem du das entnehmen kannst -, dass die Stadt Wien etwa 500 Millionen EUR im Jahr für den Pflegebereich ausgibt. Das ist doch, denke ich, wirklich nicht wenig!

Wenn rund ein Drittel des Wiener Stadtbudgets in den Ausgaben für den Bereich Gesundheit, Pflege und Soziales ausgegeben wird, so sei das hier erwähnt, und du wirst verstehen, dass ich hier dieses Selbstlob auch aussprechen möchte. Du lobst uns ja nicht für solche Taten, und da es von dir nicht zu erwarten ist, muss ich ein Selbstlob aussprechen, weil das sonst niemand lobt. Das ist ja völlig logisch, und es ist auch völlig nachvollziehbar, nehme ich an. Irgendwer muss es tun, und daher mache ich es, da es von dir nicht zu erwarten ist. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Jede Sitzung drei Mal!)

Was tatsächlich der viel ernsthaftere Teil ist, ist die Frage der Ungerechtigkeit im Steuersystem und des Aufkommens dabei. Jawohl, ich bin der Auffassung, dass es zu einer wesentlichen Verbreiterung der Einnahmen kommen soll und kommen muss. Ich bin mir dessen bewusst, dass man dieses Instrumentarium sehr behutsam handhaben muss, um Kapital nicht zu vertreiben. Man muss dies sehr vorsichtig handhaben, aber es ist - auch im Einklang mit sehr profilierten Wirtschafts- und Finanzvertretern - durchaus möglich, hier mehr zu machen, als das zur Stunde der Fall ist. 

Denn Österreich ist, was die Frage des Einkommens aus Vermögenszuwächsen und seiner Besteuerung betrifft, auch innerhalb des Euroraumes relativ weit hinten. Daher bin ich der Auffassung, dies ist zu tun, so wie ich bei der Krankenversicherung auch der Auffassung bin, dass nunmehr die Höchstbemessungsgrundlage entsprechend angehoben werden soll, die Deckelung nicht aufgehoben, aber angehoben werden muss, sodass nicht diejenigen, die wenig verdienen, eigentlich die ganze Chose zahlen sollen, und dass diejenigen, die viel verdienen, auch ihren Beitrag dazu leisten.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Abg Dkfm Dr Aichinger. Ich bitte darum.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, dann ist die gesamte Finanzierungsreform zuerst einmal mit dem Bund abzusprechen und vor allem von dieser Seite her zu betrachten, dass jene Steuereinnahmen oder jene Finanzmittel, die die Länder und Gemeinden bekommen, die auch Wien bekommt, sozusagen dort zu reformieren sind, dass anscheinend - und ich sage das bewusst so - auch viele Tabus, etwa die Kommunalsteuer, die Sie erwähnt haben, in Frage gestellt werden beziehungsweise diskutiert werden sollen, auch im Hinblick, wenn ich es so sagen darf, auf einen Nicht-Wettbewerb zwischen den einzelnen Ländern und Gemeinden, dass es hier sozusagen Steuervorteile für einzelne Betriebsansiedlungen und Ähnliches geben soll, was sicherlich zu begrüßen ist.

Die Frage ist daher, ob die Steuern, die wir selbst in Eigenverantwortung einnehmen können, festsetzen können, die daher wahrscheinlich immer rückläufig sein werden, als Letztes bei der Reform drankommen sollen, es aber auch dort keine Tabus geben wird, um wirklich aufzuräumen und ein neues System aufzustellen.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Da wiederhole ich mich jetzt. Ja, ich meine, dass es richtig und notwendig ist, die Verteilung zu diskutieren, letztendlich auch den Verteilungsschlüssel beim Finanzausgleich, sosehr ich mich - ich wiederhole auch das, und ich habe das auch dort in dem Vortrag gesagt - selbstverständlich zu dem Ergebnis dieser Finanzausgleichsverhandlungen bekenne und an diesen Finanzausgleichsverhandlungen nicht rüttle. Aber wir haben, nicht zuletzt auch durch die Verlängerung der Periode der Gültigkeitsdauer des Finanzausgleichs-Paktums auf fünf Jahre, nun fünf Jahre Zeit, oder zumindest vier Jahre, um tatsächlich einmal strukturelle Veränderungen im Hinblick auf die Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben durchführen zu können. 

Ich halte das für wichtig, und es geht mir dabei nicht um die Frage, die Geldmenge neu zu verteilen, sondern es geht mir dabei um ein durchaus zunächst aufkommensneutrales, wenn man so will, oder zuteilungsneutrales System, aber einfach um eine zukunftsträchtige Struktur. Ich habe hohes Verständnis dafür - das sei auch einmal gesagt -, dass der ländliche Raum entsprechend gefördert wird, das ist überhaupt keine Frage. Der Finanzausgleich ist ja eine solidarische Finanzierungsmaßnahme innerhalb der Republik, dafür habe ich alles Verständnis der Welt. 

Ich freue mich sehr, dass nicht nur nach der Neuordnung der österreichischen Agrarmarktordnung, sondern auch nach der Neuordnung des Agrarförderungssystems der Europäischen Union nun ein nicht allzu großer, aber immerhin nicht unwesentlicher Teil aufgenommen wurde, wobei man weggegangen ist von der reinen Endpreisförderung - was ja zweifelsohne nicht rasend marktwirtschaftlich ist - und dahin geht, einen Teil davon auch für die Strukturförderung und Strukturfinanzierung zur Erhaltung des ländlichen Raumes zu verwenden. 

Es gibt also im Gegensatz zu den Städten, für die es mit der Auflösung von URBAN kein Fördersystem mehr gibt, im ländlichen Bereich neben der Agrarförderung auch eine Förderung für Strukturerhaltungen im ländlichen Raum. Eigentlich gibt es hier also eine Doppelfinanzierung und Doppelförderung, wobei es dann, wenn man es sich im konkreten Alltagsleben eines Gemeindebudgets anschaut, gar nicht so wenig ist, was dort hereinkommt, und in höchstem Ausmaß eigentlich die zweite Säule einer Gemeindefinanzierung substituiert, wie das bei einer Stadtgemeinde wie etwa Wien ist. 

Bei allem Verständnis dafür sage ich aber auch dazu, man kann die Motoren der Wirtschaft, und das sind in unserer Republik die Städte, nicht einfach vernachlässigen. Übrigens habe ich hohen Respekt vor dem Lobbying-Niveau unserer Bauernvertreter, gar keine Frage. Ich würde mir gelegentlich wünschen, dass das Niveau der Arbeitnehmervertreter und das Niveau der Wirtschaftsvertreter in den Lobby-Fähigkeiten ähnlich hoch wäre; das könnte einiges verändern. 

Aber dies ändert nichts an der Tatsache, dass man, wie Benya einmal gesagt hat, die Kuh, die man melken will, nicht schlagen darf. Das gilt nicht nur für die Wirtschaft, das gilt auch für die Städte, und daher steht da zweifelsohne auch meine Überlegungen dahinter: Wie kann ich die Finanzkraft der Städte insbesondere vor dem Hintergrund der notwendigen Infrastrukturinvestitionen stärken?

Wir hätten uns einiges erspart, wenn wir diese Diskussion vom Jahr 2000 - da mache ich keine politische Schuldzuweisung, daran sind wir alle miteinander schuld - auch entsprechend geführt hätten. Denn dann hätten wir uns den jetzigen Investitions-Boom bei öffentlichen Aufträgen, der zum Teil zu einer Erhitzung der Konjunktur insbesondere im Tiefbaubereich führt, unter Umständen ersparen können. Und es wäre dabei vielleicht manches in den Preissteigerungen nicht so wild gewesen. 

Also summa summarum: Jawohl, es ist die Interpretation meiner Aussage richtig, man soll ohne Tabus und zukunftsweisend sowohl die Frage der Reform des Finanzausgleichs, also der Verteilung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, diskutieren als auch auf der anderen Seite die Struktur dessen, was im Wesentlichen durch Bundesgesetze geregelt ist, aber was auch unmittelbar den Gemeinden zukommen soll. Wenn wir tatsächlich wollen, dass die Finanzkraft der Gemeinden in Zukunft gesichert ist, dann werden wir um diese Diskussion nicht herumkommen. Je früher wir hier Lösungen finden, desto leichter wird es letztendlich auch gehen; je später, desto schwerer. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke für die Beantwortung, Herr Landeshauptmann. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 00103-2008/0001 - KSP/LM). Sie wurde von Frau Abg Gabriele Mörk an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Die Wiener Gemüsebaubetriebe und die LGV [die Landwirtschaftliche Gemüse-Verwertung], eine von der EU anerkannte und auch geförderte Erzeugerorganisation, hatten 2007 eine ihrer erfolgreichsten Saisonen. Welche Maßnahmen sind seitens des Landes Wien geplant, um diesen erfolgreichen Weg auch 2008 fortzusetzen?)

Ich bitte Frau Mag Sima um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ihre Frage beschäftigt sich ja mit dem Landwirtschaftsbereich. Ich glaube, dass die LGV Frischgemüse seit vielen Jahren ein guter Partner der Stadt ist. Sie vertritt ja rund 300 Gemüsegärtner- und –erzeuger-
organisationen aus der Region Wien, Niederösterreich und Burgenland, und mit 60 Prozent Marktanteil ist die LGV der größte Nahversorger im Frischgemüsebereich. 

Sehr erfreulich ist die Entwicklung in den letzten Jahren und speziell im letzten Jahr. Der Umsatz konnte um 14 Prozent auf 60 Millionen EUR und die Produktion um 11,5 Prozent gesteigert werden; das macht das letzte Jahr, 2007, zum umsatzstärksten Jahr in der Geschichte der Genossenschaft insgesamt. Ich glaube, das ist wirklich ein Ergebnis, auf das man gemeinsam sehr, sehr stolz sein kann, weil es eben die Erfolge der Bemühungen einerseits der Stadt Wien, andererseits selbstverständlich auch der LGV zeigt. 

Die LGV-Gärtner produzieren 40 verschiedene Gemüsearten auf rund 800 ha, Tomaten, Gurken, Paprika, Salat, Radieschen, Küchenkräuter, das ist ja bekannt. Wichtig ist auch, dass es darum herum ein sehr umfassendes System des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherheit gibt, das Produkt-Monitoring durch die integrierte Produktion - das heißt, es werden auch sehr stark Nützlinge eingesetzt -, AMA-Gütesiegel, verschiedene Zertifizierungsinstrumente, EUREPGAP, ISO, Biozertifizierung und so weiter. Das ist eine ganz, ganz lange Liste, die ich gar nicht vollständig aufzählen möchte. 

Welche Förderungsinstrumente gibt es jetzt, oder was machen wir von Seiten der Stadt, um die Nahversorgung besonders zu erhalten? Uns ist es einfach von der Infrastruktur her sehr wichtig, aber natürlich auch von der Versorgung der Stadt her, weil das Gemüse, das im Umfeld der Stadt produziert wird, kurze Transportwege hat und eben auch besonders gut ist. Das heißt, wir versuchen wirklich, sehr viel zu tun, auch in der Zusammenarbeit mit der LGV, um diesen landwirtschaftlichen Bereich innerhalb der Stadtgrenzen auch für die Zukunft zu erhalten. 

Ganz klar, natürlich gibt es die Förderung, die wir innerhalb der EU-Marktordnung haben, also die erste Säule - das sind vor allem Maßnahmen im Bereich der Investitionen, der Hygiene, der Qualitätsverbesserung und der Vermarktung -, und dann natürlich die zusätzlichen Förderungen auf nationaler Ebene. Das betrifft vor allem Marketingmaßnahmen und Öffentlichkeitsarbeit. 

Im Bereich der indirekten Förderung ist die ländliche Entwicklung ein ganz, ganz wichtiger Faktor, zum Beispiel das Investitionsförderungsprogramm, das für die Wiener Gärtner ganz besonders wichtig ist, Richtung Modernisierung von Glashausanlagen. Dann gibt es auch ein Instrument, das wirklich Wien als einziges Bundesland in Anspruch nimmt, zusätzlich zu dem normalen kofinanzierten Förderungsprogramm; das sind so genannte Top-up-Mittel, und das waren im letzten Jahr doch fast 500 000 EUR. Ich glaube, da kommt schon einiges an Mitteln zusammen. Dieser Investitionsförderbetrag ist gerade für die Wiener Gärtnerinnen und Gärtner sehr, sehr wichtig, weil sie durch die aufwendige Glashausstruktur in diesem Bereich auch einen besonders hohen Aufwand haben. 

Selbstverständlich wird auch im Rahmen von ÖPUL gefördert, hier vor allem die integrierte Produktion, das heißt, speziell der Einsatz von Nützlingen. Das ist uns ganz wichtig. Das funktioniert auch im Glashaus besser als möglicherweise in anderen landwirtschaftlichen Bereichen, weil man da einen geschlossenen Raum hat und die Nützlinge besonders optimal einsetzen kann. Diese besondere Unterstützung möchten wir selbstverständlich auch in den nächsten Jahren weiterführen. 

Wichtig ist und sehr bewährt hat sich, glaube ich, auch der 50-prozentige Landeszuschuss im Bereich der Versicherungsprämien, gerade bei den Sturmschäden in den Glashäusern. Das ist auch, wie gesagt, ein Wiener Spezifikum, deswegen gibt es das in dieser Form auch wirklich nur in Wien. 

Wichtig war uns auch der ganze Bereich der Gentechnikfreiheit. Hier waren wir über die Kooperation gerade der LGV, aber auch der Wiener Gemüsebauern generell sehr, sehr froh. Ich glaube, dass Wien sich auch mit diesem Projekt „Freiwillig ohne Gentechnik" in Kombination mit dem Gentechnik-Vorsorgegesetz sehr, sehr gut positionieren konnte. 

Was wir in den letzten Jahren versucht haben, ist, mit dem Wiener Gemüse wirklich näher zu den Wienerinnen und Wienern zu kommen. Die Frage, die mir oft gestellt worden ist, lautet: „Ja, ich möchte gern Gemüse aus Wien kaufen, aber wie finde ich das, wie erkenne ich das?“ Da war immer sozusagen eine gewisse Lücke, die wir im letzten Jahr dadurch geschlossen haben, dass es uns gelungen ist, mit einzelnen Supermarktketten Kooperationen aufzubauen. 

Das heißt, wenn Sie jetzt einkaufen gehen, dann sind diese Gemüsearten wirklich gekennzeichnet. Es steht dort: „Ich bin von einem Wiener Gärtner", „Ich komme aus Wien", es ist ein Wiener Wappen darauf. So ist für jeden Konsumenten leicht zu erkennen und nachzuvollziehen, dass die Paprika, dass die Radieschen, Gurken oder Tomaten wirklich aus Wien sind. Ich glaube, dass das ein ganz wichtiger Schritt war, der dann auch diesen erhöhten Absatz im letzten Jahr mit sich gebracht hat, weil es für die KonsumentInnen immer wichtiger wird zu wissen: Wo kommen die Sachen eigentlich her, die ich kaufe? Das können sie dann auch wirklich im Geschäft nachvollziehen. 

Teilweise ist es ja schon möglich, dies wirklich bis aufs einzelne Feld, bis zum einzelnen Erzeuger nachzuvollziehen. Mir ist jetzt nur daran gelegen, diese Information auch tatsächlich an die Konsumenten weiterzugeben. Das hat im letzten Jahr erstmals wirklich sehr, sehr gut funktioniert, und das ist ein Punkt, an dem wir wirklich dranbleiben wollen, weil das, glaube ich, für den Zukunftserfolg des Wiener Gemüses wirklich eine Schlüsselrolle spielt.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 1. Zu-
satzfrage stellt Herr Abg Mahdalik. - Bitte.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Nach der ungebrochenen „Wir sind schon sehr super"-Einlage von der SPÖ jetzt zu etwas Ernstem: Das Wiener Gemüse hat gute Qualität, es eignet sich auch hervorragend für Fototermine. Es hat sich nur in den letzten Jahren die Tendenz eingeschlichen - in der Stadtplanung, das betrifft Sie nicht direkt -, dass vor allem im 22. Bezirk eine Gärtnerei nach der anderen weggewidmet wird, und an deren Platz treten dann vorzugsweise gelbe Glorit-Häuser. 

Meine Frage: Werden Sie als zuständige Stadträtin, schon im Hinblick auf künftige Fototermine, Ihre Macht einsetzen, um dieser Entwicklung, dass immer mehr Gärtnereien weggewidmet werden, Einhalt zu gebieten?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ich habe auch schon das eine oder andere Foto von Ihnen irgendwo gesehen, also ganz so schrecklich dürften Sie die Fototermine generell ja nicht finden. Oder vielleicht finden Sie nur die Fototermine schrecklich, bei denen ich bin, das weiß ich nicht. 

Ich sehe das Wiener Gemüse vor allem als einen wichtigen Beitrag zur Nahversorgung, einen wichtigen Beitrag auch zum Klimaschutz, weil es für uns wirklich wichtig ist, in kurzer Distanz gutes Gemüse in guter Qualität zur Verfügung zu haben, und meine Aufgabe als Landwirtschafts-Landesrätin in dem Bereich, das weiter zu forcieren, die Infrastruktur aufrechtzuerhalten und die Flächen zu sichern.

Ich darf Sie nur daran erinnern, dass wir mit dem Agrarstrukturellen Entwicklungsplan, glaube ich, ein sehr, sehr gutes Instrument haben. Da haben wir uns gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer, gemeinsam mit den Betroffenen hingesetzt und gesagt: Okay, wie schaut die Entwicklung der Flächen in Wien zukünftig aus? Was sind Flächen, die auf jeden Fall landwirtschaftlich erhalten bleiben? Was sind Flächen, wo es eine andere Entwicklung geben wird? Das ist ja alles sozusagen festgeschrieben und definiert, welche Maßnahmen wir setzen, um diese Flächen zu erhalten. 

Das gibt es nicht in vielen Bundesländern; das möchte ich schon auch sagen. In Wien ist die Situation natürlich deshalb, weil wir flächenmäßig ein sehr kleines Bundesland sind, aber bevölkerungsmäßig ein sehr großes, eine besondere, die eben genau die Entwicklung dieses Instruments notwendig gemacht hat. Ich glaube, dass es gut ist, jetzt schon sagen zu können, wo unsere landwirtschaftlichen Kerngebiete sein werden, wo sie auch erhalten bleiben werden, und dass das ein Instrument ist, mit dem man gut planen kann und auf das man sich gut einstellen kann. 

Von mir gibt es ein ganz klares Bekenntnis dazu, die landwirtschaftlichen Flächen in der Stadt erhalten zu wollen. Ganz klar, das ist auch Ziel unserer Politik, und ich glaube, dass ich auch in den letzten Jahren gezeigt habe, dass mir gerade der Landwirtschaftsbereich, die Gemüsebauern sehr, sehr wichtig sind. Das zeigen unter anderem auch die Fototermine, denn es bewirkt schon auch, wenn man das Wiener Radieschen präsentiert, dass die Leute sagen: Ah ja, Radieschen aus Wien gibt’s? Super, die kann man jetzt eigentlich überall am Markt kaufen. Die positiven Absatzzahlen, glaube ich, sprechen ihre Sprache.

Ich glaube, dass wir mit der LGV gemeinsam sehr, sehr viel erreicht haben und hoffentlich noch mehr erreichen werden, sodass es sozusagen diesen Zustand, der vor vielleicht fünf Jahren noch vorgeherrscht hat, als es für manche Supermarktketten leichter war, Radieschen aus Polen oder von sonst irgendwo aus dem benachbarten Ausland her zu kaufen, jetzt nicht mehr so leicht geben kann, weil die Leute, die Konsumenten auch wirklich Radieschen aus Wien verlangen. Das ist zumindest mein Ziel.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 2. Zu-
satzfrage kommt von Herrn Mag Maresch. - Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Nach dem Exkurs über Fototermine und über den Agrarstrukturellen Entwicklungsplanung möchte ich wieder auf das Wiener Gemüse zurückkommen. Und zwar hat konkret Global 2000 eine Untersuchung über Salat gemacht, auch über Wiener Salat. Es wurden Pestizidrückstände festgestellt. 

Ich möchte jetzt nicht darüber diskutieren, ob das 
über dem Grenzwert oder darunter war. Aber Faktum ist, was ich gerne von Ihnen gewusst hätte, ist: Wie schaut es aus mit der Kontrolle nach Pestizidrückständen in Wien, und welche Ergebnisse hat sie gezeitigt?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe das natürlich auch gesehen. Es ist ganz klar, dass es solche Einzelfälle geben kann. Sie sind nicht erfreulich. 

Mein Ziel ist es, im Bereich der Pestizide einfach zu sagen - wir haben, glaube ich, gerade eine sehr umfangreiche Anfragebeantwortung in diesem Bereich an die GRÜNEN gemacht -, das möglichst zu reduzieren. Sie wissen, dass die Stadt in diesem Bereich eine sehr, sehr große Fördersumme an Biohelp vergibt, damit eben genau diese integrierte Produktion möglichst optimal angewandt werden kann. Wir haben in Wien sehr, sehr gute Grundlagen für eine integrierte Produktion, weil durch die geschlossenen Glashäuser der Einsatz von Nützlingen besonders bevorzugt wird. Das heißt, das funktioniert hier besser als möglicherweise in anderen landwirtschaftlichen Bereichen. 

Weil Sie mich konkret auf die Untersuchungen angesprochen haben: Ich habe jetzt natürlich nicht alle Untersuchungsergebnisse mit, aber es wird mit relativ großer Regelmäßigkeit im Zeitraum 05 bis 07 von unabhängigen Untersuchungseinrichtungen, die einzelnen Handelsketten zugeschrieben werden, kontrolliert. Das wird ohne Ankündigung, ohne Wissen der LGV gemacht. 

Zum Beispiel wurden da 22 Paradeiserproben gezogen und auf Pestizidrückstände untersucht. 20 von 22 Proben waren vollkommen rückstandfrei, 2 Proben waren weit unter den Grenzwerten. Ähnliches zeigte sich bei Paprika: Da wurden 27 Proben untersucht; 93 Pro-
zent waren vollkommen rückstandsfrei. Es gäbe noch eine längere Liste, diese möchte ich jetzt nicht vortragen, aber ich glaube, die Tendenz ist klar: Wir sind im Bereich über 90 Prozent bei „Vollkommen rückstandsfrei", das ist, glaube ich, gut. 

Daran wird man sicher noch weiterarbeiten müssen. Ich sage jetzt also nicht, dass das schon das Endergebnis ist, mit dem wir zufrieden sind. Aber ich glaube, dass das ein Ergebnis ist, das ganz gut ist und das sich sehen lassen kann, wobei eben einzelne Ausreißer nicht vorkommen sollten.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die 3. Zu-
satzfrage stellt Herr Abg Parzer. Ich bitte darum.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Kollege Mahdalik dürfte noch nicht lange im Bezirk wohnen; sonst würde er nämlich wissen, dass wir Gärten aus Simmering in unseren Bezirk umgesiedelt haben und dass wir Gott sei Dank sehr viele Gärtner bei uns haben. Aber das ist nicht meine Frage. 

Meine Frage ist: Welche Rolle spielt der Einsatz der biologischen Schädlingsbekämpfung bei der Produktion des Frischgemüses der Wiener Gärtner, und was kann getan werden, um diesen Einsatz noch weiter zu erhöhen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich möchte vielleicht noch kurz auf den Bioanteil zu sprechen kommen. Wir sind nämlich mittlerweile bei 16 Prozent an biologisch bewirtschafteten Acker-, Wein- und Gartenbauflächen. Das ist ein neuer Höchststand, denn der Österreich-Durchschnitt liegt bei 11 Prozent.

Also, wir sind auch hier über dem Durchschnitt. Was jetzt die biologischen Schädlingsbekämpfungsmittel betrifft, so wissen Sie, dass wir mit den Bio-Healthern sozusagen ein eigenes Instrument in der Hand haben, wo die Gärtner sehr intensiv beraten werden, eben im Bereich der integrierten Produktion, das heißt, dass man vor allem dort, wo es möglich ist, auch Nützlinge selbst zum Einsatz gegen Schädlinge bringt. 

Das funktioniert wirklich sehr gut, und die anfängliche Skepsis, die es vielleicht gegeben hat, ist jetzt gewichen, weil man einfach sieht, dass ein Erfolg gegeben ist, und das gibt ja natürlich einem solchen Projekt immer recht. Und das Schöne bei diesen Bio-Healthern ist, dass eigentlich schon beim ersten Anzeichen von Schädlingen die Bio-Health-Berater gerufen werden, die sofort mit Nützlingen ins Glashaus gehen und dann oft ein totaler Schädlingsausbruch vermieden werden kann, und dadurch natürlich auch der Einsatz von Pestiziden. Und dieses Frühwarnsystem funktioniert immer besser, weil auch die Gärtnerinnen und Gärtner jetzt stärker für dieses Thema sensibilisiert sind. 

Also, wo man früher Pestizide eingesetzt hat, wird jetzt wirklich schon auf die ersten Anzeichen geschaut, und das ist etwas, was man, glaube ich, noch weiter verbessern kann, damit die Zusammenarbeit und das Zusammenwachsen von Bio-Health und den Wiener Gärtnerinnen und Gärtnern auch immer besser funktioniert. Das ist wirklich, glaube ich, eine schöne Entwicklung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke sehr! Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Frau Abg Mörk. Ich bitte darum!

Abg Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Seit 2005 gibt es für die Wiener GemüseproduzentInnen die Aktion, und Sie haben sie auch schon angesprochen, „Freiwillig ohne Gentechnik". Wie viele Gemüsebauern und -bäuerinnen haben sich seither dieser Aktion angeschlossen? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, die Plattform „Freiwillig ohne Gentechnik“ haben wir im März 2005 gemeinsam mit der LGV und der Wiener Landwirtschaftskammer ins Leben gerufen. Es hat eine Deklaration gegeben, die alle, die dieser Aktion beitreten wollen, unterschreiben müssen. Es sind ungefähr 300 Mitgliedsbetriebe, die wir haben, die LGV - die Gärtner haben sich fast alle angeschlossen - und es gibt auch einige Weinbauern, die dabei sind. Die Betriebe bekommen Tafeln, weil wir das auch sozusagen im öffentlichen Raum sichtbar machen wollen, wo dann wirklich darauf steht: „Freiwillig ohne Gentechnik“. Und ich glaube, dass das wirklich eine gute Sache ist, dass wir es, gemeinsam mit dem Gentechnik-Vorsorgegesetz, und damit sozusagen über zwei verschiedene Flanken, wirklich geschafft haben, die Wiener Landwirtschaft weiterhin gentechnikfrei zu halten. 

Das ist auch für die Zukunft mein erklärtes Ziel, weil ich glaube, dass es in einer Stadt wie Wien, wo wir einen doch sehr abgegrenzten landwirtschaftlichen Raum haben, nicht möglich ist, Gentechnik und gentechnikfreie Landwirtschaft nebeneinander zu betreiben. Das wird sicher nie gehen, deswegen ist es für uns ganz klar, wir setzen auf eine gentechnikfreie Landwirtschaft und möchten die Bäuerinnen und Bauern auch wirklich darin unterstützen, weil es ja oft auch eine Frage der Hilfestellung für die Einzelnen ist: Wie kann ich das erkennen, woher weiß ich das. Also, auch dieses Service gibt es nun von unserer Seite. Und auf der anderen Seite hat es nach dem Gentechnik-Vorsorgegesetz selbstverständlich auch Kontrollen in diesem Bereich gegeben, Stichprobenkontrollen der Produkte Mais, Raps und Tomaten, also die Produkte, die theoretisch gentechnisch verändert sein können, und erfreulicherweise waren alle diese Prüfungsergebnisse bisher negativ. Das heißt, es gibt keinerlei Hinweise auf den Einsatz von Gentechnik in Wien. Das soll auch weiter so bleiben, und dazu wollen wir auch weiterhin alles beitragen. Und ich bin eigentlich froh, dass wir im Gemüsebereich eigentlich alle Betriebe gewinnen konnten, bei „Freiwillig ohne Gentechnik" mitzumachen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön! 

Die 4. Frage (FSP - 00108-2008/0001 - KFP/LM) wurde von Frau Abg Veronika Matiasek gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Seit Dezember 2007 ist der Schengenraum um einige Staaten im Osten erweitert worden. Im Zuge dessen ist ein Ansteigen des organisierten Bettelns in Wien zu bemerken. Werden Sie sich angesichts der neuen geopolitischen Lage und deren Auswirkungen auf Wien für eine Novellierung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes - WLSG im Hinblick auf ein generelles Bettelverbot einsetzen?) 

Ich darf Herrn Dr Häupl um die Beantwortung bitten!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Ich darf gleich vorweg festhalten, dass ich die Begründung Ihrer Anfrage, dass seit der Erweiterung des Schengenraums ein Ansteigen des Bettelns in Wiens zu bemerken ist, nicht nachvollziehen kann. Nach den mir vorliegenden Informationen des Leiters der Sicherheits- und Verkehrspolizeilichen Abteilung der Bundespolizeidirektion Wien, die für die Vollziehung des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zuständig ist, hat das organisierte Betteln seit der Erweiterung des Schengenraums im Dezember 2007 keineswegs zugenommen. Darüber hinaus darf nochmals in Erinnerung gerufen werden, dass ich bereits in mehreren Beantwortungen von Anfragen Ihrer Fraktion, aber auch Anfragen der Wiener ÖVP, ausführlich dargestellt habe, dass bereits § 2 des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes aggressives, aufdringliches und organisiertes Betteln in Wien verbietet. Weiters besteht die Möglichkeit der Wegweisung von aggressiven Bettlerinnen und Bettlern nach Anweisung und Abmahnung. Anstiftung zu solchen Formen der Bettelei sind nach § 7 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 strafbar. Auch der Verfall von Geld, das durch verbotene Formen der Bettelei beschafft wurde, kann verfügt werden. Unabhängig davon konnte bei gemeinsamen Schwerpunktaktionen der Polizei und der Stadt Wien, insbesondere auch mit Sozialarbeitern, in letzter Zeit beobachtet werden, dass das Betteln im öffentlichen Raum durch strafmündige Personen im Beisein von unmündigen minderjährigen Personen und die Anstiftung unmündiger minderjähriger Personen zum selbstständigen, nicht aggressiven Betteln durch strafmündige Personen zugenommen hat. 

In der Juristensprache heißt das, man bemerkt Mütter, die mit Kleinkindern betteln gehen oder sehr junge Kinder zum Betteln anstiften, um ihnen anschließend das Geld wegzunehmen. Das hat nicht im verstärktem Ausmaß zugenommen, aber es ist deutlich zu sehen. 

Durch solche Betteleien soll auf Grund des größeren Mitleidseffekts ein erhöhtes Betteleinkommen erzielt werden. Im Sinne des Wiener Kinder- und Jugendschutzgesetzes wird daher von der zuständigen Stadträtin in nächster Zeit dem Wiener Landtag eine Novelle des Wiener Landes-Sicherheitsgesetzes zur Beschlussfassung vorgelegt werden. Mit dieser Novelle werden zwei neue Verwaltungsstraftatbestände geschaffen, die sich gegen strafmündige Personen richten, die unmündige minderjährige Personen beim Betteln mitführen oder zum selbstständigen Betteln anstiften. Auf Grund der präventiven Wirkung dieser gegen die mitführenden anstiftenden Erwachsenen gerichteten Bestimmungen ist in kurzer Zeit mit einem weiteren wesentlichen Rückgang der Bettelei im Beisein oder durch unmündige minderjährige Personen im öffentlichen Raum zu rechnen. 

Zur Forderung eines absoluten Bettelverbots im Wiener Landes-Sicherheitsgesetz möchte ich noch bemerken, dass ich es auch weiterhin, wie schon oft argumentiert, für nicht sinnvoll erachte, still um Almosen bettelnde Menschen zu kriminalisieren, um gegen diese vermögenslosen Personen ständig Geldstrafen und in weiterer Folge Ersatzfreiheitsstrafen zu verhängen. Vielmehr bin ich der Meinung, dass die Ursachen der Bettelei bekämpft werden müssen. 

Der Fonds Soziales Wien bietet gemeinsam mit verschiedenen Kooperationspartnerinnen und -partnern Bettlerinnen und Bettlern aufsuchende Hilfe in besonders niederschwelliger Weise an und arbeitet hier auch sehr eng mit der Wiener Polizei zusammen. Ich bin überzeugt davon, dass das Thema Betteln in Wien differenzierte Vorgangweisen erfordert, und zwar je nachdem, ob es sich auf der einen Seite um aggressives, aufdringliches und organisiertes Betteln oder um die Ausbeutung unmündiger minderjähriger Personen, oder auf der anderen Seite, wenn es sich wirklich um stille Appelle an die Hilfsbereitschaft der Menschen handelt. 

Ich denke, dass wir auch in dieser differenzierten Vorgangsweise unsere positiven Erfahrungen haben und daher leidvolle Erfahrungen, die in anderen, auch österreichischen Städten, gemacht wurden, Gott sei Dank nicht teilen mussten. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön! Die 1. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Matiasek. Ich bitte darum!

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Danke für Ihre Beantwortung. Es freut mich zu hören, dass gerade in Richtung des Einsatzes von Kindern hier angedacht ist, dem doch entgegenzuwirken. Nichtsdestotrotz müssen wir wahrnehmen, dass eben nach wie vor - und das haben Sie ja selber gesagt - dieses Phänomen ja noch immer ganz heftig besteht, und dass sich die Orte des Einsatzes sehr wohl auch verschieben, dass es eine Tendenz gibt, in Richtung ganz nahe zu Geschäftszentren, zu Geschäftlokalen, zu gehen und vielleicht ein bisschen weg von den Verkehrsknotenpunkten, die leichter einsehbar und überwachbar sind. 

Die organisierte Bettelei als ein kriminelles Phänomen ist natürlich auch - so haben das ja im Hinblick auf die Erweiterung des Schengenraums die ersten Prognosen von Fachleuten und die ersten Wortmeldung im Zuge auch von Einbrüchen, Raub und anderen Delikten, durchaus gesehen -, verstärkt zu befürchten. Die Debatte und die veröffentlichte Meinung darüber haben sich allerdings geändert. 

Ich habe jetzt eine Frage im Hinblick auf die ja jetzt bald anstehende Fußball-Europameisterschaft: Es ist ja anzunehmen, und auch das wurde ganz kurz von Fachleuten angerissen, aber sehr wenig publiziert, dass sich hier selbstverständlich auch die Bosse dieser organisierten Kriminalität ihren Teil holen und einen strategischen Nutzen daraus ziehen wollen, und die erhöhte Frequenz von Passanten in der Stadt, etwa an Verkehrsknotenpunkten, aber auch in Geschäftsstraßen, nützen wollen. 

Und da frage ich Sie, wie wird man in Wien jetzt darauf reagieren, dass hier verstärkt - auch die warme Jahreszeit wird sicher dazu beitragen – die durchaus organisierte Bettelei ihren Nutzen daraus ziehen will und die Menschen, unter ihnen viele Frauen, hoffentlich keine Kinder mehr, aber durchaus alte und behinderte Menschen, platzieren werden, um ein gutes Geschäft zu machen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Zunächst noch einmal ein Wort dazu, denn ich habe mir natürlich über diese Frage, schon als ich sie das erste Mal gelesen habe, Gedanken gemacht. Ich weiß nicht, ob sie von Ihnen war, aber jedenfalls war es von Ihrer Fraktion, diese Behauptung der zunehmenden Bettelei wie auch der zunehmenden Kriminalität seit Eröffnung des Schengenraumes, und nachdem man von mir zu Recht verlangen kann, eine einigermaßen wissensbasierte Politik zu machen, und das nicht mein Spezialgebiet ist, habe ich mich bei Experten erkundigt - so wie Sie das ja sicherlich auch tun, und der Ansprechpartner ist für mich natürlich der Leiter der entsprechenden Polizeidienststelle -, inwiefern hier ein vermehrter Anstieg seit der Schengenöffnung zu bemerken ist. Und er hat mir die Auskunft gegeben, die ich Ihnen hier auch gegeben habe. Und ich muss mich natürlich darauf verlassen, was mir hier auch berichtet wird, denn die Eigenwahrnehmung, das sage ich auch dazu, bei gelegentlichen Gängen durch die Wiener Innenstadt zu unterschiedlichen Wochenzeiten, also einschließlich auch Samstag, ist zweifelsohne auch diese Wahrnehmung. Wenn ich etwa durch andere österreichische Städte an einem Samstag gehe - und da rede ich jetzt nicht von italienischen oder anderen -, sondern von österreichischen Städten, dann schaut die Welt gelegentlich etwas anders aus. 

Ich denke, dass wir daher für die Normalzeiten diesen Weg auch der gemeinsamen Tätigkeit mit der Polizei gehen, deren Aufgabe es ist, organisierte Bettelei zu unterbinden, wie auch insgesamt Kriminalitätsbekämpfung zu machen. Aber unsere Leute gehen hier auch entsprechend mit, um jenen zu helfen, die nun in der Tat sogenannte stille Bettelei machen, die halt meinen, auf diese Form des Gelderwerbes angewiesen zu sein. Wir beschäftigen uns mit ihnen, und wir bieten ihnen auch entsprechende Arbeitsmöglichkeiten an. 

Ich habe das selbst in ähnlicher Form, wie das auch mein Amtsvorgänger Helmut Zilk gemacht hat, immer wieder getan, den einen oder anderen Bettler zu fragen, warum er da sitzt, und er kann selbstverständlich am nächsten Montag in einer der Stellen des Magistrates zu arbeiten anfangen. Ich darf Ihnen versichern, dass von etwa fünfzig, die wir auf diese Art und Weise eingeladen haben, fünf überhaupt gekommen sind und vielleicht einer geblieben ist. 

Gut, ist auch schon was, aber so ist eben im Regelfall die Realität. Also, ich sage dazu, auch das muss man entromantisieren, es ist alles, wie es ist, aber nichtsdestotrotz werden wir selbstverständlich diese Hilfe für tatsächlich Hilfsbedürftige auch anbieten und hier auch eine differenzierte Vorgangsweise wählen. Im besonderen Ausmaß wird dies natürlich auch gelten für ein Großereignis, wie dies die Fußballeuropameisterschaft sein wird. Es gibt im Hinblick auf Sicherheit eine Fülle von Vorbereitungen in sehr guter Kooperation der Sicherheitspartner mit der Stadt Wien. 

Das sind natürlich zunächst die Polizei, die Bundespolizeidirektion Wien, auch das Innenministerium, wo ein eigener Koordinator dafür eingesetzt wurde, mit den entsprechenden Rettungsorganisationen, mit all den Blaulichtorganisationen, die zusammengefasst sind. Da hat man natürlich auch mit dem Pfarrkreis Verbindung aufgenommen. 

Also, es gibt hier äußerst differenzierte Vorbereitungen, selbstverständlich auch für die Kriminalitätsbekämpfung und selbstverständlich auch gegen die Bettelei. Das ist ja überhaupt keine Frage, denn ich sage noch einmal: So wenig, wie ich irgendwelche Krawalle bei Fußballspielen haben will, sondern einen friedvollen, fröhlichen Sport, der das Völkerverbindende auch im besonderen Ausmaß herausstreicht - jeder weiß, wie sehr ich den Fußball liebe, und das auch in besonderem Ausmaß hier hervorkehren will -, so sehr wird man aber darauf achten müssen, dass auch die Rahmenbedingungen dafür stimmen, und seit rund einem Jahr bereiten wir uns, die Stadt, gemeinsam mit den Sicherheitspartnern, darauf vor. 

Ich sage auch hinzu, dass dies nicht nur für die Bereiche des unmittelbaren Sports, also des Stadions oder der Fan-Zonen gilt, sondern selbstverständlich für die ganze Stadt. Wir werden gemeinsam mit der Wiener Polizei sehr darauf achten, dass für diese Zeit auch die Normalität der Sicherheitslage dieser Stadt aufrechterhalten bleibt und sich nicht nur - unter Anführungszeichen - alles konzentriert auf die Sportstätte beziehungsweise auf die Fan-Zonen. 

Das ist mir sehr wichtig, und das ist auch der Grund, warum mit dem Innenminister vereinbart wurde, dass ein wesentlicher zusätzlicher Teil an Polizisten für diese Zeit nach Wien kommen wird, um hier entsprechend mitzuhelfen, dass diese Normalität der Sicherheit auch in der ganzen Stadt aufrechterhalten werden kann, und man von vornherein auch signalisiert: Was Kriminalität betrifft, ist Wien keine offene Stadt, was die Gäste betrifft und die Gastfreundschaft, selbstverständlich. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann! Die 2. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Smolik. Bitte sehr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, Herr Landeshauptmann!

Ich möchte Ihnen danken für die klaren Worte bezüglich des generellen Bettelverbotes, die Sie hier ausgesprochen haben. Sie haben auch angeführt, was der Fonds Soziales Wien für die still bettelnden Menschen macht, und dass es hier Hilfsangebote gibt. Aber gibt es darüber hinaus Maßnahmen, die die Stadt Wien auch mit den benachbarten Ländern setzen wird, um genau diese organisierte Bettelei, auch mit Kindern, mit Minderjährigen, schon im Vorfeld zu unterbinden und vor allem im sozialen Bereich Maßnahmen zu treffen, dass diese bettelnden Menschen nicht nach Wien kommen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich. Es steht die Stadt in sehr gutem Kontakt mit den meisten Herkunftsländern der älteren, und vor allem jüngeren Bettler. Wir haben sehr gute Kontakte insbesondere nach Rumänien und Bulgarien, um auch deutlich zu machen, dass wir hier auch gemeinsam helfen wollen, etwa im Bereich von Unterbringung und in der Unterstützung anderer Organisationen - Stichwort ist hier etwa Pater Sporschill, aber natürlich auch darüber hinaus gehende Organisationen, die das auch noch wesentlich breiter machen. Also, wir helfen hier auch vor Ort. 

Aber ich mache hier auch noch einmal deutlich, dass dies auch eine Kooperation im Bereich der Polizei und der Kriminalitätsbekämpfung bedeutet, denn organisierte Bettelei - wenn man Kinder zusammenholt und die unter Anleitung eines Erwachsenen dann nach Wien geschickt werden, um hier zu betteln - ist ein krimineller Akt, und daher ist dieser kriminelle Akt auch zu bekämpfen. Und in dieser Zweiteilung - wie ich vorhin schon sagte -, werden wir auch in Zukunft weiter vorgehen. Helfen, dort wo es in der Tat auch ein Sozialproblem oder eine soziale Frage ist, um somit auch der Kriminalität den Boden zu entziehen, denn das ist meiner Auffassung nach eine mindest ebenso effektive Maßnahme gegen Kriminalität, solche sozialen Verhältnisse herzustellen, dass keine Kriminalität notwendig ist, wie die Kriminalität durch Polizeimaßnahmen zu bekämpfen. Wir tun beides. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 3. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dr Aigner. Ich bitte ihn darum.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich glaube, die juristische Problematik von unbestimmten Gesetzesbegriffen wie aggressiv, Aggressivität beim Betteln, wie Organisiertheit, besteht halt darin, dass es schwer nachzuweisen ist. Die bloße Vermutung, dass Bettler Teil einer Organisation sind, lässt sich ja oft für die Beamten vor Ort nicht derart erhärten, dass man diese Gesetze leicht vollziehen kann. 

Daher ertönt immer lauter auch der Ruf nach einem generellen Bettelverbot, und es gibt ja schon drei Bundesländer in Österreich, die ein solches generelles Bettelverbot im öffentlichen Raum, also jetzt nicht im Privatbereich, wie Kirchen, et cetera, verhängt haben. Sind Ihnen im Rahmen Ihrer Kontakte innerhalb der Landeshauptleutekonferenz oder auf anderer Ebene Erfahrungen dieser Bundesländer bekannt geworden, ich glaube, es handelt sich um Tirol, Salzburg und Vorarlberg, und welche Erfahrungen man dort mit einem generellen Bettelverbot gemacht hat? 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich möchte jetzt gar nicht auf differenzierten Gesetzesbestimmungen in den drei von Ihnen genannten Bundesländern eingehen, denn die so genannten Freiräume, die von diesem Bettelverbot nicht betroffen sind, sind wesentlich größer als die Vorräume von Kirchen oder das Vorfeld von Kirchen und würde in Wien zweifelsohne einen sehr breiten Raum, etwa den ganzen Stephansplatz, Stock-im-Eisen-Platz und viele andere betreffen, wenn ich etwa das Salzburger Modell dazu heranziehe. 

Aber unabhängig auch davon: Ja, natürlich reden wir darüber, das ist ja gar keine Frage, wir unterhalten uns noch viel mehr an den eigentlichen Orten, wo es Bettelei gibt. Ich habe mit dem früheren und offensichtlich auch neuen und künftigen Bürgermeister von Graz einen sehr lebhaften Meinungsaustausch über diese Frage auch immer wieder gehabt und all die Erfahrungen und Diskussionen, die es über weite Strecken gegeben hat, haben ja letztendlich auch dieses differenzierte Modell ergeben, das wir seit Jahren nunmehr auch in Wien anwenden, und das hat sich ja zweifelsohne auch sehr gut bewährt. 

Also, ich habe bisher jedenfalls noch kein rationales Argument gehört, das mich zu einer Abkehr dieser Vorstellungen oder dieser Praxis, wie wir sie hier pflegen, bewogen hätte. Was Ihre juristischen Mitteilungen betrifft, so will ich sie dort belassen, wo sie sind, denn ich darf Ihnen versichern, dass die entsprechenden Formulierungen mit Polizeijuristen und Experten in dem Bereich auch abgesprochen wurden und ich halte nicht sehr viel davon, dass, wenn man mit Experten spricht und die meinen, das sei eine gute Formulierung, dieselben dann kurze Zeit später irgendjemandem was anderes erzählen oder in den Medien davon abrücken. Das zeigt halt einmal mehr ein bisschen die Problematik auch von Experten, die alles wissen, aber nichts verantworten müssen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die vierte und letzte Zusatzfrage erfolgt durch Frau Abg Matiasek, bitte!

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich möchte noch eine Frage zur Kriminalität im Allgemeinen stellen. Es ist ja ganz deutlich, vor allem, weil auch Sie selbst etwas unternehmen, und weil Geschäfte, Einkaufszentren und so weiter, zunehmend private Wachdienste anstellen, um die Sicherheit ihrer Kunden, aber durchaus auch ihre Waren vor Diebstahl zu sichern. 

Das nimmt massiv zu, und derzeit ist die Nachfrage oft größer als das Angebot an qualifiziertem Personal. Diese Unternehmen tun ja das nicht, um diese Firmen sozusagen am Leben zu erhalten, sondern weil sie guten Grund dazu haben, und weil die Entwicklung und leider auch die Prognosen dafür sprechen, dass sich die Kriminalität, ganz besonders im Bereich der Eigentumsdelikte, im Ansteigen befindet. 

Es ist, glaube ich, nicht unbedingt ein sehr gutes Zeichen, wenn die private Sicherheitsvorsorge ein besonders hohes Ausmaß annimmt, schon gar nicht, denke ich einmal, wenn sogar einzelne Regionen von eher jetzt locker verbauten Bereichen in Wien anfangen, eigene Wachdienste oder Wachgruppen aufzustellen.

Deswegen meine Frage: Wie wird Wien auf diese Entwicklung reagieren, die es ja einmal definitiv gibt, wie wird Wien auf diese doch steigende Kriminalität, und ganz besonders im Bereich der Eigentumsdelikte, von Taschendiebstahl jetzt bis zum Einbruch, mit Sicherheitsmaßnahmen antworten. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Bis zu Ihrer Fragestellung hätte ich noch gesagt, das ist einer der seltenen Augenblicke, die man genießen soll, wir stimmen in einer Frage völlig überein, denn man soll nicht herumreden, in der Tat, Sie haben recht, die Eigentumsdelikte steigen, und ich halte das zweifelsohne für eine Problematik. Und es ist nicht nur - unter Anführungszeichen bitte -, darauf zurückzuführen, dass die Taschendiebstähle steigen, sondern tatsächlich auch die Einbruchsdiebstähle, und dort ist eben zweifelsohne eine Problematik vorhanden. Bei dieser Fragestellung sind wir dann schon wieder soweit und fragen, was wird Wien tun.

Jetzt sage ich nicht, wir können gar nichts tun, aber ich verweise doch auch darauf, dass Kriminalitätsbekämpfung Aufgabe der Bundespolizei ist, dafür heißt sie ja auch Bundes-Polizei, und dem sollte man in allen Überlegungen auch immer Rechnung tragen. Denn gemeinsam – das ist ja gar keine Frage - bemühen wir uns ja seit geraumer Zeit, dass jene Personalreduktion, die es in der Wiener Polizei gegeben hat, wieder entsprechend rückgängig gemacht wird. Und ich konstatiere in einer gewissen Zufriedenheit, dass man sich jedenfalls auf dem Weg dorthin befindet, denn die Anzahl der Polizisten in Wien steigt wieder, und das begrüße ich. Wir sind zwar weit von jenem Zustand entfernt, den wir letztendlich auch brauchen, eigentlich einem Zustand, wie er 1999 auch von der Anzahl der Polizisten her gegeben war, aber immerhin ist man jetzt jedenfalls wieder in der richtigen Richtung, und es werden jetzt mehr Polizisten in Wien eingesetzt und auch wieder vollständig ausgebildet, als das früher der Fall war. Die Polizisten, das ist ein guter Weg. 

Was wir sehr wohl von uns aus auch einbringen können - und das wollen wir tun - liegt in der Prävention. Zum einen meine ich, dass der kriminalpolizeiliche Beratungsdienst auszubauen ist, um mehr Hilfestellung für Private, aber natürlich auch für Unternehmer zu geben, denn selbstverständlich hat man auch selbst eine gewisse Verantwortung für sein Eigentum, gerade auch als Unternehmer. Ich will nicht Zustände in Banken unbedingt herbeireden, wie wir sie aus Italien kennen, wo man durch Kabäuschen die einzelnen Banken betreten muss und da sich ununterbrochen bewaffneten Sicherheitskräften gegenübersieht. Mit einer einzigen Ausnahme, wie ich einmal in Florenz beobachten konnte, denn die Banco di Sicilia hat keine derartigen Sicherheitseinrichtungen. Das wird wahrscheinlich seinen Grund haben, warum das so ist, aber es ist zweifelsohne so, dass man hier doch auch ein Mehr an Eigenverantwortung wahrnehmen kann. 

Anderen wird man helfen müssen. Also, ich denke hier insbesondere an Trafikanten, wo ich selbstverständlich bereit bin, auch mit den Vertretern der Trafikanten zu reden, wie man hier Unterstützungen für die entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen geben kann. Es hat aus meiner Sicht heraus nicht viel Sinn, wenn man eine Plastikattrappe einer Alarmanlage außen aufhängt und dann glaubt, es passiert nichts. 

Also, das ist eine Unterschätzung der Realität, wiewohl ich es auf der anderen Seite verstehe, denn die Trafikanten zählen ja im Regelfall wirklich nicht zu den kaufkräftigen Unternehmen, und daher muss man hier etwas tun. Wir haben auf der anderen Seite bei Privaten die Unterstützungs- und Förderungsmaßnahmen für einbruchshemmende Wohnungseingangstüren. Diese Aktion hat, glaube ich, einen einzigen Mangel, sie müsste einfach viel intensiver beworben werden. Daher werden wir uns auch in diese Richtung hin im besonderen Ausmaß bemühen, dass einfach mehr Leute erfahren, dass es das gibt. Dort, wo es gewusst wird sowie in entsprechenden Werbungen und an der Nachfrage sieht man, dass es durchaus gewünscht wird und man auch auf eine entsprechende Rückantwort stößt.

Also, ich denke, dass es das alleinige Beklagen des Ist-Zustandes wohl nicht ist. Wir haben Aufgaben, die der Bund zu lösen hat, wir haben seitens der Stadt Wien Hilfestellungen zu leisten, das tun wir gerne, und ich bin auch für Ratschläge vernünftiger Art und für Diskussionen jedweder Art durchaus offen, was man hier gerade im Hinblick auf Schutz vor Eigentumsdelikten machen kann. Ein bisschen was wird man selber auch tun müssen, denn wenn man mit der offenen Handtasche in der Stadt im dichteren, belebten Bereich herumlauft, das kann man nirgendwo auf der ganzen Welt in irgendeiner Stadt tun, und daher wird man selber auch ein bisschen aufpassen müssen. Ich bin nicht einmal in - ich will jetzt keine Stadt nennen – sicher, aber es gibt nirgendwo auf der Welt einen Ort, wo es nicht notwendig ist, dass man halt ein bisschen aufpasst, damit einem nichts passiert. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön, Herr Landeshauptmann.

Da der Anfragesteller der 5. Anfrage, der Abg Schreuder heute entschuldigt ist, entfällt die Beantwortung. Somit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nunmehr zur Aktuellen Stunde. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Zukunft ohne Gewalt, Perspektiven für die Jugend in unserem Bundesland" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau Abg Mag (FH) Tanja Wehsely, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. 

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben uns in der allgemeinen Diskussion und Hysterie entschlossen, uns wieder ein bisschen auf den Boden der Tatsachen zu begeben und über die Dinge zu reden, die wir für Jugend und Jugendliche hier in Wien machen. Ich habe mir auch selber vorgenommen, nachdem ich doch eher eine pointierte Rednerin bin, mich zu mäßigen, das sage ich auch gleich dazu, um sozusagen auch dem gerecht zu werden, was wir hier verlangen, was wir auch von Jugendlichen zu Recht verlangen, sich ohne Gewalt miteinander zu beschäftigen, miteinander auszukommen. 

Was ich Ihnen aber nicht ersparen kann, ist, trotzdem kurz zusammenzufassen, warum wir jetzt darüber reden. Eine schreckliche Tat, passiert in Deutschland, wir haben es ja alle gesehen und mitbekommen, sie geistert durch die Medien, sie wird zerfetzt, zerfranst, es wird verbal radikal darüber diskutiert in einer inhaltslosen Diskussion mit Bootcamps, Militär, mit „Wir werden zurückschlagen“, was weiß ich. Immer unter den Auspizien, dass wir Erwachsene auch und unbedingt die Vorbilder dieser Jugend und Jugendlichen sind, so sprechen wir Gott sei Dank nicht, aber doch viele darüber. Wir haben gleichzeitig Verbalradikalismen, wie die Verurteilung einer ganzen Religion in einem Wahlkampf, wie es gerade erst passiert ist. Das sind Vorbilder für Jugendliche! 

Das habe ich heute gelesen und lustig gefunden, im „Kurier“ steht: „Scherzer klagt das BZÖ, denn sie haben geworben damit, dass sie gewaltbereite Undemokraten mit dem Kerker wegspritzen.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so - und mahnen wir uns halt einmal doch alle -, so können wir keine Vorbilder von Jugendlichen sein, das geht einfach nicht. Abgesehen davon, dass das ja ein Blödsinn ist, gewaltbereite Undemokraten wegzukerkern, (Die Rednerin wendet sich besonders an die unaufmerksam scheinenden Abgeordneten der FPÖ.) hallo, ja, ist es einfach nicht drinnen. Was wir tun müssen, ist das, was wir auch in Wien tun. Wir tun es zu Recht und ich sage, wir dürfen in Wien stolz darauf sein, dass wir diese Breite für Jugendliche anzubieten haben, diese Breite an Kindergarten und Schule, Jugendarbeit, Ausbildung, Arbeit und Integration. 

Jugend ist ein Querschnittsthema in Wien, so wird es auch behandelt. Sie greifen ineinander, sie sind vernetzt und arbeiten so für die Jugend dieser Stadt. Das ist ganz wichtig, denn nur so, in dieser Vernetzung, dieser Breite und in dieser guten Ausstattung können wir für Jugendliche in einer Großstadt, in einer Metropole, auch positiv etwas bewirken. (Beifall bei der SPÖ.) Und wir beziehen uns da auch auf die Fakten, denn das ist sozusagen das nächste Problem, dass man sofort zu schreien beginnt, die Jugendpolitik habe in Wien versagt, es passiere nichts, es werden keine Perspektiven aufgezeigt, das sei alles ein Hohn, was ausgesendet wird - ich fasse zusammen, das sind die Aussendungen der kollegialen Opposition -, dann sage ich Ihnen, das ist natürlich die Auskunft über Anzeigen und es wird nicht über Delikte und Verurteilungen in dieser Statistik diskutiert. Und auch da sind wir mit 0,1 Prozent minus super dabei, und zwar als einziges Bundesland. 

Und darauf dürfen wir natürlich stolz sein, dass das eine jahrelange kontinuierliche Arbeit ist, die wir hier in Wien leisten, wo man nicht sofort hysterisch auf jede Meldung aufspringt und sich dann unvorbildhaft für Jugendliche darauf stürzt und ausbreitet. Das ist der Punkt. 

Wir machen natürlich Gewaltprävention und dies kindgerecht in Kindergärten und Schulen. Natürlich diskutieren wir das, aber jetzt zur Prävention: Es gibt Primärprävention, Sekundärprävention, Tertiärprävention. Gerade bei Kindern und Jugendlichen ist es ganz wichtig, dass wir uns im primären Bereich, im Erstbereich, befinden, wo es um soziales Lernen geht, wo es um ein Miteinander geht, wo man kindgerecht und spielerisch diese Dinge aufgreift. Da nützt kein „Einefoarn“, und da nützt kein Zurechtweisen, da nützt kein Bootcamp und kein militärischer Drill, da geht es nur mit Miteinander, mit Respekt, mit Vertrauen. Das sind die Stützen der Prävention: Chancengleichheit, Partizipation, Perspektiven. 

Die Jugendarbeit in Wien hat natürlich ein Gesamtkonzept, ist natürlich auf einander abgestimmt und vernetzt, wir haben sehr viele JugendarbeiterInnen in den Einrichtungen stationär und vor Ort. Das ist die wichtige Kombination, und wir befinden uns natürlich in den Stadtteilen, wo mit den Jugendlichen gearbeitet wird, und wo man vertrauensvoll umgeht. Es ist auch gut, dass die Polizei dabei mitmacht. Kollegen Sonvilla werden ja ein paar von Ihnen kennen, der in hervorragender Weise auch mit den Schulen die Gewaltprävention macht, aber es ist ein Unterschied zwischen polizeilicher Gewaltprävention mit Jugendlichen und sozialpädagogischer Gewaltprävention mit Jugendlichen. Sie muss abgestimmt sein, und es wird auch vernetzt und kooperiert, aber es ist etwas anderes. 

Und bitte glauben Sie es und reden Sie selber mit dem Kollegen Sonvilla. Er und seine Polizisten wollen nicht die Prävention auf der Straße mit den Jugendarbeitern gemeinsam machen. Sie wollen Projekte zusammen machen, ja, sie wollen sich austauschen, ja, aber sie sind ja gescheite Leute, die wissen ganz genau, dass Jugendarbeit und Streetworker das Vertrauen der Jugendlichen brauchen, denn das ist das Kapital, mit dem man dann erst auf Jugendliche und schwierige Jugendliche zugehen kann. 

Die Polizei verlangt schon lange nicht mehr von der Jugendarbeit, machen wir das gemeinsam, treten wir gemeinsam auf und gehen wir undercover zu den Jugendgruppen auf den Straßen. Daran besteht kein Interesse von Seiten der Polizei. Und ich darf Sie erinnern, es ist auch unter Schwarz-Blau gegen die Citycops gegangen, die hat es ja einmal gegeben, das ist aber schon vorbei. Was wir jetzt haben - und das ist wieder Aufbau befindlich - sind die Polizeiinspektionen, die hinausreichen und mit den Schulen und den Grätzeln arbeiten sowie die Jugendarbeit, und das ist sehr gut so. Wir haben die Jugendarbeit immer und kontinuierlich aufgebaut und ausgebaut, sie ist gut ausgestattet, auch pädagogisch natürlich hervorragend und sucht in Europa Ihresgleichen. Darüber habe ich aber schon oft gesprochen und ich hoffe halt, dass Sie es irgendwann einmal auch glauben, aber man wird ja sehen. 

Das ist die Wichtigkeit: In der Vernetzung zu arbeiten, aber in verschiedenen Sparten zu bleiben und zu wissen, wo man dabei ist, in der Polizei, der Jugendarbeit, der Schule oder Kindergarten. Eine ganz besonders wichtige Stütze sind natürlich auch - und das ist uns auch sehr wichtig, und ich glaube, da können wir auch auf Erfolge nicht nur in Wien, sondern auch im Bund hinweisen – die Perspektiven. Wir machen auch Arbeitsmarktpolitik schulisch und Arbeitsmarktpolitik natürlich auch für Jugendliche: Unsere Maßnahmen nach dem Jugendausbildungssicherungsgesetz, die Stiftungen, die Ausbildungsgarantie bis zum 18. Lebensjahr. Das ist Prävention, das ist nicht zuletzt Gewaltprävention, das ist Jugendlichen Perspektiven bieten, mit denen sie etwas anfangen können, und die ihnen eine Zukunft erst ermöglichen. Da braucht man dann den starken Mann, und cool, und hin und her nicht mehr, wenn man einen Sinn und eine Aufgabe hat. 

Und natürlich ermöglichen wir das, und ich habe Ihnen auch schon oft gesagt, Gott sei Dank machen wir auch - nicht Gott sei Dank natürlich, sondern planungsmäßig, und durchaus Uns sei Dank - gemeinsam mit dem WAFF ein neues Jugendprojekt, sodass besonders schwierige Jugendliche, die wenig Zugang zum Arbeitsmarkt haben, sehr niederschwellig mit Qualifizierung und Anstellung gemeinsam, dann in Ausbildungen einsteigen können, in den JASG einsteigen können, und dann auch in den ersten Arbeitsmarkt. 

Das sind die Säulen der Prävention und der Gewaltprävention: Chancengleichheit, Partizipation, Perspektiven bieten. Auch die Diversitätspolitik, wir machen es die ganze Zeit, jahrelang kontinuierlich, und deswegen minus 0,1 Prozent. 

Sie müssen die Statistiken lesen und interpretieren können, darum geht es. (Beifall bei der SPÖ.) Und bitte, ich habe mich zugegebenermaßen selber auch gemäßigt, ich spreche ruhig hier und besonnen und ich rede leiser als normal, also bitte, bemühen Sie sich dann auch genauso wie ich. Wir wollen gute Vorbilder für die Jugendlichen sein. Ich sage nur dazu, diese Uhr läuft für mich. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute Redezeit.

Abg Mag (FH) Tanja Wehsely (fortsetzend): Eine Minute noch, das ist aber nett. Also, ich habe eine Minute noch, das Wesentliche ist natürlich bereits gesagt, Chancengleichheit, Partizipation, Perspektiven. Ganz wichtig ist, nicht hysterisch zu werden, immer zu investieren in gute und gut ausgestattete Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, das ist die Prävention, die wir brauchen, alles andere kommt dann zu spät. 

Was ich Ihnen heute vielleicht noch mitgeben kann als gemeinsames Vorbild für Erwachsene: Eine Gewaltprävention ist ja auch, sich zu fragen, wie kann man das ein bisschen unten halten und cool bleiben, Stressabbau, Vertrauensaufbau, Problemlösungskompetenz und Reife in der Auseinandersetzung. Also, wir werden ganz sicher so weitermachen. 

Wir haben ja auch heute noch einen gemeinsamen einstimmigen Antrag zu behandeln, nämlich den für das Jugendschutzgesetz, wo wir gemeinsam diese Problemlösungskompetenz zum Schutz unserer Jugendlichen bewiesen haben und haben uns auch sehr intensiv und gescheit, auch jugendadäquat, mit dem Phänomen der Gewaltspiele, Video, TV, et cetera, auseinandergesetzt. Also, das wäre doch eine Möglichkeit, wie wir weitermachen sollten im Sinne dieses Vorbilds und der Mäßigung im Sinne der Jugendlichen, und wie wir auftreten sollten. Probieren Sie es auch, einen schönen Tag noch. (Beifall bei der SPÖ) 

Präsident Johann Hatzl: Die Redezeit wurde genau eingehalten, man kann sie natürlich auch unterschreiten. 

Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen, das wissen Sie aber, und die Redezeit jetzt mit fünf Minuten begrenzt ist. Nächster Redner ist der Herr Abg DDr Schock. 

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich frage mich, was treibt eigentlich eine Regierungspartei dazu, ja, welche Realitätsverweigerung treibt sie, hier über dieses Thema zu sprechen, wenn vor einer Woche die Kriminalstatistik herausgekommen ist, die gegenüber 2001 - und das ist sieben Jahre her - eine Verdoppelung der Jugendkriminalität ausweist, bei schweren Vergehen, bei Raub, sogar eine Verdreifachung. 

Meine Damen und Herren, das ist ja wieder ein schönes Beispiel für das Rezept der SPÖ, Totschweigen, Totschweigen aller Probleme der Jugendkriminalität und es mit schönen Worten wie Partizipation, wie wir das gerade gehört haben, zu verschleiern. Verschleiern vor allem, dass diese Jugendgewalt ja auch ein Problem der Zuwanderung ist, meine Damen und Herren, also ein Migrationsproblem. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, ich sage Ihnen nur eine Zahl: 70 Prozent der Insassen in Gerasdorf, im Jugendgefängnis Gerasdorf, 70 Prozent der Insassen haben Migrationshintergrund. Nur diese eine Zahl. Und das alles wollen Sie totschweigen mit Maulkorberlässen der Präsidentin Brandsteidl, mit denen Sie die Lehrer und Schüler zum Schweigen bringen wollen. Sie wollen nämlich totschweigen, dass Sie eigentlich schuld daran sind, dass Sie durch Ihre falsche Einwanderungspolitik die Verantwortung dafür tragen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ) 

Und es gibt ja schon fast täglich Polizeieinsätze an den Schulen. Nur ganz wenige Beispiele: In einer Hauptschule im 2. Bezirk wegen Drohung und Bestechung, im 8. Bezirk, wieder Hauptschule, Bandenbildung, Favoriten, Simmering, Schlägereien, 11. und 15. Bezirk, Erpressung, 12. Bezirk, 16. Bezirk, Mitführen von Waffen, überall Polizeieinsätze. An einem Poly wird ein 
13-Jähriger wegen schweren Raubes angeklagt, im 15. Bezirk explodiert in einer Schule die Drogenkriminalität, in Simmering begeht ein 18-Jähriger zwanzig Einbruchsdiebstähle, in Währing überfällt ein Jugendlicher eine Pensionistin. Nächster Fall: Zwei 14-Jährige tyrannisieren Gymnasiasten, und so weiter und so weiter. Und die Täter, meine Damen und Herren, die Täter? Die meisten haben einen Migrationshintergrund. 

Und noch eine Zahl: Es gibt pro Jahr an unseren Schulen 300 Anzeigen wegen Körperverletzung, pro Jahr 300 Anzeigen nur wegen Körperverletzung! Und insgesamt zeigt eben die Kriminalstatistik in den letzten sieben Jahren eine dramatische Entwicklung, eine Verdoppelung, eine Verdreifachung sogar bei Gewaltdelikten. 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie, wie kommen eigentlich die Opfer dazu, wie kommen eigentlich die Schüler, die Jugendlichen, dazu, die Opfer werden und wie kommen die Eltern dazu. Erklären sie das den Opfern, erklären Sie das vor allem auch den Eltern der Opfer. 

Und was sagt die SPÖ dazu, was hat die Kollegin Wehsely dazu gesagt? Sie wischt dieses Thema einfach weg. Nur Nebelschwaden, Partizipation, Hilfe, aber keine konkreten Aussagen. Ja, meine Damen und Herren, wenn das die Folgen Ihrer Prävention sind, dann sage ich Gute Nacht. 

Meine Damen und Herren, Sie wollen sich aus der Verantwortung drücken. Sie wollen sich aus der Verantwortung drücken, aber Sie tragen die politische Verantwortung, und wir werden Sie aus dieser nicht entlassen, denn das sind die Folgen Ihrer Politik, das sind die Folgen eben der mangelnden Prävention, die Sie hier zu verantworten haben. 

Meine Damen und Herren, diese Eskalation der Jugendgewalt, diese Eskalation ist ja eine Folge der Massenzuwanderung, ist eine Folge der unkontrollierten Massenzuwanderung, die Sie in den letzten 15 Jahren zugelassen haben, ja, die Sie nicht nur zugelassen haben, meine Damen und Herren von der SPÖ, sondern die Sie sogar gefördert haben, und die Sie bewusst herbeigeführt haben. Und, meine Damen und Herren von der SPÖ ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute Redezeit. Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Das wird sich ausgehen. Meine Damen und Herren von der SPÖ, wir werden Sie aus dieser Verantwortung nicht auslassen. Sie bekommen jetzt die Rechnung für Ihre falsche Politik, Sie stehen vor den Trümmern Ihrer Einwanderungspolitik. Ihre Multikutli-Träume, denen Sie nachgehangen sind, Ihre Multikulti-Träume, meine Damen und Herren, sind ausgeträumt, und wir stellen heute fest, Sie haben uns das alles eingebrockt, Sie von der SPÖ, meine Damen und Herren, sind schuld an dieser Gewalt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Smolik.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich hätte gerne einmal ein Thema in diesem Landtag oder auch im Gemeinderat, wo die FPÖ nicht sofort MigrantInnen, Kinder, Jugendliche oder Menschen mit Migrationshintergrund als die Schuldigen ausmacht und daraufhin ihre Politik ableitet. Aber Sie können wirklich nicht diese Hoffnung erfüllen, dass es irgendwann einmal eine sachliche Diskussion, die Kollegin Wehsely eingefordert hat, mit Ihnen geben wird. Und die letzten Vorfälle, die wir ja auch im Gemeinderatswahlkampf von Graz erleben durften, zeigen ja, welchen Geistes Kind diese Partei ist und von diesen Geisteshaltungen und von diesem Zugang zu Themen, und auch zu so wichtigen Themen wie die Situation der Jugendlichen in diesem Land, distanzieren wir uns ganz klar. 

Ich möchte noch auf einen Punkt zurückkommen, den Kollege Schock jetzt, wie schon so viele, in dieser Diskussion der letzten Woche angeführt hat, nämlich die Kriminalitätsstatistik. Offensichtlich können sie keine Statistiken lesen, beziehungsweise interpretieren, weil alle ExpertInnen weisen daraufhin hin, dass sich die Erfassung der Statistiken geändert hat. Es wird jetzt nicht nur ein Kriminalitätsdelikt oder ein Delikt erfasst, sondern alle angezeigten Straftaten. Und dass sich hier etwas in den Zahlen ändert, ist ganz klar. Dass man aber dann von der Eskalation der Jugendgewalt spricht, ist eindeutig falsch und offensichtlich nicht geeignet, wirklich mit Zahlen umzugehen, denn Sie missbrauchen diese Zahlen, um hier Politik auf Kosten jener zu machen, die unter Druck stehen. Und es stimmt, dass Jugendliche und auch Kinder durch die Anforderungen der Gesellschaft schon massiv unter Druck geraten, und dass jetzt hier immer mehr auf sie eingewirkt wird. 

Es gibt ja Studien und Befragungen von Jugendlichen, wie sie diese Drucksituation in dieser Gesellschaft erleben, und diese Daten sollten wir uns wirklich genau anschauen und uns überlegen, was können wir hier als Gesellschaft, aber auch als Politiker tun, damit nicht 
11-Jährige, 11- bis 14-Jährige, zu 70 Prozent sagen, dass der Druck in der Schule, in der Arbeit, aber auch im Studium - das sind dann die Älteren - von Jahr zu Jahr größer wird und dass sie nicht wissen, wie sie mit diesem Druck umgehen sollen. 

Und genau hier müssen die Prävention und die Unterstützung ansetzen und genau hier müssen wir den Jugendlichen signalisieren, dass wir ihnen Angebote setzen, dass sie Unterstützung haben, dass der Druck, der darauf hinausläuft, in diese ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Frau, Abgeordnete entschuldigen Sie bitte, sie bekommen die Zeit noch, diese halbe Minute, die ich brauche. Ich möchte nochmals, und diesmal ganz besonders die Abgeordneten meiner Fraktion aufmerksam machen, dass das Telefonieren in den Reihen nicht möglich ist. Danke. 

Abg Claudia Smolik (fortsetzend): Danke. Dass wir hier den Jugendlichen etwas anbieten können müssen und sie hier nicht allein lassen, denn Konsum, Leistungsdruck, Lifestyle, all das zählt und wird immer wichtiger und ist für viele der Jugendlichen, der jungen Menschen, nicht leistbar und auch nicht machbar. 

Und wenn jetzt unser Herr Bürgermeister heute schon gesagt hat, er muss sich ja selber loben, weil sonst macht es ja keiner, so habe ich das jetzt aber ein bisschen ebenso in der Wortmeldung von der Kollegin Wehsely empfunden, dass man sich selber lobt, vor allem, was die Arbeitsmarktpolitik betrifft. Und es stimmt, es gibt hier Versuche, im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit Maßnahmen zu setzen, aber dass die nicht greifen, muss man schon auch sehen. Denn wie sonst ist es zu erklären, dass in Wien die Statistik der vorgemerkten arbeitslosen Jugendlichen in den Jahren von 2000 bis 2007 steigt. Sie steigt, und steigt in einem Ausmaß, wo man nicht mehr zuschauen kann, und wo zwar das Versprechen einer Ausbildungsgarantie ganz nett ist, aber den betroffenen Jugendlichen sehr wenig nützt. Denn wenn wir uns anschauen, dass bei den Frauen, die 20 bis 24 Jahre alt sind, die Arbeitslosigkeit von 2000 bis 2007 um 54 Prozent steigt und bei den jungen Männern um 74 Prozent, so kann doch hier was nicht richtig sein. Es kann doch hier in der Arbeitsmarktpolitik - die hier auch angesprochen worden ist – dasjenige, was unternommen wird, nicht stimmen, es kann nicht gut laufen. Und hier braucht es Maßnahmen von Seiten der Stadt, von Seiten der SPÖ, dass diese Zahlen zurückgehen. Denn es stimmt, solange die jungen Menschen keine Perspektive haben, keine Chance haben, aus ihrem Leben etwas zu machen - und da gehört nun einmal ein Job, eine Ausbildung, dazu -, solange werden sie frustriert sein, und leider werden viele diesem Frust auch Ausdruck verleihen. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute! 

Abg Claudia Smolik (fortsetzend): Sich hinzustellen und sagen, die Arbeitsmarktpolitik ist ein gutes Beispiel, wo die Stadt Wien soviel macht, halte ich wirklich für verfehlt und für einen Hohn für die, die seit Jahren einen Lehrplatz suchen und auf Lehrstellen hoffen. 

Ich möchte Sie, wie auch Kollegin Wehsely, auffordern gemeinsam einen Konsens zu finden, wie wir Jugendlichen in dieser Stadt helfen können. Wir brauchen auch eine Änderung in dem Freiraumangebot in dieser Stadt, denn es wird zunehmen und alle, die länger in dieser Stadt leben, sehen, dass der Freiraum in dieser Stadt für Jugendliche ohne Konsumzwang gering ist. Es gibt immer wieder neue Lokale, alles Mögliche an Freizeitmöglichkeiten wird angeboten, aber es gibt keine Freiräume, wo man sich ohne Konsumzwang treffen kann, wo man nicht dazu verpflichtet ist, Ummengen an Geld auszugeben. Und diese Freiräume für die Jugendlichen gilt es wieder zu schaffen. Mit ihnen gemeinsam, in Kooperation mit allen, die in diesem Bereichen arbeiten natürlich, aber wir müssen schon zur Kenntnis nehmen, dass Kinder und Jugendliche in dieser Stadt, mit dieser Politik zum Teil auch, immer wieder den Kürzeren ziehen, und das haben sie sich einfach nicht verdient. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Riha.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Thema Gewalt eignet sich immer sehr gut zu Übertreibungen. Wenn ich Herrn Kollegen Schock zuhöre, dann habe ich das Gefühl, das Ende der Gesellschaft ist ausgebrochen, wenn ich Frau Kollegin Wehsely zuhöre, dann frage ich mich, warum reden wir heute über Zukunft ohne Gewalt, da müssten wir ja über Gegenwart ohne Gewalt reden. 

Wie so oft, liegt die Wahrheit meistens in der Mitte. Ein Fakt ist, an manchen Schulstandorten gibt es gewalttätige Übergriffe an Jugendlichen. Das ist eine Realität, auf die die Politik reagieren muss. Es macht aber auch keinen Sinn, die schuld nur auf einer Seite zu suchen, und dann sind sicher nicht die Jugendlichen Schuld. Was aber die politische Verantwortung in Wien betrifft, kann man leider den Vorwurf nicht ersparen, bei einer Entwicklung nicht ganz genau hingeschaut zu haben, denn sowohl die Kinder- und Jugendanwaltschaft als auch das Wiener Kontrollamt haben in den letzten Jahren schon mehrfach auf diese Entwicklungen hingewiesen, aber es ist daraufhin nicht viel passiert. 

Probleme von Jugendlichen beginnen nicht erst im jugendlichen Alter, sie beginnen viel früher. Und der beste Weg, Eskalationen zu vermeiden, ist Prävention. Prävention gegen Gewalt beginnt meistens in der frühen Kindheit, und es ist daher besonders wichtig, und das ist ein Thema auch in den letzen Reden von mir, dass Geld investiert wird in Kinder, Familien, in Bildungseinrichtungen, in Kindergärten, in Schulen. Es muss Angebote, und zwar vielfältige, der Stadt geben, die auf mehreren Ebenen ansetzen: 

Erstens, ich gebe Ihnen recht, Frau Wehsely, wir alle Erwachsenen sind Vorbilder, ganz besonders die Politiker. Das sollten wir uns nicht nur heute zu Herzen nehmen, sondern vielleicht auch an manchen anderen Tagen. Aber im Besonderen wichtig für die Kinder und Jugendlichen sind die Eltern, und genau dort müssen wir auch ansetzen. Es braucht in Wien ein Eltern-Coaching, eine Art Elternschule. Es ist wichtig, frühzeitig anzusetzen, es sollte in allen Wiener Kindergärten und in allen Wiener Schulen die Möglichkeit eines Eltern-Coachings geben, und es müssten auch Anreize geschaffen werden und vielleicht sogar Verpflichtungen, dass Eltern dieses Angebot auch annehmen. 

Prävention muss bei den jungen Kindern beginnen. Möglichst ab dem 3. Lebensjahr sollte jedes Kind in Wien einen Kindergarten besuchen können. Da sind wir wieder beim Kindergartenausbau. Es gibt vielfache erfolgreiche Projekte im Kindergarten, wie zum Beispiel das Projekt „Faustlos“ oder ähnliche, bei denen Kinder frühzeitig lernen, ihre Konflikte gewaltfrei lösen zu können. Sozialkompetenz - und davon reden wir ja - beginnt im Kindergarten. Gute Sprachkenntnisse sind ebenfalls eine wesentliche Voraussetzung, um Konflikte lösen zu können und daher ist die frühe Sprachstandserhebung und die frühe Sprachförderung ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Ein Jahr oder noch besser zwei gebührenfreie Kindergartenjahre, wie die ÖVP sie seit Jahren fordert, wären ebenfalls ein Schritt in die richtige Richtung, aber davon konnten wir Sie leider noch nicht überzeugen. 

Wien braucht neue finanzielle Mittel für den Jugendbereich, um neue Maßnahmen setzen zu können, wie zum Beispiel auch Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter in der Schule oder in Kindergärten. Meine Kollegin, Frau Mag Anger-Koch, wird darüber genauer berichten. 

Die Junge ÖVP, in der sich viele Jugendliche befinden, wünscht sich zum Beispiel eine solche Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialarbeit, die Frau Wehsely als nicht konstruktiv empfunden hat, wobei sie sich natürlich nicht vorstellen, dass das eine kontrollierende, strafende Polizei ist, sondern es geht um eine enge Zusammenarbeit. Und zumindest wäre es einmal wert, darüber nachzudenken, ob man nicht auch Polizei und Sozialarbeit in einem neuen Zusammenhang sehen könnte. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Monika Riha (fortsetzend): Danke. Was die verbesserte Prävention betrifft, bedarf es einer intensiveren Zusammenarbeit zwischen der Jugendwohlfahrt, allen Bildungseinrichtungen, den Eltern, und so weiter. Es geht aber auch darum, dass Wien an einer Verbesserung der Lebenswelten der Jugendlichen arbeitet, an einer Verbesserung der Bildungschancen und es geht um Ernstnehmen der Jugendthemen. 

Wien, da gebe ich Ihnen recht, Frau Smolik, Wien muss den Jugendlichen Perspektiven bieten. Es ist nicht alles steuerbar, aber man kann auf vielen Ebenen viel tun, damit es besser wird. Über Elternangebote, intensiven Ausbau des Kindergartens, über ausreichende Schulmediation, den Ausbau von Streetwork bis hin zu hochwertigen Job-Angeboten. Auch hinsichtlich der Integrationspolitik gäbe es da oder dort noch einiges zu verbessern. Wien muss mehr Geld für präventive Jugendarbeit in die Hand nehmen, denn Politik, die in die Prävention investiert, investiert in die Zukunft. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Eine Aktuelle Stunde dient an sich zur Behandlung aktueller, momentan brennender Themen. Das Thema Jugend und Gewalt ist zwar brennend, aber nicht aktuell, insofern nicht, als es uns schon seit Jahren beschäftigt, nur sie wollen es nicht hören, und wir haben das heute auch wieder erlebt. Und dass es für die SPÖ nicht sehr brennend ist, das sieht man ja an der Anwesenheit, Sie sind wahrscheinlich alle draußen beim Telefonieren oder beim Mailen mit dem Handy auch herinnen. 

Das Thema scheint Sie nur mit Schlagworten zu berühren. Wir haben von meiner Vorrednerin gehört, die wichtigen Punkte sind Chancengleichheit, Prävention, Perspektiven. Ja, ich gebe Ihnen schon recht, aber Sie haben ja Jahrzehnte Zeit gehabt, es zu verwirklichen. Und was wir heute haben, ist ein verheerender Zustand, der, wenn Sie so weiter machen dürfen, noch wesentlich schlimmer werden wird, meine Damen und Herren von der SPÖ! Und das ist Ihnen bewusst, nur Sie sehen keinen Ausweg aus der ganzen Geschichte, das ist es, weil Sie mit Ihren Methoden so nicht weiterkommen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und es ist notwendig, darüber zu reden, das stimmt. Hans Rauscher im „Kurier“ schreibt in einem Kommentar: „Streit hart aber nötig, die Töne sind schrill wie die Fakten, aber es geht um noch mehr.“ Und dann bringt er das Beispiel Berlin.

Ich habe Ihnen schon vor zwei Jahren das Beispiel von Paris gebracht, wo jede Nacht die Autos brennen und Sie haben darüber gelästert und haben gesagt, das ist kein Zustand, der bei uns herrscht. Das ist richtig, aber ich habe Ihnen damals gesagt, dass es in Deutschland bald so weit sein wird. Gegenwärtig ist es in Deutschland so weit. Sie werden wieder sagen, aber bei uns in Wien ist es nicht so weit. Aber ich sage Ihnen, wenn Sie so weitermachen dürfen, wird es in fünf Jahren hier so weit sein, und schuld daran werden Sie mit ihrer Leugnung der Realität sein, und gerade solche Mandatare wie Sie, Frau Kollegin. (Beifall bei der FPÖ.) 

„Die Erbitterung, mit der um die Jugendgewalt gerungen wird,“ schreibt er da, „ist objektiv und vor allem die von Migranten, über die debattiert wird, hat einen sachlichen und einen politischen Hintergrund, weil Fälle totgeschlagener Bürger, an denen, kaum je bestraft, die Vielfachtäter ein Exempel gegen Zivilcourage statuieren, sich dramatisch häufen und Abhilfe schwierig ist. Die Verdrängung der Probleme mit und von Immigranten muss fallen.“ So „Kurier“ und „Österreich“. 

Und damit Sie nicht sagen, hier ist wieder eine FPÖ-Panikmache im Gange, zitiere ich Ihnen aus dem rot-grünen, ja rot-rot-grünen Berlin sogar, den Chef der Polizeigewerkschaft - er ist nicht gerade ein Rechter, und er, der Landesvorsitzende der Gewerkschaft, sagt ausdrücklich: „Es sind Teile von Berlin bereits verloren, weil sich dort nicht einmal mehr die Funkstreifen hinein wagen.“ Ich habe Ihnen hier ganz genau das gleiche Beispiel, fast mit denselben Worten, vor zwei Jahren von Straßburg gebracht. Jetzt ist es in Berlin, in fünf oder sieben Jahren werden wir es in Wien haben, wenn Sie - und ich kann das nur immer wiederholen - so weitermachen dürfen und nicht umkehren. 

Und es ist hoch an der Zeit nachzudenken. Hören Sie in Ihre Wähler hinein. Nicht in die studentische Jugend der SPÖ, die am linken Flügel steht, hören Sie in Ihre Arbeiterbezirke hinein, was die Leute dort erleben, sehen und denken. Und das ist auch das Problem, meine Damen und Herren in der SPÖ, an dem es Sie zerreißen wird, wenn sie so weiter machen, weil Sie einen laut schreienden linken Flügel haben, und Ihnen der an sich konservative Arbeiter verloren gehen wird, das sag ich Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Er beschreibt genau die Probleme, die wir in den Ansätzen ja auch bei uns haben, dass diejenigen, die auch über finanzielle Mittel verfügen, in andere Bezirke ziehen, schon der Sicherheit ihrer Kinder zuliebe, dass sich die Funkstreifenwagen nicht mehr hineinzufahren trauen, weil sie dort einem gewaltbereiten Mob gegenüberstehen, der den Respekt vor der öffentlichen Ordnung verloren oder niemals gelernt hat. In Paris sind es jetzt die Vororte, in Berlin ist es die Umgebung des Zentrums, schreibt er. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Mag Wolfgang Jung (fortsetzend): Danke, Herr Präsident. Und das ist die Situation, die es gibt und die existiert. Nicht umsonst hat der „Spiegel“ die Migration der Gewalt zu einem Hauptthema gemacht. Und wenn Sie so weiter machen dürfen, meine Damen und Herren von der SPÖ, mit der Spaßpädagogik in der Schule, mit den Lehrern als Bildungs-Entertainer, anstatt auch schon in der Schule den Kindern ein gewisses Maß an Recht und Ordnung und an richtigem Verhalten beizubringen, und nicht nur den hemmungslosen Egoismus in den Vordergrund zu stellen, wie Sie es seit den Achtundsechzigern lehren, dann haben wir und auch unsere Kinder die Folgen zu tragen, denn das ist genau die Situation, die diese Achtundsechziger herbeigeführt haben, das ist jene Generation, die unsere Jugend in den Schulen und auch in den Akademien verhunzt hat. Und die Ernte dieser Generation haben wir, und die haben auch unsere Kinder auszubaden. 

Deswegen sage ich: Kehren Sie um! Noch ist es Zeit, es wird aber von Jahr zu Jahr, von Monat zu Monat schlimmer. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir werden nicht versäumen, darauf hinzuweisen; wir werden den Finger auf diesen wunden Punkt legen. Leider wird das noch sehr, sehr oft der Fall sein müssen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bin froh, dass das Thema zum Thema gemacht worden ist, finde es sehr gut, dass wir darüber einmal ernsthaft reden, und möchte zu Beginn meiner Worte nur in Richtung FPÖ sagen: Außer dummer und rechter Polemik haben Sie tatsächlich nichts zu bieten! (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPÖ. - Abg Henriette Frank: Sagen Sie das dem „Spiegel"! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Kein Vorschlag, kein Garnichts! Paris, Berlin, die Achtundsechziger - das interessiert doch in einem Raum, wo Menschen sitzen, die sich zu bemühen haben, Probleme, die es tatsächlich gibt und die man aufzeigen kann, auch zu lösen, wirklich niemanden! (Abg Mag Wolfgang Jung: Dann lösen Sie es jetzt!) Dass Sie auf der Straße Menschen finden, die sich von diesem Unsinn - gefährlichem Unsinn! - angesprochen fühlen, das wissen wir und das bedauern wir zutiefst. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Jetzt zu dem, was ich eigentlich sagen möchte. Vielleicht zu Beginn eine Frage: Wie viel Gewalt muss eigentlich ein Elfjähriger, ein Zwölfjähriger erfahren haben, um selbst gewalttätig zu sein? Da muss ja sehr viel passiert sein, damit aus diesem jungen Menschen tatsächlich ein gewalttätiger Mensch wird. 

Wir wissen, dass es sie gibt, diese Probleme, und sie sollen auch nicht unter den Tisch gekehrt werden. Denn aus den Hauptschulen wissen wir, dass in jeder Klasse drei, vier, fünf, eben mehrere Jugendliche drinsitzen, deren Antwort gewalttätig ist und die gewalttätig sind. Das ist ein massives Problem. 

Was aber kommt bei diesen Jugendlichen pausenlos an? Entweder, dass sie den Erwachsenen wurscht sind, oder sie werden als Trottel abgestempelt. Und - das ist jetzt das Wichtigste - die Gesellschaft vermittelt ihnen: Wir brauchen euch nicht. Jeder Jugendliche, dem man vermittelt: Wir brauchen euch nicht, wir brauchen dich nicht, du bist ein Trottel, wir brauchen dich nicht!, wird jedenfalls mit Gewalt darauf antworten. Diese Gewalt kann sich gegen andere richten, sie kann sich auch gegen sich selbst richten. 

Das heißt, Aufgabe der Gesellschaft wäre es eindeutig, den Jugendlichen erstens zu vermitteln - die Eltern sind da in erster Linie zunächst einmal zuständig -, dass man sie mag, dass man Zeit hat, sich mit ihnen auseinanderzusetzen, dass man das auch tatsächlich tut, dass man sowohl als Reibebaum vorhanden ist als auch als jemand, der Liebe gibt. Das ist einmal das Erste und Wesentliche. 

Da gebe ich meiner Vorrednerin Frau Abg Riha durchaus recht, wenn sie sagt: Viele Eltern würden so etwas wie ein Coaching brauchen oder etwas, was man ihnen darüber mit auf den Weg gibt, wie man mit Kindern umgeht, was Kinder tatsächlich brauchen und was man ihnen geben muss. Auch in der Schule - und da, Frau Abg Wehsely, gibt es schon noch viel zu tun. 

Da wird es nicht genügen, nur den Weg weiterzugehen, den man bis jetzt gegangen ist. Da war viel Gutes dabei, und darauf kann man auch stolz sein. Aber da fehlt jetzt natürlich auch sehr viel in den Schulen, wenn es um Gewaltprävention geht, wenn es darum geht, das soziale Lernen an den Schulen zu fördern. Das Projekt Soziales Lernen ist ja an den Pflichtschulen in der Form, wie es sein sollte, nicht existent. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Susanne Jerusalem (fortsetzend): Oder es wären auch die Vorschläge von Frau Univ-Prof Hilde Spiel aufzugreifen. Oder es wäre das Projekt Schulsozialarbeit, das ja im 17. Bezirk sehr erfolgreich getestet wurde, wieder aufzugreifen und überall dort einzusetzen, wo es so dringend gebraucht wird.

Abschließend aber - ich habe leider nicht lange Zeit und kann nicht viel von dem sagen, was ich glaube, was notwendig wäre - möchte ich noch einmal das Wesentliche hervorgreifen: Eine Gesellschaft, die ihrer Jugend vermittelt: Wir brauchen euch nicht, wird diese Jugend verlieren. Das ist es, was jetzt auf der Kippe steht. Wir dürfen sie nicht verlieren, wir müssen vermitteln: Wir brauchen euch, wir müssen Zukunftsperspektiven geben. 

Es wäre die Aufgabe dieses Landtages, sich darüber den Kopf zu zerbrechen, was es in Zukunft noch an zusätzlichen Maßnahmen braucht, damit das auch gelingt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Anger-Koch ist die nächste Rednerin.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Ich finde es sehr schade, dass hier eine Aktuelle Stunde zu einem sehr brisanten Thema einberufen wurde und die Reihen bei Ihnen fast leer sind. Wie wichtig ist Ihnen das Thema wirklich? (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Also bitte ...!) 

Schauen Sie, wir reden da von Zahlen. Ich habe mir auch die Zahlen angeschaut, und die Zahlen in der Jugendkriminalität sind im Grunde genommen steigend. Es ist für 2007 eine Opferzahl von über 1 000 zu melden, und das ist bedenklich. Vor eineinhalb Jahren hat Ihre Stadtschulratspräsidentin eine Präventivoffensive gegen die Gewalt angekündigt; das ist bis jetzt leider Gottes nicht passiert. (Rufe und Gegenrufe zwischen StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager und Abgeordneten der SPÖ.) 

Die Entwicklung im Jugendbereich ist bedenklich, und man muss ihnen natürlich helfen. Gerade auch im schulischen Bereich, wo wir schon lange darüber reden und Ihnen diesbezüglich schon lange Anregungen geben, sollten die Präventivmaßnahmen eingesetzt werden und sollte versucht werden, hier anzusetzen. 

Ein Vorschlag unsererseits war immer: ein Sozialarbeiter in jede Schule. Das ist ein verpflichtender Lebensmittelpunkt für die Kinder und die Jugendlichen, auch für Familien, wo sie gemeinsam kooperieren können und wo sie auch gemeinsam etwas tun können. Gerade die Beratung und Betreuung ist die Aufgabe der Jugendwohlfahrt, und es sollte in den Wiener Schulen zu einer Kooperation kommen. Hier muss auf alle Fälle rasch gehandelt werden, weil in den Schulen, wie wir immer wieder lesen, wirklich viel passiert. 

Wenn man jetzt die Zahl von den 1 000, auf ein Jahr gesehen, herunterbricht auf einen Monat, dann sind es 80 Fälle im Monat, und das in den Schulen, wo Kinder gegen andere Kinder Gewalt ausüben! Sicherlich entfällt ein Teil auf Familien, aber wenn man präventiv arbeiten möchte, dann muss man auch ansetzen und den Kindern eine Möglichkeit geben, um ihnen zu helfen. 

Auch die Kooperation mit dem Jugendamt funktioniert nicht optimal. Hier wird nur geholfen, wenn bei aggressiven und dringenden Fällen kein Ausweg mehr besteht. Das ist auf einen mangelnden Personalstand zurückzuführen, für den Sie verantwortlich sind, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt in Wien auch viele bestehende Privatinitiativen und Vereine. Warum kooperieren Sie nicht mit ihnen? Wir haben Sie schon oft darauf aufmerksam gemacht, dass sie gerne bereit wären, Ihnen hier zu helfen, genau in der Jugendwohlfahrt und in der präventiven Jugendarbeit sehr viel wertvolle Arbeit leisten und auch innovativ sind. Bitte, holen Sie sie ins Boot und beziehen Sie sie mit ein! Das wäre sehr wünschenswert und erscheint uns auch sehr sinnvoll. (Zwischenruf von Abg Mag (FH) Tanja Wehsely.) 

Nein, Frau Wehsely, Sie tun es nicht! Schauen Sie, Sie reden immer alles gut, wir müssen hier aber eine nachhaltige Politik machen. Diese Jugendlichen sind die nächste Generation. Worauf wollen Sie aufbauen? Dann tun Sie doch etwas! (Beifall bei der ÖVP.) Reden Sie nicht, tun Sie es!

Sie sagen immer, die Jugendzentren machen so gute mobile Arbeit. Bauen Sie es aus! Bauen Sie es aus, und evaluieren Sie einmal Ihre Jugendzentren. Ich sage nicht, dass sie schlecht sind, nur ist hier genau der Punkt, wo aufgebaut werden muss. Es muss mehr Personal zur Verfügung stehen, so ist es einfach! (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Warum stimmen Sie dagegen?) Nein, es ist einfach so. Nehmen Sie auch ganz einfach die Ideen, seien Sie doch einmal innovativ! Von unseren Jungen kamen innovative Ideen. (Beifall bei der ÖVP.)

Warum sollen Polizisten und Sozialarbeiter nicht zusammenarbeiten? Wo ist das Problem? Sie sagen immer, es ist alles gut, es wird schon gemacht, na ja und hin und her. Dann sind Sie nicht einmal da und sagen, wir machen einfach so weiter. So kann es aber nicht weitergehen, die Zahlen steigen! Und arbeiten Sie nachhaltig. (Zwischenruf von Abg Mag (FH) Tanja Wehsely.) Nein, bitte arbeiten Sie nachhaltig! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte jetzt nur noch zusammenfassen - wir haben ja diesbezüglich auch schon eine Pressekonferenz gemacht -: Reden Sie die Jugendlichen nicht schlecht! Das dürfen wir auch nicht tun, sondern wir fordern ein Gesamtkonzept für außerschulische Jugendarbeit, Schulsozialarbeit an jeder Schule, Evaluierung der Arbeit in den Jugendzentren und verstärkte Einbindung der Eltern in die Jugendarbeit. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Thomas Reindl: Es waren nur sieben ÖVPler da!)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Ich werde mich an die Empfehlungen meiner Kollegin Tanja Wehsely halten und angesichts der Ernsthaftigkeit dieses Themas versuchen, nicht zu eskalieren, so wie es die FPÖ gemacht hat. Ich möchte mich hier auch explizit bei den GRÜNEN und bei der Volkspartei dafür bedanken, dass die Diskussion in einem Rahmen geführt worden ist, der dem Thema, glaube ich, dienlich ist und der auch einer Lösungsorientierung dienlich ist. Also recht herzlich Danke! 

Ich möchte auch ganz kurz auf ein paar Themen eingehen. Frau Smolik hat gesagt, die Wiener Arbeitsmarktpolitik greift nicht, und hat die Jahre 2000 bis 2007 als Beispiel angeführt. Ich möchte daran erinnern, dass in diesen Jahren die Bundesregierung aus der ÖVP, der FPÖ und dem BZÖ bestanden hat. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir sind hier im Landtag! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Wien hat als einziges Bundesland ein eigenes Arbeitsmarktinstrument, das sehr gut funktioniert: den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. Und Wien hat als einziges Bundesland ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Alle neun Bundesländer! Jedes Bundesland hat ein AMS!) Wien hat als einziges Bundesland den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds; Niederösterreich hat zum Beispiel keinen, Oberösterreich hat auch keinen. Das ist Fakt, und das können Sie einfach nicht wegdiskutieren. (Beifall bei der SPÖ. - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Jedes Bundesland hat ein AMS!)

Natürlich gibt es in Wien - Wien ist die größte Stadt, Wien ist die Hauptstadt - auch Arbeitslose, selbstverständlich auch jugendliche Arbeitslose. Das können wir natürlich nicht ändern, wenn es auf Bundesebene eine Regierung gibt, die alles dafür tut, dass sich hier nichts ändert. - Dies nur kurz dazu. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Oberösterreich hat keine ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Sie haben weiter gesagt - Frau Riha hat das gemeint -, wir sollen Geld investieren in Familien, in Kinder und dergleichen, in das Zusammenleben. Das tun wir ja! Das tun wir, und wir tun das hier alle gemeinsam. (Abg Günter Kenesei: Mehr! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Ich glaube nicht, dass wir als Sozialdemokratie allein die Subventionen für die vielen engagierten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Jugendzentren und so weiter beschlossen haben und immer wieder beschließen. Nur Sie sind es, die Volkspartei hat den Wiener Jugendzentren die Subventionen nicht zugestehen wollen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Veraltetes Konzept!) Ich lade Sie recht herzlich ein, das nächste Mal wieder mitzugehen. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Zu dem - das muss ich ganz ehrlich sagen - lustigen Vorschlag der Jungen Volkspartei: Frau Kollegin Riha hat extra betonen wollen, dass es auch in der Volkspartei junge Menschen gibt ... (Abg Monika Riha: Viele! - StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Viele!) Viele junge Menschen, ja. Nur glaube ich, es ist ganz einfach so, dass aus der Jungen Volkspartei solche Vorschläge kommen wie zum Beispiel: Polizisten in Skater-Hosen werden dafür sorgen, dass es weniger Jugendkriminalität gibt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Also ich glaube, das zeigt uns ein bisschen, wie da das Denken ist: Das ist - Entschuldigung, wenn ich das sage - einfach naiv. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Was wollen Sie machen?) Das ist naiv, das ist lieb, aber das ist absolut nicht ernst zu nehmen. Ich finde es echt interessant, dass die JVP so etwas fordert. (Beifall bei der SPÖ.) Aber viel interessanter ist, dass die ÖVP so etwas ernst nimmt und so etwas auch in Wirklichkeit medial transportieren möchte. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das hat einen anderen Stellenwert bei uns!) 

Nur ganz kurz zu den Horrorszenarien der Freiheitlichen Partei: Man hat genau gesehen, denen geht es absolut nicht um Lösungsvorschläge! Ihnen geht es absolut nicht um die Jugendlichen oder um die Zukunft. Ihnen geht es nur um Eskalation, Ihnen geht es um eine, sage ich einmal, grausliche Panikmache, und Sie hoffen, dass die Wählerinnen und Wähler auf Ihre Masche hereinfallen. 

Das werden sie nicht! Denn es gibt drei andere Parteien - und ich erlaube mir, die anderen ins Boot zu holen -, es gibt drei andere Parteien, die versuchen, das zu verhindern. Und es gibt auch viele, viele, viele mündige Bürger und Bürgerinnen, die sich von Ihnen sicher nicht auf die Schaufel nehmen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Kriminalstatistik sollte von Ihnen richtig analysiert werden. Ich glaube sogar, Sie wissen, dass Sie sie falsch analysieren, nur wollen Sie sie falsch analysieren! Denn Sie wollen es falsch darstellen, weil Sie hoffen: Ein bisschen was wird schon picken bleiben. 

Sicher sind die Anzeigen gestiegen; aber die Verurteilungen sind nicht gestiegen! Ich zeige schnell irgendwen an, aber ob der dann wirklich auch schuldig war oder sich eine Gesetzesübertretung hat zuschulden kommen lassen, das ist eine andere Frage. 

Sie haben vom Totschweigen, vom Verschleiern eines Migrationsproblems gesprochen. Angeblich sind alle Türken und Jugoslawen, alle Migranten dieser Welt daran schuld, dass in Wien alte Frauen überfallen werden. Das ist absolut nicht der Fall, das ist ja überhaupt nicht der Fall! (Abg Mag Dietbert Kowarik: Das haben Sie gesagt, nicht wir!) 

Das haben Sie genau gesagt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Wer?) Das hat Jung gesagt, und das hat Schock gesagt, dass das Jugendkriminalitätsproblem ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Petr Baxant (fortsetzend): ... zu tun hat mit einem Migrationsproblem. Ich möchte darauf hinweisen, dass das nicht der Fall ist. 

Weiters möchte ich darauf hinweisen, dass es eine Frechheit ist und eigentlich streng zurückzuweisen ist, dass meine Kollegin, eine bestimmte Mandatarin, Frau Kollegin Wehsely, persönlich von Ihnen dafür verantwortlich gemacht wird, dass angeblich die Jugendkriminalität steigt. Ich glaube, das ist streng zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.)

Weiters möchte ich dem Kollegen Jung sagen: Wie kommt die Wiener Jugend dazu, von Ihnen als „verhunzt" tituliert zu werden? (Beifall bei der SPÖ.) Das können Sie vielleicht nachher auch richtigstellen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Die Achtundsechziger haben verhunzt, nicht die Wiener Jugend! Sie behaupten die Unwahrheit, wissend, dass es keine Berichtigung gibt! - Weitere Zwischenrufe.)

Wir lernen aus der täglichen Praxis ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, zum Schlusswort.

Abg Petr Baxant (fortsetzend): Wir lernen aus der täglichen Praxis - und die Wiener Jugendarbeit funktioniert sehr gut -, dass viele und vielschichtige Maßnahmen notwendig sind, um Gewalt langfristig und nachhaltig zu verhindern. Richtige Partizipationspolitik; ich sage nur: Wählen ab 16. Bildungspolitik: Wir laden Sie alle hiermit ein, an innovativen Bildungsprogrammen für die Zukunft mitzuarbeiten. Arbeitsmarktpolitik - habe ich auch schon erwähnt. Medien- und Kulturpolitik, Politik der Deeskalation ...

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Wenn ich Schlusswort sage, heißt das Schlusswort, aber nicht: Beginn für neue fünf Minuten. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Also Schlusswort oder nicht?

Abg Petr Baxant (fortsetzend): Ja. - Wien geht den Weg der sozialdemokratischen Jugendpolitik weiter. Sie funktioniert, und das werden wir uns sicher nicht absprechen lassen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Die Abgen Christian Oxonitsch und Godwin Schuster haben am 21. Dezember 2007 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Kultur und Wissenschaft zugewiesen. 

Weitere Anträge und schriftliche Anfragen liegen mir für die heutige Sitzung nicht vor.

Bevor wir die unter der Postnummer 1 vorgesehenen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Wir haben in der Präsidialkonferenz darüber beraten und haben einvernehmlich festgestellt, dass ich vorschlagen darf, die Wahlen durch Heben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtages, die mit diesem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dieser Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Das an erster Stelle gereihte Mitglied des Bundesrates, Anna Elisabeth Haselbach, und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied, Katharina Schinner, haben ihr Mandat am 31. Dezember 2007 zurückgelegt. 

Folgende Mitglieder und Ersatzmitglieder des Bundesrates haben ihr Mandat am 22. Jänner 2008 zurückgelegt: das an dritter Stelle gereihte Mitglied Monika Kemperle und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Martina Ludwig-Faymann, das an sechster Stelle gereihte Mitglied Harald Reisenberger und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Friedrich Strobl, das an achter Stelle gereihte Mitglied Reinhard Todt und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Christian Deutsch, das an elfter Stelle gereihte Mitglied Josef Kalina und das an gleicher Stelle gereihte Ersatzmitglied Martina Malyar. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates, die für die Vorschläge zuständig ist, schlägt folgende Mitglieder und Ersatzmitglieder zur Wahl vor: als Mitglied für die erste Stelle Harald Reisenberger, für die dritte Stelle Reinhard Todt, für die sechste Stelle Monika Kemperle, für die achte Stelle Josef Kalina, für die elfte Stelle Elisabeth Grimling; und als deren Ersatzmitglieder für die erste Stelle Friedrich Strobl, für die dritte Stelle Christian Deutsch, für die sechste Stelle Martina Ludwig-Faymann, für die achte Stelle Martina Malyar, für die elfte Stelle Katharina Schinner. 

Sie sehen, es sind bis auf Elisabeth Grimling die bisherigen Namen, nur in anderer Reihenfolge.

In der Präsidiale wurde auch festgelegt beziehungsweise mitgeteilt, dass keine Wortmeldungen zu diesem Wahlvorschlag vorliegen. Sie sind auch tatsächlich nicht gegeben. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig angenommen. 

Somit lautet die Reihung unter Zugrundelegung der soeben erfolgten Abstimmung wie folgt: Für die erste Stelle Harald Reisenberger, Ersatz Friedrich Strobl; für die dritte Stelle Reinhard Todt, Ersatz Christian Deutsch; für die sechste Stelle Monika Kemperle, Ersatz Martina Ludwig-Faymann; für die achte Stelle Josef Kalina, Ersatz Martina Malyar; für die elfte Stelle Elisabeth Grimling, Ersatz Katharina Schinner. 

Ich möchte daher, nachdem die Wahl abgeschlossen ist, an die neu gewählte, anwesende Frau Bundesrätin Elisabeth Grimling meine Gratulation namens des Wiener Landtages richten und sie als neue Vertreterin Wiens im Bundesrat herzlich willkommen heißen. (Allgemeiner Beifall.) Sie haben nunmehr auch das Recht, bei Sitzungen des Wiener Landtages hier den Platz einzunehmen. Alles Gute in der Vertretung unserer Interessen!

Meine Damen und Herren! Ich habe aber heute auch Gelegenheit, der bisherigen und ausgeschiedenen Frau Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach, die anwesend ist, recht herzlich Dank zu sagen. Lassen Sie mich das mit einigen persönlichen Worten beginnen. 

Sie ist eigentlich genau jene Person, die von uns als vollkommene Wienerin akzeptiert wird. Das ist sie auch, obwohl ihr Geburtsort nicht in Wien gelegen ist, sondern, wie man heute sagen würde, im Ausland. Es ist aber sehr rasch für sie auch die Realität der Österreicherin wahrhaftig geworden. Sie gehört ja wie ich einem Jahrgang an, der sich zu dem Zeitpunkt, als wir geboren wurden, nicht Österreicher nennen durfte, weil es eine andere Zeit gab, deren wir heuer sicherlich noch zu gedenken beziehungsweise die wir zu bedenken haben.

Frau Anna Elisabeth Haselbach ist dann von ihrem Geburtsort, der in Deutschland liegt, nach Österreich gekommen und war nicht gleich in Wien tätig, sondern hat sich über die Stationen Oberösterreich und Niederösterreich nach Wien durchgekämpft. Sie hat im 20. Bezirk ihre politische und tatsächliche Heimat gefunden.

Sie ist Bundesbeamtin gewesen und war zehn Jahre lang im Büro des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung tätig - eine relativ lange Zeit, wenn man das mit heutigen gelegentlichen Tätigkeiten in Ministerbüros vergleicht. Sie ist 1978 Bezirksrätin geworden, war fast zehn Jahre in der Bezirksvertretung und war dann von Mai bis Dezember 1987 auch Mitglied des Wiener Landtages und Gemeinderates.

Sie ist dann Mitglied des Bundesrates geworden, und sie gehört zu den längstdienenden Vertretern im Bundesrat. Denn sie war einige Tage mehr als 20 Jahre im Bundesrat tätig. Das lässt sich auch dokumentieren durch die Rotation, dass sie vier Mal die Auszeichnung erhielt, auch Präsidentin des österreichischen Bundesrates zu sein. Aber darüber hinaus war sie jetzt mehr als zehn Jahre eine ständige Vizepräsidentin und in der Aufgabenteilung der Vizepräsidenten eher für die Auslandsvertretung im Besonderen zuständig, quasi die Außenministerin des Bundesrates. 

Sie ist in der Tat immer eine Wienerin geblieben - was bei Abgeordneten auf der Bundesebene nicht immer so bleibt -, und das ist etwas, was uns besonders erfreut hat, weil sie sich auch tatsächlich als Wienerin und Wiener Vertreterin gefühlt hat. 

Ich wünsche dir namens des Wiener Landtages alles Gute für dein weiteres persönliches Leben. Wir dürfen das heute auch mit einem kleinen Blumenstrauß als Gratulation und als Dank tun. Möge es dir vergönnt sein, noch viele Jahrzehnte die politische Arbeit im Bundesrat und im Wiener Landtag zu verfolgen. Alles Gute und herzlichen Dank! (Allgemeiner Beifall.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete! So wie das Leben gelegentlich ist, möchte ich zu Beginn der Sitzung aber auch eine andere, weniger erfreuliche Nachricht mitgeben. Ich möchte - nicht nur fürs Protokoll - Sie auch darüber informieren, dass ich selbstverständlich namens des Wiener Landtages der Familie Mautner Markhof kondoliert habe, nachdem uns die traurige Mitteilung vom Ableben eines ebenfalls sehr langjährigen Vertreters Wiens im Bundesrat erreicht hat, die erst wenige Tage nach dem 1. Jänner betrüblicherweise bekannt geworden ist. Ich bitte, das ebenfalls zur Kenntnis zu nehmen.

Hohes Haus! Wir kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft eine Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik, den Österreichischen Stabilitätspakt 2008. 

Berichterstatter ist hier Herr Abg Strobl, den ich bitte, die Verhandlung einzuleiten. Ich darf aber darauf aufmerksam machen, dass in der Präsidiale auch klar war, dass gerade dieser Punkt ein Tagesordnungspunkt ist, der Wien nicht nur im Bereich der Wiener Landtagspolitik betrifft, sondern seine Zusammenhänge auch mit der gesamten österreichischen Bundespolitik hat, sodass es von allen Fraktionen gewünscht und anerkannt war, dies hier nicht nur auf die Budgetpolitik oder den Stabilitätspakt eingeengt zu sehen. 

Herr Abg Strobl leitet ein.

Berichterstatter Abg Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte Sie um Zustimmung zur vorliegenden Postnummer 2 betreffend den Österreichischen Stabilitätspakt 2008.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Einleitung. - Als erster Redner hat sich Herr Abg Ebinger zum Wort gemeldet. Er hat das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Stabilitätspakt, Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über die Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik - Sie haben es schon ausgeführt, Herr Präsident: ein weites Feld. Wir können über verschiedene Dinge reden, die eben im Verantwortungsbereich von Bund und Ländern liegen, wo man nicht sagen kann: „Der Bund ist schuld, wir machen es ja eh.", sondern wo alle berufen sind, etwas zu tun. Ich habe ein Thema gewählt, ein zentrales Thema unserer Gesellschaft heutzutage, wo alle, Bund und Länder, keine wirklichen Antworten haben, nämlich die Pflege. 

Meine Damen und Herren! Das Grundproblem liegt unserer Meinung nach darin, dass wir eine Trennung zwischen medizinischer Betreuung einerseits und Pflege andererseits haben, zwischen Patient und Pflegling, dass die Solidarität der Gesellschaft irgendwo endet, wenn man kein Patient mehr ist, sondern ein Pflegefall wird. Es sollte eine soziale Aufgabe des Staates sein, aber Pflege wird in Österreich, im Gegensatz zur medizinischen Behandlung, immer nur unter dem Kostenaspekt diskutiert. 

Aus gegebenem Anlass gibt es seit 2007 eine 
24-Stunden-Pflege-Regelung für daheim. Das soll eine leistbare legale Versorgung alter, behinderter Menschen zu Hause sein, das soll das garantieren. Laut Schätzungen gibt es momentan zirka 40 000 - manche sagen, ein bisschen weniger, manche sagen, ein bisschen mehr - illegale Pfleger in Wien. 

Ich stehe aber vor dem Problem, dass ich den illegalen Pflegern keine legalen Pfleger entgegenstellen kann, weil es sie in diesem Umfang überhaupt nicht gibt. Ich kann jedoch auch den Pflegebedürftigen nicht die Pfleger wegnehmen. Es ist also ein veritables Systemproblem, weil das System eben nicht dafür vorgesorgt hat, dass die Pflege legal so attraktiv ist, dass es genügend Pfleger gibt und dass die Pflegebedürftigen nicht sozusagen auf illegale Pfleger zurückgreifen müssen. 

Nun gibt es eben eine gesetzliche Regelung, die die Legalisierung dieser Arbeitsverhältnisse vorsieht. Private Haushalte können eine Betreuungskraft - eine Kraft, die bei einem gemeinnützigen Anbieter angestellt ist, oder eine selbstständig erwerbstätige Betreuungskraft, die einen Gewerbeschein der Personenbetreuung besitzt - beschäftigen. 

Die Regelung sieht vor, dass eine Förderung dieser Beschäftigungsverhältnisse gewährt werden kann, wenn das monatliche Netto-Gesamteinkommen 2 500 EUR nicht übersteigt, der Betroffene das Pflegegeld der Stufe 3 erhält und nicht mehr als 7 000 EUR an Vermögen besitzt. In der Praxis können jedoch zahlreiche Betroffene die Förderung nicht in Anspruch nehmen, da sie entweder über der Vermögensgrenze liegen oder nur Pflegegeld der Pflegestufen 1 und 2 beziehen.

Das ist nicht einfach so dahergeredet, weil ja die Einteilung bis 7 geht. Bei 1 und 2 ist es eigentlich so, dass man noch keine 24-Stunden-Pflege braucht. Ich kann das durchaus persönlich sagen: Nach dem Tod meines Vaters war meine Mutter geistig verwirrt, hat sich angemacht, ist hingefallen, und dann ist irgendwann einmal jemand von der Pensionsversicherungsanstalt gekommen und hat gesagt, das ist Pflegestufe 2. 

Faktum ist allerdings, dass sie in diesem Zeitraum nicht allein leben konnte, und Faktum ist auch, dass diejenige Person, die von der Pensionsversicherungsanstalt gekommen ist, Monate nach Beantragung gekommen ist, konkret einen Tag vor Weihnachten; aber das ist ein anderes Problem. Faktum ist auch, dass meine Mutter dann ein paar Monate in ein Pflegeheim gekommen ist, weil es einfach nicht gegangen ist und weil der Fonds Soziales Wien festgestellt hat, sie muss sofort in ein Pflegeheim, weil sie damals nicht allein leben konnte. Also das mit der Pflegestufe 2 ist offensichtlich auch etwas, was man massiv diskutieren kann. 

In Wien gibt es ungefähr 90 000 Pflegegeldbezieher, und die Zahl steigt. Geht man jetzt davon aus, dass die 24-Stunden-Pflege 1 500 EUR im Monat kosten würde - wobei eine illegale Pflege auch nicht massiv billiger sein wird - und dass man sie erst ab Pflegestufe 3 erhält, dass aber die durchschnittliche Pension, wenn man die Broschüre der Pensionsversicherungsanstalt „Veränderliche Werte und statistische Daten 2007" anschaut, 1 131 EUR beträgt, dann bedeutet das, dass sich nur 5 Prozent der Pfleglinge/Pflegebedürftigen so etwas überhaupt leisten können. Das heißt, 15 Prozent der Betroffenen sind derzeit in Heimen, und ein dringender Handlungsbedarf besteht auch bei den verbleibenden 80 Prozent an Pflegebedürftigen, die sich eben nichts anderes leisten können, als dass die Angehörigen sie pflegen und dafür natürlich nichts bekommen. 

Hier wäre auch ein Wunsch von uns eine finanzielle Absicherung der Angehörigen, eine rechtliche Gleichstellung der pflegenden Angehörigen mit dem legalisierten Personal: soziale Gleichstellung mit der 24-Stunden-Pflege; die Sozialversicherungsbeiträge, fordern Experten, sollten vom Staat übernommen werden; wer ein Familienmitglied rund um die Uhr pflegt, sollte sich außerdem karenzieren lassen können und diese Zeiten für die Pension anrechnen können. 

All das gibt es bis jetzt nicht, all das sind völlig ungelöste Probleme. Das Einzige, was existiert, ist diese Broschüre zur 24-Stunden-Pflege; darauf werde ich noch eingehen. Was ich aber damit sagen möchte, ist: Das umfassende Pflegeproblem ist bis jetzt in keiner Weise zufriedenstellend gelöst worden. 

Wenn sich also jemand diese 24-Stunden-Pflege nicht leisten kann und keine Angehörigen hat, die auch ihren Beruf aufgeben können, die es sich leisten können, ihren Beruf aufzugeben, um selbst noch leben zu können, dann kommt er ins Heim. Das ist eine Alternative. Wenn man aber ins Heim kommt - ich möchte gar nicht sagen, dass die Heime schlecht sind, das sind sie sicher nicht -, dann soll das Heim ja auch nicht die Endstation sein. 

Aber das alles ist in der Praxis nicht wirklich durchführbar. Denn wenn man zum Beispiel in Wien in ein Heim kommt, wird zwar nicht auf das ganze Vermögen zurückgegriffen, aber von der Pension bleiben einem 20 Prozent, die restlichen 80 Prozent werden für die Aufwendungen im Heim verwendet. Das ist schön und gut, aber mit 20 Prozent können Sie zum Beispiel eine Wohnung nicht mehr erhalten. Sie können sozusagen einen Haushalt - dass Sie als Pflegling das Gefühl haben, das ist jetzt nicht meine Endstation, das ist nicht unbedingt der letzte Ausweg - nur dann erhalten, wenn es noch jemanden gibt, der die ganzen Fixkosten zu Hause zahlt. Denn sonst Sie gezwungen, die Wohnung aufzulassen. Wenn es eine Eigentumswohnung ist, sind Sie sowieso dazu gezwungen, weil das ja dann herangezogen wird. 

Wie gesagt, für alle Pfleglinge, die sich diese 
24-Stunden-Pflege nicht leisten können, kommen Angehörige oder ein Heim in Frage. Es gibt aber noch viele andere ungelöste Fragen zu diesem Thema; wir werden das morgen noch einmal behandeln. Eine Frage ist, wie man garantieren wird, dass sich alle Pflegebedürftigen das Modell auch tatsächlich leisten können. Jetzt sagen sie, sie können es nicht. Ich habe, weil mir das so ins Auge gestochen ist, die Broschüre „Das Sozialministerium informiert / 24-Stunden-Betreuung zu Hause / Neues und Wissenswertes" angesehen. Das ist eine umfangreiche Broschüre, ich möchte nur ein paar Dinge erwähnen. 

Wenn Sie zum Beispiel Pflegestufe 2 haben - ich habe das schon erwähnt -, dann steht Ihnen diese Förderung nicht zu, dann können Sie eine so genannte Betreuungskraft haben. Aber da gibt es schon wieder bürokratische Vorschriften: tägliche Ruhezeiten von zehn Stunden, tägliche Ruhepausen. Zwischen 21 Uhr und 6 Uhr gilt ein Nachtarbeitsverbot. Gnade Ihnen Gott, Sie müssen nach 21 Uhr aufs Klo - dann sind Sie hilflos, weil sie da nicht arbeiten dürfen! Freier Nachmittag - es wird also alles bürokratisiert, statt dass man individuell den Bedürfnissen der Pfleglinge nachkommt. 

Aber irgendwie gipfelt das Ganze darin, wie man das alles betragt. Das geht zwar noch relativ einfach beim Bundessozialamt; da steht drin: Die Formulare können Sie auf der Internetseite des Bundessozialamts unter www.bundessozialamt.gv.at downloaden - das schaue ich mir einmal an, wie ein 80-, 90-Jähriger sich das locker downloaded - oder sich zuschicken lassen. Okay, er kann es sich auch zuschicken lassen, das wird nicht das Problem sein. 

Aber jetzt hat er eine legalisierte Pflegekraft - Ausnahme: die ist selbstständig, damit ich nicht alles vorlesen muss -, und dann steht da, welche Verpflichtungen ich als Dienstgeber gegenüber dem Finanzamt zu erfüllen habe. Er ist ja sozusagen ein Jungunternehmer; so traurig das ist, so perfid ist diese Broschüre in Wirklichkeit! Denn wir müssen uns immer nur vorstellen - jetzt reden wir aber von Pflegestufe 3 -, meines Erachtens sind das Leute, die nicht außer Haus gehen können, die für die Toilette jemand brauchen, die fürs Baden jemand brauchen, die fürs Essen jemand brauchen. 

Da steht jetzt also drin: Bundesministerium für Finanzen. Die Lohnsteuer ist bei jeder Lohnzahlung selbst zu berechnen, einzubehalten und ans zuständige Finanzamt - Wohnsitz der betreuten Person - bis zum 15. des Kalendermonats abzuführen. Der Betreuungsperson ist monatlich eine Lohnabrechnung auszustellen. Für die Betreuungsperson ist ein Lohnkonto zu führen. Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin - also der Pflegling - haftet für die Einbehaltung und Abfuhr der Lohnsteuer. 

Sofern die Betreuungskraft nicht den Rechtsvorschriften in der Sozialversicherung eines anderen Staates unterliegt, hat der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin an das zuständige Finanzamt den Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds zu entrichten, wenn die Summe der monatlichen Bezüge aus dem Dienstverhältnis 1 095 EUR übersteigt. Für die Bereitstellung von Kost und Quartier ist ein Sachbezugswert für die volle freie Station in Höhe von 196,20 EUR im Monat beziehungsweise 98,10 EUR für einen halben Monat beziehungsweise 6,54 EUR für einen Tag dem Arbeitslohn hinzuzurechnen. Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin hat nach Ablauf des Kalenderjahres bis Ende Jänner, bei elektronischer Übermittlung bis Ende Februar, den Jahreslohnzettel an das Finanzamt zu schicken. 

Jeder, der das liest, weiß: Das ist völlig weltfremd! Das sind Vorschriften, so kann ich das nicht lösen, das kann keiner dieser Pfleglinge erfüllen. Es ist eine Perfidie, so etwas zu schaffen und dann davon auszugehen, dass sich jetzt alle legalisieren lassen und diese Vorschriften erfüllen sollen. Das wird in der Praxis nicht möglich sein. Das können schon normale Menschen nicht alles wunderbar machen, was das Finanzamt vorschreibt; aber einem Pflegling in Pflegestufe 3 oder mehr zuzumuten, solche Dinge zu tun, ist in meinen Augen eine wirkliche Perfidie. 

Aber es gibt noch viele andere offene Fragen, meine Damen und Herren! Was passiert mit den Pflegebedürftigen, die sich das nicht leisten können, also mit den meisten Pflegebedürftigen? Kann man garantieren, dass die legalisierten Pflegepersonen auch tatsächlich eine entsprechende Ausbildung haben und diese überprüft wird? Das kann man in meinen Augen natürlich nicht garantieren. Man sollte sich dafür einsetzen, dass individuelles Pflege- und Betreuungspersonal - auch Angehörige - einige Wochen geschult werden, damit die Pflege halbwegs fachgerecht stattfindet.

Wie das dann funktioniert, wenn man Medikamente verabreichen muss, ob das ein nicht ausgebildeter Pflegling oder ein Angehöriger überhaupt tun darf oder ob man da wieder eine Krankenschwester braucht - das muss dann wieder mit dem Fonds Soziales Wien verrechnet werden -, das alles sind Dinge, die offen sind.

Gefühlsmäßig würde ich sagen, man zwingt die Leute, immer wieder einmal einen illegalen Weg einzuschlagen, weil der legale Weg so kompliziert ist, dass dies für die meisten Menschen nicht durchführbar sein wird. 

Irgendwo in den Zeitungen ist auch diskutiert worden, ob die jetzt illegalen und dann legalen Pfleger, wenn sie gleichgesetzt werden, nicht für die vorhergehenden Jahre auch einen Anspruch auf Pension haben. Dann kommt irgendein Rechtskundiger zu dem Schluss, es kann höchstens einen Regress beim Pflegling geben, das heißt, im privatrechtlichen Verhältnis. Also steht der auch noch unter der Gefahr, wenn einer einen Musterprozess macht, dass er dann im Nachhinein die Pensionsbeiträge für die illegalen Zeiten zahlen muss. 

Wie schaut es mit der jährlichen Valorisierung des Pflegegeldes aus? Ich weiß, es ist jetzt valorisiert worden, aber weit unter der Inflationsrate. Warum wird das nicht vorangetrieben?

Was ich vorhin schon erwähnt habe: Die Spanne zwischen der Beantragung eines Pflegegeldes und dem Zeitpunkt, zu dem tatsächlich jemand von der Pensionsversicherungsanstalt kommt - der das dann meinem Gefühl nach nicht immer hundertprozentig objektiv beurteilt, aber bitte -, kann Monate dauern. Was macht aber ein Pflegling, der wartet? Bis er die Pflegestufe hat, kann er gar nichts machen. Er braucht ja die Pflege sofort, daher muss er wieder Geld vorschießen, wenn er eines hat. Wenn nicht - keine Ahnung, was er dann macht!

Nun kommen wir zu einem ganz grundsätzlichen Problem: Wie schaut es mit dieser Vermögensgrenze aus? Ist es nicht eine soziale Aufgabe des Staates? Pflegebedürftige haben ihre Kinder großgezogen - wenn sie Kinder haben, die Vermögensgrenze betrifft ja auch die - und damit einen unverzichtbaren Beitrag für unser Sozialsystem geleistet. Es ist nicht sozial, die Kinder zur Kasse zu bitten und den Leuten das wieder wegzunehmen, nur weil sie das Unglück haben, ein Pflegefall geworden zu sein, und die Gesellschaft nicht mehr solidarisch ist. 

Deswegen ist uns das ein besonderes Anliegen. Es gibt ja Musterfälle von Niederösterreich und Vorarlberg, wobei Niederösterreich diese 7 000 EUR-Grenze abgeschafft hat, aber nicht den Regress für den Fall, dass man ins Heim kommt. Diesen gibt es in Wien nicht, aber in Niederösterreich gibt es ihn schon.

Deswegen stelle ich gemeinsam mit Herrn Lasar den Antrag, die Voraussetzung der Vermögensgrenze von 7 000 EUR für die Inanspruchnahme der Förderung der 24-Stunden-Pflege in Wien ersatzlos abzuschaffen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Es gibt viele offene Fragen, aber kein wirkliches Konzept. Jeder macht irgendetwas, wir haben in jedem Bundesland andere Vorschriften. Es ist eine Materie, die meines Erachtens sehr gut in diese Stabilitätspaktdebatte hineinpasst. Meiner Meinung nach gibt es hier nur eine Loch-auf-Loch-zu-Politik. Alle Verantwortlichen haben unserer Meinung nach schlicht und einfach versagt.

Ich fordere von hier aus alle Verantwortlichen in Bund und Ländern zu zukunftsweisenden Maßnahmen auf - dieses Thema ist ernst zu nehmen, es ist ein immer wachsendes, großes Thema, das Thema unserer Sozialpolitik -, nicht nur Löcher zu stopfen und auch nicht die Sozialpolitik auf Kosten derer auszutragen, die sich nicht wehren können. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Margulies.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn wir jetzt nicht allzu viele hier im Wiener Landtag sind - insbesondere der Sozialdemokratischen Fraktion scheint das Thema Stabilitätspakt nicht allzu wichtig zu sein, aber macht nichts -, denke ich trotzdem, dass es Sinn macht, sich mit dem Thema auseinanderzusetzen. Vor allem eignet es sich tatsächlich sehr gut dazu, einmal einen kurzen Streifzug durch die Budgetpolitik, durch die Sozialpolitik von Bund und Land Wien zu führen. Ich werde versuchen, es in aller Kürze aufzuzeigen. 

Vorweg ein Wort zu Kollegen Ebinger: Pflege ist selbstverständlich ein Teil dessen, wo nicht nur diese Bundesregierung mit dem Pflegegeld, also de facto mit der Pflegeanstellung gemurkst hat, sondern auch die Bundesregierungen davor. Es ist ja nicht so, dass das Thema Pflege erst seit zwei Jahren bekannt ist. Es ist ja nicht so, dass die Pflegegeldeinstufungen insbesondere bei Demenzkranken nicht schon vor zehn Jahren ein Problem dargestellt hätten. Man muss tatsächlich sagen - und das ist eigentlich ein ganz trauriger Befund -, dass im Bereich der Pflegefinanzierung die Regierungen der letzten Perioden allesamt versagt haben und dass alle an diesen Regierungen beteiligten Parteien in dieser Frage versagt haben! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Weil sie nicht auf Herrn Margulies gehört haben!) 

Ich glaube, es würde der Wiener Stadtregierung, der Wiener Landesregierung und auch der Bundesregierung durchaus nicht schaden, das eine oder andere Mal auf grüne Ideen - möglicherweise auch auf meine persönlichen - zu hören. Es würde nicht schaden: Wir hätten eine schönere, eine bessere, eine sozialere Welt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Die Überheblichkeit des Standpunktes, dass nur das, was eine Regierung vorschlägt, gut sein kann, führt genau zu solchen Murks-Regelungen. Sosehr ich so wie Kollege Ebinger den Formalismus kritisiere, und wie schwer es eigentlich den Betroffenen selbst und auch den betroffenen Angehörigen im Bereich der Pflege gemacht wird, tatsächlich eine 24-Stunden-Pflege zu organisieren, so ersuche ich trotzdem - insbesondere dann, wenn es heißt, man ist für eine weitere Fortsetzung der Legalisierung et cetera -, auch auf diejenigen Menschen, die diese Pflegearbeit leisten, Rücksicht zu nehmen. 

Denn was tatsächlich gesagt wird, wann immer über Amnestie und weitere Legalisierung von illegal angestellten Pflegerinnen und Pflegern geredet wird, ist: Wir finden es in Ordnung, dass diese Menschen, die die zentralen Bedürfnisse der Pflege erfüllen, nicht pensionsversichert sind, nicht arbeitslosenversichert sind, nicht sozialversichert sind. Ich glaube, wenn wir die Pflege wirklich ernst nehmen, dann muss es darum gehen, dass alle Menschen, die im Pflegebereich tätig sind, tatsächlich die sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche auch später dann im Rahmen einer Pension oder im Fall der Arbeitslosigkeit in Anspruch nehmen können. 

Gerade deshalb ist es wichtig, dieses Murks-Gesetz schleunigst zu reformieren und eine Lösung zu erarbeiten, die sowohl für die Pflegenden als auch für die zu Pflegenden eine Akzeptanz und eine Möglichkeit bietet, dies auch sinnvoll umzusetzen. Und da gibt es die Ideen der Pflegeversicherung! Na selbstverständlich ist die Frage der Pfleger ein gesellschaftliches Problem und nicht auf individuelle Art und Weise zu lösen. Na selbstverständlich kann man den Menschen, die der Pflege bedürfen, nicht zuerst ihr gesamtes Vermögen entziehen, damit diese dann tatsächlich in den Genuss einer Pflegeunterstützung kommen. 

Aber wir müssen uns bewusst sein, dass gesellschaftlich organisierte Pflege etwas kostet. Und sie kostet mehr als die im Finanzausgleich vereinbarten 40 Millionen an Mehrkosten. Das muss uns bewusst sein, und somit spanne ich den Bogen zurück zum Stabilitätspakt. Denn der Stabilitätspakt hängt ja ursächlich mit der Budgetpolitik, der Steuerpolitik und auch dem Finanzausgleich zusammen. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass man sich in diesem Zusammenhang noch einmal ein paar Beschlüsse aus dem Finanzausgleichsgesetz ansieht. Und da wissen wir: Diese 40 Millionen EUR werden niemals reichen, deshalb haben wir auch den zentralen Murks.

Zweiter Punkt, beziehungsweise ich bleibe zunächst bei dem Punkt und mache ein paar Vorschläge bezüglich Gegenfinanzierung. Wir wissen, im Bereich der Pflege werden die Mittel nicht reichen. Wir wissen, im Bereich der Mindestsicherung werden die Mittel nicht reichen. Wir wissen in Wirklichkeit, dass es notwendig ist, Bildungsinvestitionen zu setzen. Wenn wir das alle wissen und wenn wir es als gesellschaftliche Aufgabe erachten, ja gleichzeitig auch noch davon sprechen, dass es notwendig und sinnvoll ist, mittlere und kleine EinkommensbezieherInnen, die in Lohnarbeit tätig sind, zu entlasten, dann muss man, glaube ich, darüber nachdenken, woher das Geld kommen soll. 

Das alles wurde verabsäumt! Das wurde verabsäumt in der Budgetpolitik des Nationalrates, das wurde verabsäumt bei Regelungen im Finanzausgleich. Selbst der innerösterreichische Stabilitätspakt hemmt in Wirklichkeit das Land Wien und die Stadt Wien daran, Ausgaben zu tätigen, die eigentlich in diesen Bereichen, Pflege und Mindestsicherung, notwendig wären. 

Denn was passiert, wenn wir tatsächlich der Meinung sind, wir müssen in eine Pflegesicherung investieren? Im Vergleich zu den jetzigen Ausgaben muss man damit rechnen: Wenn wir eine 24-Stunden-Pflege wirklich bedürfnisgerecht auf die Beine stellen wollen, dann entstehen dadurch Österreich-weit Mehrkosten in der Größenordnung von 150 bis 200 Millionen EUR. Wenn wir eine Mindestsicherung Österreich-weit schaffen wollen, die nicht Armut perpetuiert und in Wien möglicherweise sogar dazu führt, dass MindestsicherungsbezieherInnen weniger als jetzt im Rahmen der Sozialhilfe erhalten, dann bedarf es nicht 50 Millionen EUR mehr, sondern dann bedarf es zumindest 200 bis 250 Millionen EUR im Jahr. 

Und wenn wir es ernst nehmen, dass wir in Bildung investieren wollen, dass wir kleinere Klassen haben wollen, dass wir mehr Lehrer, mehrsprachigen Unterricht haben wollen, dass auch Unterricht abgestimmt auf die Bedürfnisse der Kinder stattfindet - und das wollen wir, zumindest wir als GRÜNE wollen das -, dann muss man auch diesbezüglich mehr Geld in die Hand nehmen. Selbiges gilt für den Bereich der Kinderbetreuung.

Passiert das? - Nein! Es passiert weder auf Bundesebene, es passiert auch nicht auf Landesebene. Wenn Lhptm Häupl heute in der Fragestunde gesagt hat, dass selbstverständlich auch der Klimawandel ein zentrales Problem ist und eine Ökologisierung des Steuerwesens notwendig ist, dann bedarf es, wenn wir es ernst nehmen, dass wir in Wirklichkeit entlasten wollen, ebenfalls einer Gegenfinanzierung. All dies wurde weder in der Budgetpolitik und in der Steuerpolitik des Bundes noch in der Budgetpolitik des Landes Wien berücksichtigt. Das ist bedauerlich. 

Ich glaube deshalb, zu einem Stabilitätspakt, in dem man sich verpflichtet, Überschüsse zu erwirtschaften, sei allen, die immer sagen, die Stadt Wien ist zu hoch verschuldet, auch einmal gesagt: Die Stadt Wien ist nicht zu hoch verschuldet! Die Stadt Wien hat zwar Schulden, diesen Schulden der Stadt Wien stehen aber auch jährliche Darlehenseinnahmen gegenüber, diesen Schulden stehen Forderungen gegenüber, und diesen Schulden steht Vermögen gegenüber. Das heißt ... (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Die GRÜNEN wollen mehr ausgeben, als wir haben! Das ist der Punkt!)

Das heißt, für die Stadt Wien gäbe es momentan aus budgettechnischer Sicht überhaupt keinen Grund, jährlich - wie nach diesem Stabilitätspakt vereinbart - ungefähr 250 Millionen EUR Maastricht-Überschuss zu machen. Das ist nicht notwendig, und es führt - da kommen wir jetzt zu einem typischen Wiener Problem - zu ein paar meines Erachtens wirklich absurden Schlussfolgerungen, die getroffen werden. 

Da ist nämlich zum Beispiel gerade Wien - wir reden ja sehr viel über Parkraumbewirtschaftung -, die Stadt Wien bis heute nicht imstande, wenn man schon diesen Garagenbau forcieren will, die Garagen selbst zu bauen. Ein Argument, das in meinen Gesprächen immer wieder kommt, ist: Das würde ja dann alles Maastricht-relevant werden. 

Was macht die Stadt Wien stattdessen? Da sollte man sich auch einmal überlegen, ob das im Sinn einer wirklichen Bilanzierung ehrlich ist: Die Stadt Wien vergibt immense Kredite - 40 Millionen EUR, 30 Millionen EUR - zinsenfrei, zum Teil mit einer gerechneten Laufzeit über 75 Jahre, de facto eine Subvention, noch dazu mit Rückzahlungsbestimmungen, die daran geknüpft sind, dass derjenige, der zum Beispiel eine Garage betreibt, erst einmal einen Überschuss erwirtschaften muss, und von dem bekommt man nur die Hälfte. Das heißt, statt dass die Gemeinde Wien selbst eine Garage baut, gibt sie lieber jemandem einen x-Millionen-Kredit zinsenfrei und sagt ihm: Nur wenn du wirklich einen Gewinn machst, musst du den Kredit tatsächlich zurückzahlen.

Ob das in der Finanzpolitik nicht hirnrissig ist, dem Privaten de facto den Gewinn zu schenken, nur damit es nicht Maastricht-relevant ins Budget eingeht? Da frage ich mich tatsächlich, ob es nicht besser wäre, auch in dieser Art der Finanzberatung zumindest auf die GRÜNEN zu hören. Denn es ist nicht notwendig, dass man den drei, vier großen Garagenbetreibern und -betreiberinnen das Geld einfach nachwirft. Dazu brauchen wir das Geld, das in Wien vorhanden ist, tatsächlich selbst, und wir könnten es viel besser im Sinne und im Interesse der Wiener Bevölkerung einsetzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Da ich aber zu Beginn versprochen habe, dass ich es nicht allzu lang mache, komme ich jetzt zum Schluss. Ich möchte mir allerdings eine ganz kurze Bemerkung nicht ersparen. Sie haben uns ja selbst schon mit den Leiberln gesehen; näher wird darauf meine Kollegin Alev Korun eingehen. Aber das sei - und wir haben es leider heute auch in der Aktuellen Stunde schon wieder gehört - insbesondere der Fraktion, die permanent mit Ressentiments gegen andere spielt, ins Stammbuch geschrieben.

Rassismus tötet! Und wer rassistischen Übergriffen durch Sprache und durch Handlungen, wer in diesem Fall Vorleistungen setzt, der ist mit verantwortlich für eine Verschärfung des Klimas! Ich sage es ganz offen. Mit Menschen, die nicht aus der Geschichte lernen und die auch nicht aus der Gegenwart lernen, ist es zeitweise für mich fast unerträglich, in einem Sitzungssaal zu sitzen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Wolf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine Fraktion wird dem vorliegenden Stabilitätspakt zustimmen. 

Auch ich folge einerseits der Einladung des Präsidenten, zu aktuellen politischen Begebnissen und Phänomenen Stellung zu nehmen, und möchte andererseits im Anschluss an meinen Vorredner ein paar klare Worte sagen. 

Eigentlich müsste man der Freiheitlichen Partei gratulieren: Es gibt einen unsäglich dummen Spruch in der Provinz, dumm-schlaue Interpretationen des Vorsitzenden Ihrer Partei in Folge, und wir alle fallen darauf herein und diskutieren lang und breit das, was eigentlich nicht zu diskutieren ist. Gratuliere! Das funktioniert seit Jahren und immer wieder. 

Der Kardinal wird dann vorgeschickt, um Dinge zu sagen. Minister, Bundeskanzler, Ex-Vizekanzler, alle fühlen sich bemüßigt, etwas zu sagen. Die Abseitsfalle schnappt regelmäßig zu. Totschweigen dieser Unsäglichkeiten wäre der richtige Weg.

Es wäre der richtige Weg, diesen Unsinn nicht noch weiter zu transportieren. Aber leider ist diese Vorgangsweise nicht möglich, das weiß ich als Medienmensch zu gut. Auch Medien haben genau dieses Problem, wie man damit umgeht. Dann gibt es eben Runde Tische und wir bestätigen dann einander, was gesagt werden muss. 

Wenn Totschweigen nicht geht, dann ist immerhin die Möglichkeit, die eigene Position darzulegen. Ich will das versuchen: Die Achtung der Menschenrechte, Menschenwürde, Respekt vor Mitbürgern, egal, woher sie kommen, Toleranz, Minderheitenschutz und Minderheitenrechte, die Wahrung der Minderheitenrechte, Wahrung der Religionsfreiheit, die Trennung von Staat und Kirche, Rechtsstaatlichkeit - all das sind Konstruktionsprinzipien der Demokratie, die es zu sichern und aufrechtzuerhalten gilt. Wir lassen uns das nicht schlechtreden. Wir lassen uns diese Dinge nicht madig machen und wir wollen damit nichts zu tun haben, mit diesem Versuch, diesem durchsichtigen Versuch, diese Dinge ins Gerede zu bringen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir leben zum Glück in einer entwickelten Demokratie, in einer stabilen Demokratie. Dennoch ist es notwendig, jeglicher Anfänge zu wehren, weil selbst die stabilste Demokratie nur dann bestehen und überleben kann, wenn sie jeden Tag von Demokraten verteidigt wird. Alle Versuche, hier außerhalb des Grundkonsenses dieser Zweiten Republik zu agieren, sind schärfstens zurückzuweisen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich bringe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Omar Al-Rawi einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Verurteilung von religionsfeindlichen und diffamierenden Aussagen, Minderheitenfeindlichkeiten und Islamfeindlichkeiten ein. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich halte es für notwendig, diese Dinge klar zu legen. Sie sind für uns selbstverständlich. Sie sind für andere Fraktionen auch selbstverständlich, leider nicht für alle Fraktionen dieses Hauses. Dennoch appelliere ich an Sie, nicht aufgeregt zu sein, die Provinzpeinlichkeit dort zu lassen, wo sie passiert ist, sie auch im Stellenwert dort zu lassen, wo sie passiert ist und was passiert ist, eine Peinlichkeit aus durchsichtigen Motiven. Ich meine, wir sollten diesen Wahlkampfstrategien nicht auf den Leim gehen. - Besten Dank! (Beifall bei der ÖVP und von den Abgen Dipl-Ing Omar Al-Rawi und Dr Kurt Stürzenbecher.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Auch wir debattieren den Stabilitätspakt und ich werde im ersten Teil meiner Rede auch dazu sprechen und im zweiten Teil meiner Rede dann auf die wichtige Problematik eingehen, die Kollege Wolf, mein Vorredner, angerissen hat. 

Der Österreichische Stabilitätspakt 2008 steht zur Debatte. Ich kann schon vorausschicken, ich plädiere auf Zustimmung. Der Stabilitätspakt ist ja auch immer im Zusammenhang mit dem Finanzausgleich zu sehen und schreibt eben die Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik vor. Ziel des Stabilitätspakts ist es, Verpflichtungen aus dem europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt umzusetzen. Es geht um die Regeln für die Haushaltsdisziplin der Mitgliedsstaaten. Und wie Sie alle wissen, geht es eben darum, dass das gesamtstaatliche Haushaltsdefizit bei den Staaten der Europäischen Union nicht mehr als 3 Prozent des BIP betragen darf oder die gesamtstaatliche Bruttoschuldquote 60 Prozent des BIP nicht übersteigt. Wenn das der Fall ist, sind eben finanzielle Sanktionen möglich. 

Jetzt ist es - und der Kollege Margulies ist heuer, im Gegensatz zum vorigen Mal, nicht darauf eingegangen - aber grundsätzlich sicher auch möglich, darüber zu diskutieren, ob diese Regeln das Beste vom Denkmöglichen sind und man könnte sicher darüber nachdenken, inwieweit bei Konjunkturflauten und -einbrüchen mehr Flexibilität möglich wäre. Man kann auch darüber diskutieren, ob durch dieses System Nettozahler nicht benachteiligt sind. Aber Faktum ist, die Regeln gelten. Sie sind im Großen und Ganzen okay und für das Funktionieren der Europäischen Union notwendig. 

Es ist deshalb so, dass wir natürlich den Spruch „pacta sunt servanda“ - die Verträge sind einzuhalten - hier auch einhalten. Das ist ein Spruch, der für unsere demokratische Kultur, für unsere rechtsstaatliche Struktur, ich würde sogar sagen für unseren „Way of life" in Europa absolut richtig und notwendig ist: Verträge sind einzuhalten. Und so ist der innerösterreichische Stabilitätspakt zu sehen. Er regelt die Beiträge der einzelnen Gebietskörperschaften zur Haushaltskonsolidierung sowie Informationspflichten und Sanktionen und im Sinne des kooperativen Bundesstaates werden dabei Regelungen getroffen, die für alle Vertragspartner akzeptabel sind, auch wenn bei den Verhandlungen natürlich oft sehr harte Stunden durchzumachen sind. Und ich bin der heute im Ausland weilenden Finanzstadträtin und Vizebürgermeisterin Renate Brauner sehr dankbar, dass sie bei diesen Verhandlungen die Wiener Interessen mit so großem Engagement und so erfolgreich vertreten hat. Letztlich ist ein sinnvolles Ergebnis herausgekommen.

Es ist jetzt vielleicht nicht notwendig, alle Details des Stabilitätspakts aufzuzählen. Ich habe noch zwei Nachredner meiner Fraktion, die auf das vielleicht auch eingehen werden. Aber grundsätzlich ist es so, dass der Bund sich wieder verpflichtet, die Budgetpolitik so stabilitätsorientiert zu gestalten, dass das Budgetdefizit für 2008 im Bundeshaushalt maximal 1,33 Prozent des BIP ausmacht und in den Folgejahren noch geringer ist. Die Länder verpflichten sich, für das Jahr 2008 einen Stabilitätsbeitrag in Form eines durchschnittlichen Haushaltsüberschusses von nicht mehr als 0,45 Prozent des BIP, für das Jahr 2009 in der Höhe von unter 0,49 Prozent des BIP und so weiter beizutragen. Die Gemeinden außer Wien verpflichten sich für die Dauer der Geltung des Stabilitätspakts zur Erzielung eines ausgeglichenen Haushaltsergebnisses. 

Wir in Wien haben einen Anteil am Stabilitätsbeitrag der Länder von 20,159 Prozent festgelegt bekommen beziehungsweise vereinbart. Hier ist vielleicht festzuhalten, dass Wien im Vergleich zur Volkszahl, also zur Bevölkerung, wesentlich mehr Beitrag leistet. Wir haben nach der Bevölkerungszahl 2001 19,299 Prozent und leisten aber, wie gesagt, 20,159 Prozent, also deutlich mehr. Ebenso leisten die Bundesländer Vorarlberg, Tirol, Salzburg und Oberösterreich mehr, wenn sie es wirklich leisten. Manche leisten ja dann real nicht das, was vereinbart wurde. Aber das ist wieder ein anderes Thema, dass die Bundesländer Burgenland, Kärnten, Niederösterreich und Steiermark weniger einzahlen als es praktisch ihrer Bevölkerungszahl entspricht. 

Wien als wirtschaftlich besonders erfolgreiches und finanzstarkes Bundesland bringt also wieder einmal einen erhöhten Beitrag. Es ist auch an den Zahlen zu sehen, dass Wien sie dann auch wirklich einhält und wir unseren Verpflichtungen tatsächlich nachkommen und ich empfehle dementsprechend, dem Österreichischen Stabilitätspakt 2008 zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Stabilität ist wichtig in der Wirtschaft, Stabilität ist beim Budget sehr wichtig. Aber ich muss auch im Sinn meines Vorredners sagen: Stabilität ist auch in anderen Bereichen erforderlich, Stabilität in der Gesellschaft, beim sozialen Zusammenhalt. Und wir brauchen eine Stabilität des Wertesystems, zu dem wir uns, wie ich hoffe, gemeinsam bekennen und zu dem sich alle oder weitgehend alle relevanten Kräfte bekennen. 

Leider ist es so, dass von einer Gruppierung gegen dieses Wertesystem immer wieder oder gelegentlich Sturm gelaufen wird. Ein besonders trauriger, schlimmer Höhepunkt dieses Sturmlaufs gegen unser Wertesystem war am 13. Jänner bei dieser FPÖ‑Wahlkundgebung in Graz und ich kann, glaube ich, wirklich ausdrücken, dass wir die von Frau Winter dort geäußerten Beleidigungen auf das Schärfste zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ und ÖVP.)

Manche wollen den Frieden offenbar nicht. Manche wollen aufwiegeln und wollen Menschen gegeneinander ausspielen, um dann genau das hervorzurufen, wovor sie vorher angeblich gewarnt haben. Es ist zum Glück diesmal nicht gelungen, nicht nur zum Glück, sondern auf Grund der Umsicht aller anderen Akteure. Aber es sollten sich die Betreffenden schon hinter die Ohren schreiben und darüber nachdenken, dass es kaum etwas Gefährlicheres gibt, als wenn religiöse Gefühle missbraucht werden und wenn religiöse Gruppen feindlich aufeinander prallen oder prallen könnten. Wir brauchen uns nur Indien, Pakistan und Sri Lanka anzuschauen und lange Zeit bei uns in Europa auch Nordirland. Deshalb glaube ich, dass es sehr, sehr wichtig ist, dass wir hier in Österreich eine ganz andere Situation haben. Und ich glaube, das friedliche Zusammenleben aller, insbesondere der Religionsgesellschaften in Österreich, ist ein sehr, sehr hohes Gut. Das ist ein hohes Gut, das wir uns in Jahrzehnten erarbeitet haben und das wollen wir uns erhalten! (Beifall bei der SPÖ.)

Man muss insbesondere auch feststellen, dass beispielsweise mit der Islamischen Glaubensgemeinschaft seit den Zeiten der Monarchie ein gutes Zusammenleben möglich war und ist. Schon im Jahr 1912 wurde der Islam unter Kaiser Franz Joseph als offiziell anerkannte Religionsgesellschaft festgeschrieben, als solche anerkannt. Unter Bruno Kreisky als Bundeskanzler wurde die rechtliche Position weiter verbessert. Wir sind mit dieser Anerkennungspolitik in Europa auch vorbildhaft und sie hat für die Bevölkerung auch positive Folgerungen gezeitigt. Ich glaube, dass dieser intensive Dialog, den wir auch mit MitbürgerInnen islamischen Glaubens pflegen, sehr wichtig ist. Ich halte insgesamt auch den Dialog von Seiten der Islamischen Glaubensgemeinschaft, diese Konferenzen der Imame und alles, was es da gegeben hat, für außerordentlich wichtig, wichtig für die Integration, wichtig für unser Zusammenleben. Manchmal hat man leider den Eindruck, dass dieser Frieden und dieses positive Zusammenleben manchen ein Dorn im Auge ist und dem muss man rechtzeitig entgegentreten. 

Es ist auch interessant und positiv, wie die Glaubensgemeinschaften in Österreich untereinander zusammenarbeiten. Vor Kurzem war es besonders beeindruckend, wie fünf wichtige Glaubensgemeinschaften gemeinsam ein Papier verfasst haben, wo sie Österreich als Zuwanderungsland darlegen und eben feststellen, wie wichtig Integration ist und dass auch sie als Glaubensgemeinschaften ihren Beitrag leisten wollen. 

Ich glaube, dass der Dialog zwischen den staatlichen Institutionen, zwischen den Institutionen der Gemeinde und den Religionsgemeinschaften gut funktioniert und dass natürlich die Trennung von Staat und Religion von allen akzeptiert wird, aber dass wir gleichzeitig auch die Wertschätzung dafür empfinden, was die Religionen für die Gesellschaft Positives bewirken wie vorhin eben beispielsweise bei der Integrationspolitik ausgeführt. Diesen erfolgreichen Weg werden wir in Österreich und hier in Wien fortsetzen, all denjenigen, denen das nicht gefällt - und das sind nicht viele - zum Trotz, weil es eine vernünftige Politik ist, zu der es keine Alternative gibt! (Beifall bei der SPÖ.)

Die verantwortungslose Provokation der FPÖ in Graz hat eine gefährliche Situation gebracht, aber die österreichische Gesellschaft hat darauf vorbildhaft reagiert. Alle Parteien, alle Religionsgemeinschaften, die Zivilgesellschaft hat positiv reagiert. Ich will jetzt nicht alles vorlesen, alle sehr erfreulichen Reaktionen, die es gegeben hat, aber vielleicht nur: Der Bundespräsident hat ganz klare Worte gefunden und hat gesagt, dass das, was da unten in Graz gesagt worden ist, nicht Österreich ist. Der Bundeskanzler hat ganz deutlich ausgedrückt, dass die Aussagen von Frau Winter jeglicher historischer Grundlage entbehren und zutiefst zu verurteilen sind. Der Vizekanzler hat sehr deutlich gesagt - und ich kann in dem Punkt mit ihm nur übereinstimmen -, es braucht einen Pakt gegen diese Gruppierung. Diese Haltung hat sich einmal mehr bestätigt, es wird keine Koalition mit dieser FPÖ geben. Die Außenministerin hat sich sehr deutlich und positiv ausgesprochen. Unser Wiener Bürgermeister hat als einer der Allerersten diese unsäglichen Unterstellungen und Beleidigungen verurteilt und in ganz scharfen Worten zu dieser Frage Stellung genommen und auch die anderen Religionsgemeinschaften - ich will jetzt nicht alles aufzählen -, zum Beispiel der Katholische Akademikerverband Österreichs, dessen Aussendung gelautet hat: „Namens des KAVÖ sowie für die Plattform Christen und Muslime hat Paul Schulmeister“ - also der Präsident – „die islamfeindlichen Äußerungen der Grazer FPÖ‑Politikerin Susanne Winter aufs Schärfste verurteilt. Mit ihren Verbalexzessen hat Frau Winter einen unfassbaren Tiefpunkt im Grazer Gemeinderatswahlkampf zu verantworten. Ihre Äußerungen können nur noch als bewusste Volksverhetzung gewertet werden. Alle Verantwortungsträger in der Grazer Öffentlichkeit sind aufgerufen, solche Quasi-Aufrufe zum Religionskampf schnell und eindeutig zu verurteilen.“ Also das ist der konservative katholische Paul Schulmeister. 

Noch viele, viele andere Reaktionen hat es gegeben, aber am wichtigsten, glaube ich, muss man die großartige Reaktion der Islamischen Glaubensgemeinschaft selbst und ihrer Vertreter hervorheben. Der Präsident Shakfeh, Amina Baghajati, Drafa Baghajati, auch unser Omar Al-Rawi und alle anderen haben besonnen, klug, intelligent, moderat und damit einfach richtig in einer sehr schwierigen Situation reagiert und ich glaube, wir können auf sie stolz sein und sind ihnen auch dankbar dafür! (Beifall bei der SPÖ.)

Vielleicht noch kurz ein Kommentar von einer ausländischen Zeitung, von der angesehenen TAZ, einer Berliner Tageszeitung, den Robert Misik geschrieben hat, wo er eben auch darauf eingeht, wie sehr und eindeutig Österreich hier reagiert hat und wie positiv die Reaktionen der muslimischen Vertreter waren und er führt dann weiter aus: „Auch das offizielle Österreich ließ seine Muslime nicht allein. Absolut inakzeptabel seien Winters Sprüche, so Bundespräsident Heinz Fischer. Kanzler Gusenbauer sagte beim Festtag zum einjährigen Regierungsjubiläum: „Niemand hat das Recht, andere zu beleidigen.“ An dieser Stelle erhielt er den mit Abstand längsten Applaus. Die Evangelische Kirche zeigte Susanne Winter wegen Volksverhetzung an. Und dann schließt er: „Diesmal wird der ‚Crash of civilizations’ also mit vertauschten Rollen gespielt: Xenophobe, fundamentalistische Wirrköpfe auf der einen Seite, die Muslime dagegen auf der Seite der Vernunft und des friedlichen Dialogs. Und nahezu das gesamte offizielle Österreich erklärt Frau Winter zum politischen Paria. Wunderbar eigentlich. Liefe es immer so, der Kampf der Kulturen würde glatt ausfallen.“

Also das ist eine internationale Reaktion in einer angesehenen europäischen Tageszeitung und ich frage mich natürlich schon, weil wir hier in diesem Gemeinderat ja öfters Debatten auch zu ähnlichen Themen haben: Wer steht eigentlich außerhalb unserer Werte und Normen? Wer soll sich endlich unserer Lebensweise, unserer demokratischen Kultur, den Werten von Toleranz, Akzeptanz, friedlichem Zusammenleben und sachlichem Dialog anpassen? Ich sage Ihnen, wer das ist: Die xenophoben Hetzer, die Rassisten und die islamfeindlichen Dumpfbacken sollen sich endlich unserer demokratischen Kultur anpassen! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)

Natürlich ist ein weiterer Nachteil dieser Provokateure auch, dass ein sinnvoller Dialog, der in manchen Bereichen – dort, wo es wirklich Probleme gibt - natürlich schon notwendig ist, erschwert wird, aber wir werden diesen sinnvollen Dialog auch über bewältigbare Probleme, die es wirklich gibt, weiterführen und zu positiven Ergebnissen kommen. Und wir werden ein gutes Zusammenleben versuchen, noch besser zu gestalten und noch besser zu werden und uns dazu gemeinsam bemühen.

Ein Thema möchte ich nur ganz kurz anreißen: International werden wir uns bemühen – und da können wir in Österreich nicht so viel dazu beitragen, aber schon so viel wie eben bei allen internationalen Themen -, dass die Situation der Christen und anderer religiöser Minderheiten auch in islamischen Ländern verbessert wird. Das ist ein Thema, das für die Europäische Union und die UNO ein wichtiges Thema sein sollte. Aber natürlich kann man da nicht hergehen und, wie es auch passiert ist, die islamischen Vertreter in Österreich für Missstände in anderen Ländern verantwortlich machen. Das ist ganz klar unmöglich und das wäre demagogisch. Aber wir als Europäer bemühen uns natürlich für die Menschenrechte in der ganzen Welt und damit auch um dieses Thema.

Zusammenfassend: Die überwältigende Mehrheit der österreichischen und der Wiener Bevölkerung lehnt die skandalösen Angriffe der FPÖ auf die islamische Gemeinschaft und auf den Islam als Religion ganz entschieden ab und tritt für ein friedliches und konstruktives Zusammenleben in unserer Stadt und in unserem Land ein. Auch die ganz klare Mehrheit dieses Hauses ist für Toleranz, für sachlichen Dialog und für Akzeptanz Andersdenkender und Andersgläubiger. Die Provokateure werden nicht durchkommen. Dafür werden alle Demokraten und alle Menschen guten Willens gemeinsam sorgen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Ich darf eingangs auch kurz auf den Österreichischen Stabilitätspakt 2008 eingehen und feststellen, dass noch ein anderer Redner genauso das Wort ergreifen wird. Aber eines kann man sagen: Wir Freiheitlichen sind dagegen. Die Hälfte der anderen Bundesländer hat nämlich den früheren Stabilitätspakt nicht eingehalten und daher ist natürlich die Frage zu stellen, ob er politisch sinnvoll zu vertreten ist, wenn sich die Ergebnisse so abspielen. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte natürlich die Angriffe auf die FPÖ und die Frau Dr Winter zurückweisen. (Abg Heinz Hufnagl: Was ist dann radikal bei Ihnen?) Die Wortmeldungen, die bisher gefallen sind, sind durchaus abgewogen gewesen und rhetorisch nicht überfordernd, aber die Anträge ... (Abg Heinz Hufnagl: Was ist dann radikal bei Ihnen?) Aber bei den Anträgen ist es überhaupt keine Frage, dass hier ein anderer Ton angeschlagen wird als bisher in den Wortmeldungen zum Ausdruck gekommen ist. 

Ich stelle fest, dass die Formulierungen der Frau Dr Winter selbstverständlich eine massive Überspitzung gewesen sind. Sie selbst hat ja es auch in einem veröffentlichten Inserat bedauert, wenn sie die Verletzung religiöser Gefühle betrieben hätte, aber in der Sache selbst, in den Feststellungen, ist entgegen den bisherigen Rednern zu sagen, dass die Sache richtig ist. Ich hätte es anders formuliert, selbstverständlich, gar keine Frage. Wenn ich das überhaupt gesagt hätte, hätte ich formuliert, dass der Prophet Mohammed vor 1 300 oder 1 400 Jahren die sechsjährige Aisha geheiratet hat - das ist, glaube ich, heute eine fundierte Sache, das kann man nicht wegreden - und mit ihr mit neun Jahren die Ehe vollzogen hat. An diesen Verhältnissen, das muss man eben feststellen, hat sich bis heute, in der Gegenwart, in vielen moslemischen Ländern nichts geändert. 

Ich darf in Erinnerung rufen, dass es ein preisgekröntes Bild von der UNICEF gibt - ich will das nicht eigens zeigen -, wo gezeigt wird, wie ein moslemischer Bauer mit 50, 55 eine Minderjährige zur Frau nimmt. 

Ich darf auch darauf hinweisen, dass die Aufregung und die Empörung der ÖVP eine offensichtlich verschiedene ist, denn es gibt Wortmeldungen aus der ÖVP, die völlig anders lauten. Ich darf auf den „Standard“-Artikel vom Freitag, dem 18.1., verweisen. Ich werde nicht weiß Gott wie viel daraus vorlesen und möchte doch sagen, er kommt von Dr Christian Zeitz, Vorstandsmitglied des Akademikerbundes der ÖVP, und der stellt fest, dass es einer Erwähnung wert ist, dass es keiner der Politiker und Kommentatoren, die sich blitzartig gegen den Islam stellten, der Mühe wert fand, auf den Inhalt der Vorhaltungen auch nur einzugehen. Er stellt fest - und das haben auch bundesdeutsche Quellen behauptet, ich werde noch darauf eingehen -, der Islam ist ein totalitäres Herrschaftssystem. Ich würde sagen, er ist eine universalistische Religion mit Anspruch auf die gesamte Lebenswirklichkeit, natürlich auch auf den Staat. Das war das Christentum natürlich auch einmal im Hochmittelalter. Da denke ich an den Kampf zwischen Kaiser und Papst, keine Frage, doch wir haben das überwunden. Heute herrschen andere Zustände in Europa und das Verhältnis von Religion, von Kirche und Staat ist ein anderes. Er sagt dann des Weiteren, dass neben dem Koran die Hadith-Sammlungen eine unverbrüchliche Quelle darstellen und dass hier die Sammlungen von Al Buchari und Ibn Muslim in ihrer Authentizität eben nicht bestritten werden können. Wie gesagt, er geht dann darauf ein, dass Mohammeds Vorlieben nicht eine bloße historische Belanglosigkeit wären, weil es auch in Europa Herrscherhäuser gegeben hat, die sich mit Minderjährigen verheiratet haben, wenn die Ehe dann auch erst in späteren Jahren vollzogen wurde. Aber es ist offensichtlich organischer Bestandteil des islamischen Bildes der Frau, sie als unrein zu betrachten und als Mensch zweiter Klasse zu definieren und der Verfügungsgewalt des Mannes zu unterstellen. 

Weiters ist festzustellen, dass islamische Rechtsstellen die Kinderehen nicht in irgendeiner Form verurteilen, sondern anerkennen. Übrigens - und ich werde sie später ganz kurz zitieren - gibt es ja auch die Kairo-Erklärung der Menschenrechte von über 15 mosle-
mischen Staaten, wo genau das ebenfalls festgestellt wird. Der Islam ist eben eine universalistische Religion geblieben und hat die völlige Verschmelzung von Religion und sozialer und politischer Ordnung. In dem sieht er den Ausdruck des Willens Allahs. 

Soweit einmal die Kommentare. Die Frage ist eben zu stellen, warum hier von Ihnen eher milde Worten sind, in den Anträgen aber harte Formulierungen, mit denen etwas verurteilt wird, was bisher sachlich nicht diskutiert wurde. 

Man kann feststellen, dass das natürlich nicht nur im moslemischen Raum ein Thema ist, sondern dass das Thema Zwangsehen selbstverständlich in Österreich, in Deutschland, in Europa eine selbstverständliche Handlungsweise ist und dass Minderjährige selbstverständlich zwangsverheiratet werden, auch in Wien, und dass bisher die SPÖ die Augen vor diesen Dingen völlig zugemacht hat. Es gibt den Bericht 05 von der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien, der 06 erschienen ist, und ich will nur die Einleitung bringen: „Zum Heiraten lasse ich mich nicht zwingen", wie es auch immer heißt, das Mädchen. „Die Bedrohung, einen von der Familie ausgesuchten Partner heiraten zu müssen, ist für alle gleich.“ Es kommt jetzt ein Fallbeispiel, natürlich ohne Namensnennung: Fatmah ist in Österreich geboren, Staatsbürgerin, und hat hier ihr Leben verbracht. Mit 16 hat sie begonnen, ein im Sinne unserer Welt österreichisches Leben zu führen. Allerdings haben das die Eltern sofort unterbunden und wollten Fatmah so schnell wie möglich verheiraten. Ein Kandidat aus dem weiten Familien-Clan wurde gefunden und auch der wurde nicht gefragt, ob er heiraten will. Fatmah wurde dann rund um die Uhr bewacht, sie durfte keinen Schritt aus dem Haus machen und die Hochzeit sollte während der nächsten Schulferien stattfinden. Sie konnte es sich nicht vorstellen, dass sie so etwas macht und ist in ein Krisenzentrum geflüchtet. Das zuständige Jugendamt hat sich mit den Eltern in Verbindung gesetzt. Diese haben sich einsichtig gezeigt. Allerdings nicht wirklich, denn nachdem dieses Mädchen zu ihrer Familie zurückgekehrt ist, ist sie auf einmal nicht mehr in der Schule erschienen und ist angeblich überraschend zu ihrer kranken Großmutter in die Türkei ausgeflogen worden. Das kann natürlich nur Zufall sein, Herr Dr Stürzenbecher! Das ist nicht irgendeine Geschichte, sondern der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien!

Der Autor Zeitz hat im „Standard“-Artikel natürlich auch recht, dass die moslemische demographische Entwicklung eine unglaublich starke ist. Es gibt ja den amerikanischen Islamforscher Bernard Lewis, der sagt, dass Europa Ende des Jahrhunderts selbstverständlich islamisch sein wird. So falsch liegt er offensichtlich nicht, weil ja auch die Österreichische Akademie der Wissenschaften, das Institut für Demographie, einige Projektionen, sechs an der Zahl, im Hinblick auf die Entwicklung des Religionsbekenntnisses in Österreich aufgestellt hat. In sechs diversen unterschiedlichen Darstellungen kommt immer heraus, dass es natürlich eine massive Vermehrung der moslemischen Bevölkerung vor allem in Wien, aber auch in Österreich geben wird. 

Die ÖVP hat auch sonst noch den einen oder anderen Vertreter, der offensichtlich nicht ganz der Meinung des Dr Wolf ist. Ich darf hier Lhptm Pröll zitieren, der festgestellt hat, Minarette sind für ihn etwas Artfremdes. Und das ist ihm nicht nur herausgerutscht, denn er hat nämlich in der Folge, als er interviewt wurde, daran festgehalten. Er hat zunächst einmal gesagt: „Ich verstehe nicht, warum Sie meinen, dass ich hier zu hart aufgetreten wäre. Ein Minarett ist eben etwas Artfremdes in unserer Kultur und Artfremdes in einer Kultur tut auf Dauer nicht gut." Also die Äußerung des Herrn Landeshauptmanns finde ich nicht schlecht, wenn ich das so in aller Deutlichkeit sagen darf. Ich hoffe, dass sich Herr Dr Wolf mit seinem Landeshauptmann in Niederösterreich in Verbindung setzt. 

Es hat ja dann in der Folge auch der Landeshauptmann von Tirol etwas abgeschwächter davon gesprochen, dass für ihn bisher Minarette in Tirol kulturfremd gewesen sind. Es hat sie eben nur in Bosnien gegeben. 

Und in Graz und für Graz hat der jetzige und wiedergewählte Bgm Nagl ja gesagt, er sieht in Graz ein Bollwerk gegen den Islam. Also das bitte bei allen diesen Diskussionen nicht zu vergessen. 

Jetzt möchte ich ein bisschen noch dazu .... Ja, übrigens, in Graz ist doch auch einiges passiert, was die Friedlichkeit ja ein bisschen in Frage stellt. In der „Presse“ vom 29.9.2007 war der Leitartikel: „Glaubenskrieg auf der Nummerntafel. Auf Kennzeichen von Grazer Taxis wurden die Kreuze vom Landeswappen heruntergekratzt. Die Polizei ermittelt. Rechtliche Konsequenzen sind unklar.“ 

Wir in Österreich haben ja bisher Debatten über den Islam und Fragestellungen über die Integrationsfähigkeit des Islam in europäische Gesellschaften nicht geführt. Sie fangen erst an. Wir sind ja auch wieder ein paar Jahre hinter der Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland zurück, wo seit Jahren eine massive Debatte in sämtlichen Zeitungen stattfindet, wo also nicht nur im Feuilleton, sondern in allen möglichen Artikeln zu dieser Thematik auch Stellung genommen wird. Und Frau Kelek, eine Islamwissenschaftlerin, eine Soziologin, stellt zum Beispiel fest, ich werde nicht lange zitieren: „Islam in Stein gehauen. Im Streit um den Bau der Moschee in Köln zum Beispiel geht es um die Zukunft unserer Städte.“ Und sie sagt: „Islamische Dachverbände“ - und das gilt bitte auch für Österreich – „sind keine Religionsgemeinschaften, sondern politische und zivile Interessensvertretungen. Deshalb ist der Bau einer Moschee keine Frage der Glaubensfreiheit, sondern eine politische Frage.“ Eine gute Formulierung, wir dürfen sie nicht vergessen. Und: „Der Islam hier in Österreich ist eine Rarität und darum auch eine Angelegenheit der ganzen Gesellschaft. Statt auf Kritik beleidigt zu reagieren, sollten sich die Muslime dem Streit stellen“, verlangt sie. Und sie sagt des Weiteren noch zum Thema Moschee: „Moscheen sind Orte, an denen man sich niederwirft. Sie sind in der islamischen Tradition keine heiligen Stätten, sondern Plätze, an denen sich die Männer der Gemeinde zum Gebet und Geschäft versammeln.“ Soviel ich weiß, ist daran zumindest wahr, dass sie nicht nur Gotteshaus sind, sondern ein breites Feld anderer Tätigkeiten in der Moschee stattfindet. Das geht bis zum Handeln mit allem Möglichen. Das ist sicher auch in Wien eine Realität. 

Des Weiteren darf ich noch feststellen, dass Frau Kelek der „Wiener Zeitung“ ein großes Interview gegeben hat und in diesem Interview hat sie sich auch mit dem Thema der Nichtintegrierbarkeit des Islam in der westlichen Welt beschäftigt. Nachdem die westliche Welt nicht nur auf Deutschland und Frankreich bezogen ist, sondern auch auf Österreich und Wien, ist sie natürlich auch ein Thema. Sie stellt dabei fest, dass eingewanderte Gruppen aus Spanien, Italien oder Portugal bereits zu 40 Prozent mit Deutschen verheiratet sind. Nicht so die türkischen Migranten. In der muslimischen Parallelwelt hat nur bei 4 Prozent eine Mischehe stattgefunden! Ich kenne keine Wiener Zahlen, aber ich kann mir vorstellen, dass die Verhältnisse nicht so völlig anders sein werden als sie hier von der Frau Kelek in Deutschland geschildert werden. Und warum findet dieser Vermischungsprozess nicht statt? Sie sagt darauf, das ist eine lange Antwort, ich will nur den ersten Satz zitieren: „Weil die Eltern in das Schicksal ihrer Kinder eingreifen, türkische Eltern arrangieren ihr Leben." Na klar, das Thema Zwangsehe ist auch hier in Wien ein in der Zwischenzeit diskutiertes. Und des Weiteren: „Welche Rolle spielt für Sie der Islam bei der Integration? Integration, sagt sie ... (Die Abgeordneten der GRÜNEN, mit einem schwarzen T-Shirt mit der Aufschrift „1938 – 2008, MANCHE LERNEN NIE“, verlassen ihre Sitzplätze und stellen sich für ein Gruppenfoto auf.)

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Entschuldigung Sie die Unterbrechung. Darf ich vielleicht bitten, dass man die Fotos draußen macht? (Aufregung bei den GRÜNEN.) Haben Sie eine Genehmigung? (StR David Ellensohn: Ja. Natürlich, ja!) Okay. 

StR Johann Herzog (fortsetzend): Eine Gruppe, ein Gruppenbild. Auf alle Fälle: „Welche Rolle spielt die Integration? Ja, sie ist anstrengend. Man muss sich anpassen, die Sprache und neue Regeln lernen, abstraktes Denken. Der Islam dagegen bietet eine Alternative. Er durchdringt alle Lebensbereiche und an eine Integration ist nicht mehr zu denken, sie ist nicht mehr nötig.“ So formuliert sie. Und des Weiteren: „Was ist noch wichtig?“ Sie sagt, die Einschränkungen der Freiheit am Beispiel Schwimmunterricht für Mädchen. Das Ganze hat ja System. Wenn Sie sich diese Religion anschauen, kommen Sie drauf, dass es da Verbote gibt, wo der Mensch beginnt, sich zu individualisieren. Das sagt sie. Und die Forderung von ihr ist, dass wir in Europa gelernt haben und das durchsetzen müssen, dass Kinder gemeinsam wachsen müssen und wenn ein demokratisches Land das nicht unterstützt, dann weiß sie nicht, wo das enden soll. 

Ich habe, nach Wien zurückgekehrt, ein persönliches Beispiel anzuführen und zwar damals die Geschichte im Jahr - wann war denn das, irgendwo muss das gewesen sein? - mit der Fahneninstallation „KanakAttack“ im Museumsquartier. Damals war im Anschluss an diese Debatten dort eine politische Diskussion mit Parteienvertretern und ich hatte das Vergnügen, die FPÖ dort zu vertreten. Der Herr Zaimoglu hat das Ganze unter den Titel gestellt „Wir leben in Zeiten der Glaubenskriege“. Aber entscheidend ist hier nicht die Frage Integrierungsfähigkeit oder Nichtintegrierungsfähigkeit des Islam. Und mir ist dort Folgendes passiert: Ich habe in der Debatte die Idee und den Gedanken von Prof Bassam Tibi, den er immer wieder vertreten hat, aufgegriffen und das auch vorgeschlagen. Prof Bassam Tibi ist selbst Araber, lehrt in Köln und hat viele Bücher zu ganz unterschiedlichen Themen verfasst. Und der sieht die Zukunft nur in einem europäischen Islam. Ich habe das dort vorgetragen und die dort sitzenden zirka 300 Leute waren garantiert nicht die Bauarbeiter aus moslemischen Bereichen, sondern wahrscheinlich eine durchaus intellektuelle Führungsschicht der moslemischen Glaubensgemeinschaft in Wien. Und die sind bei der Erwähnung eines europäischen Islam in helles Gelächter ausgebrochen. Das heißt also, im Jahr 2005 hat es alles Mögliche gegeben, aber mit Sicherheit nicht die Bereitschaft, im Sinne einer Veränderung und Anpassung einer Religion auf die Lebenswirklichkeit und Verfassungswirklichkeit eines europäischen Staates einzugehen und bereit zu sein, auch nur die Möglichkeit eines europäischen Islam und einer Europäisierung des Islam in Europa anzudenken. 

Ich darf auch noch etwas dazufügen. In Deutschland hat es in der Zwischenzeit eine Reihe von Urteilen und Verfahren gegeben, wo zum Beispiel eine Richterin eine Scheidung abgelehnt hat mit der Begründung, dass das Scheidungsbegehren einer Deutschen allen Ernstes mit dem Koran begründet werden kann. Sie hat das mit einer Koransure abgelehnt, weil das nicht zumutbar gewesen sei. Oder aber es gibt auch weitere Dinge. Der Bundesgerichtshof hat die Rechtssprechung aufheben müssen: Ein in Deutschland lebender Türke hat seine scheidungswillige Frau erstochen. Er wurde zu 13,5 Jahren verurteilt und normalerweise hätte er lebenslänglich bekommen. Begründet wurde das damit, weil der Richter nicht ausschließen wollte, dass dem Täter auf Grund seiner anatolischen Wertvorstellungen die Niedrigkeit seiner Beweggründe nicht bewusst gewesen ist. Das heißt, es wird bereits mit zweierlei Maß gemessen und islamisches Gedankengut fließt in die europäische Rechtsordnung und in die Verwirklichung der Rechtsordnung ein! 

Und es ist ja noch etwas. Es gibt ja hier durchaus auch Mehrfachehen, Polygamie, natürlich nicht offen und klar, aber in Deutschland - in Österreich weiß ich das nicht, das könnten wir einmal in einer Anfrage klären, dass man so etwas auch weiß - wurden in diesen Familien die Zweit- und Drittfrauen ebenfalls mit Sozialhilfe versorgt! Das wurde im „Spiegel“ vor einiger Zeit klar dargestellt und als klare Verfehlung gegen die rechtsstaatlichen Grundsätze Deutschlands bezeichnet. Selbstverständlich stellen jetzt alle Politiker der Bundesrepublik fest, zum Beispiel von der CDU: „Ich fürchte schon seit Längerem, dass wir schleichend unsere eigenen Rechts- und Wertvorstellungen zur Diskussion stellen.“ Die Frau Schwarzl sagt: „Das geltende Rechtssystem wird seit Langem systematisch von islamischen Kräften unterwandert.“ Und der Günther Beckstein, damals Innenminister und Ministerpräsident, sagte: „Wir müssen die Frage des Kampfes gegen die Unterdrückung der Frau im Islam offensiver angehen.“ 

Aber diese Art kulturelle Debatte für den Islam heißt ja bei uns nicht so. Ich würde meinen, dass er bei uns vom Begriff der Diversität umfasst wird, den die Sozialistische Partei anstelle der Integration gestellt hat, wo die Gleichbehandlung von Lebensformen im Mittelpunkt steht und nicht mehr der Versuch gemacht wird, die Einwanderer und Zuwanderer in die hiesige Gesellschaft zu integrieren. 

Ich will nicht zu lange reden, ich will auch gar nicht auf eine auch aggressive Politik des Islam als solches eingehen. Es haben nämlich nicht nur allfällige Vertreter von islamistischen Radikalen Forderungen gestellt, sondern auch die Moslembrüder, die ja bei uns durchaus als nicht besonders radikale Organisation anerkannt sind, fordern zum Beispiel: „Andalusien, Sizilien, der Balkan, Süditalien und die griechischen Inseln sind alles islamische Kolonien, die in den Schoß des Islam zurückkehren müssen. Das Mittelmeer und das Rote Meer müssen wieder islamische Binnenmeer wie früher werden.“ Das ist nicht die Al Kaida, sondern das ist der Gründer der Moslembrüderschaft Hassan al-Banna! 

Zum Schluss noch einige Feststellungen von Hiltrud Schröter, einer Wissenschaftlerin, die heute 66 Jahre ist und sich seit 20 Jahren mit diesem Thema befasst hat und die festgestellt hat, dass der Islam ein Doppelgesicht hat. Sie sagt in etwa: „Unser Grundgesetz folgt dem Grundsatz“ - also unsere Verfassungen genauso – „der Gleichheit, der Gleichberechtigung. Nach der Scharia dagegen muss Gleiches gleich und Ungleiches ungleich behandelt werden. Darauf fußt etwa die Diskriminierung der Frau im Islam. Eine Folge davon ist auch, dass Nichtmuslime in islamischen Ländern weniger Rechte und andere Pflichte haben und Menschen zweiter Klasse sind. Religionsfreiheit gibt es nicht. Sie sagt auch, der Islam ist ein totales und totalitäres System. Und noch etwas Wichtiges: Sie stellt ebenfalls fest, Moscheen sind keine Gebetshäuser und Kirchen, sondern sind politische Zentren. Großprojekte wie Köln lehnt sie ab, weil es sich um Demonstrationen islamischer Macht handelt. 

Das deckt sich auch mit den Erklärungen moslemischer Staaten, die Kairo-Erklärung der Menschenrechte von 1990. Da sind, glaube ich, über fünfzig Staaten, das steht irgendwo drinnen. Übrigens ist dort auch die Türkei Mitglied. Die stellen also fest: „Die Kairo-Erklärung der Menschenrechte weicht von der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte in vieler Hinsicht ab. Vor allem dadurch, dass sie eindeutig nur jene Rechte anerkennt, welche im Einklang mit der Scharia stehen. Bei fast jedem Verweis auf die Menschenrechte“ - und von ihnen sind da 23, 24 Punkte angeführt – „macht die Kairo-Erklärung die Einschränkung, dass diese Rechte im Einklang mit der Scharia ausgeübt werden müssten. Im Artikel 22 zum Beispiel beschränkt sie die Redefreiheit auf jene Meinungsäußerungen, die dem islamischen Rechtsweg widersprechen. Die Kairo-Erklärung steht im Widerspruch zum internationalen Verständnis der Menschrechte, weil sie die Unumstößlichkeit der Religionsfreiheit nicht anerkennt. Die Erklärung unterstützt die Gleichstellung von Mann und Frau nicht, sie stellt die Überlegenheit des Mannes fest. Der Artikel 6 der Erklärung garantiert Frauen gleiche Würde, aber nicht Gleichstellung. 

Daher ist festzustellen, dass das Problem des Islam und seine Integrierbarkeit in Europa, in Österreich, in Wien in Bezug auf unsere Lebensverhältnisse natürlich da ist und existiert. Eine Lösung sieht eher düster aus und ist zur Zeit nicht zu erkennen, auch wenn Sie von den anderen Parteien hier so tun, als wäre alles in Butter. Das sehe ich nicht so. Und ich frage mich natürlich, warum zum Beispiel die SP-Frauen die Frauenrechte massivst auch hier in diesem Haus vertreten, sie massivst anstreben, zum Beispiel nachhaltig Gender Mainstreaming betreiben und warum die gleichen Frauen bei der Umsetzung genau dieser Inhalte in Bezug auf die moslemischen Frauen eigentlich nur in dröhnendes Schweigen verfallen und sonst gar nichts. Für die GRÜNEN müsste das ja noch mehr gelten, denn fast alles, was die GRÜNEN wollen, wollen die meisten Moslems sicher nicht. Weder die Rechte von Frauen noch die Rechte und die Behandlung sexueller Minderheiten sind etwas, das von den GRÜNEN auch nur annähernd in gleicher Weise behandelt wird wie von den Moslems. 

Und ich glaube im Sinne des Dr Stürzenbecher reden zu können, wenn er sagt „die Stabilität des Wertesystems“. Herr Dr Stürzenbecher, ich glaube, es ist an der Zeit, europäische und österreichische Grundrechte durchzusetzen und nicht feige vor entschlossenen Minderheiten zurückzuweichen! Wir müssen den Rechtsstaat und unsere Verfassung überall zur Geltung bringen, ohne Wenn und Aber! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Korun. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Stichwort „Gleichstellung von Frauen“. Ich denke mir, das war ein gutes Stichwort, denn der bloße Blick in die Sitzreihen der FPÖ beweist, dass sich die FPÖ-Fraktion das wirklich zu Herzen genommen hat, nämlich ganze zwei weibliche Abgeordnete sitzen hier und zwölf männliche Kollegen, glaube ich, oder dreizehn männliche Kollegen! Also es ist ein enorm hoher Frauenanteil und sicher eine super tolle Frauengleichbehandlung, die Sie tagtäglich in Ihrer politischen Praxis und in Ihrer politischen Arbeit praktizieren! Danke vielmals für diese gelebte Frauengleichstellung, wo Sie sich daraus dann in einer Art von Chuzpe sozusagen das Recht nehmen, bei anderen Gruppen und bei anderen Religionsgesellschaften oder -gemeinschaften über angebliche Gleichstellung zu reden! Danke für dieses tolle Beispiel, das Sie uns da geliefert haben. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Nachdem der Tabubruch, der von der FPÖ im Grazer Wahlkampf begangen wurde, noch nicht lange vorbei ist und nachdem das unsere erste gemeinsame Sitzung nach der Grazer Wahl und nach diesem Tabubruch ist, war und ist es uns GRÜNEN ein großes Anliegen, das Thema hier auch zu besprechen und unser Resolutionsantrag hat auch Unterstützung gefunden, was uns freut, und hat offensichtlich nicht nur andere Anträge nach sich gezogen, sondern auch eine Debatte entfacht. Wir wissen alle, dass die Wortmeldungen, die rassistischen, islamfeindlichen und hetzerischen Wortmeldungen der FPÖ, und zwar nicht nur durch ihre Spitzenkandidatin, eine kalkulierte Eskalation waren. Wir kennen diese politische Strategie von der FPÖ schon zur Genüge, sie ist ja schon sattsam bekannt. Diese Strategie hat man ja auch im letzten Wiener Wahlkampf beispielsweise mit den Plakaten gefahren: „Daham statt Islam“, wo man versucht hat, Zu-Hause-Sein als Gegensatz zum Moslem-Sein zu konstruieren und wo man nicht nur Muslimen die Message gegeben hat „Ihr seid hier nicht zu Hause, ihr seid hier nicht erwünscht“, sondern auch allen Nichtmuslimen die Nachricht überbracht hat, Muslime würden eigentlich nicht hierher gehören. Konsequent weitergedacht heißt das eigentlich „Weg mit ihnen“. 

Trotzdem stellen die Aussagen, die getätigt wurden - wie gesagt, nicht nur von der Spitzenkandidatin, sondern auch vom Parteivorsitzenden und von anderen Kollegen und Kolleginnen, beispielsweise auch vom Sohn der Spitzenkandidatin, der ja auch ein Funktionär der Freiheitlichen Partei beziehungsweise der Freiheitlichen Jugend ist -, diese ganzen Töne und die so genannte Qualität dieser Töne doch eine ganz neue Erfahrung in der Politik betreffend Hetze gegen Minderheiten und Hetze gegen Muslime dar. Die so genannte Qualität des Angriffs gegen die Gläubigen einer ganzen Glaubensgemeinschaft, übrigens nicht nur einer anerkannten Religionsgemeinschaft, sondern der inzwischen zweitgrößten Religionsgemeinschaft in Österreich, dieser Angriff ist sogar auf Grund von ein paar anderen Wortmeldungen der Spitzenkandidatin etwas untergegangen. Sehr viele Kritiker und Kritikerinnen haben sich auf die Sager vom „Triebtäter“ bezogen. Leider ist etwas untergegangen, der Sager: „Der Islam muss hinter das Mittelmeer, wo er ursprünglich hergekommen ist, wieder zurückgeworfen werden.“ Abgesehen davon, dass es mit den Geschichtskenntnissen der Spitzenkandidatin der Grazer FPÖ offensichtlich nicht weit hergeholt ist, denn sonst müsste sie eigentlich wissen, dass auch das Christentum so ziemlich von dort beziehungsweise aus dieser Region gekommen ist, wo der Islam entstanden ist oder als Religion gegründet wurde, abgesehen davon müssen wir uns auch veranschaulichen, was diese Aussage, konsequent weitergedacht beziehungsweise in die Alltagssprache übersetzt, bedeutet. Dass der Islam hinter das Mittelmeer wieder zurückgeworfen werden soll – Zitat Ende -, bedeutet eigentlich in der Alltagssprache beinhart und ganz einfach übersetzt: Weg mit den Muslimen. Das bedeutet es! Das heißt, diese Aussage, der Islam muss wohin auch immer zurückgeworfen werden, bedeutet in der praktischen Umsetzung, wenn man das ernst nimmt, was Ihre Spitzenkandidatin gesagt hat, Vertreibung und Deportation. Das alles hat dieses Land einmal sehr schmerzvoll erlebt. Und diese Parallele möchte ich hier dezidiert und bewusst herstellen. Diese Parallele, die Geschichte Österreichs zwischen 1938 und 1945, dass eine religiöse Minderheit in Österreich, konkret Juden und Jüdinnen, von der systematischen Diskriminierung und Ausgrenzung über Aussonderung bis hin zur Vertreibung, Deportation und Ermordung eine tödliche Geschichte erlebt hat. Und wenn man die Worte Ihrer Spitzenkandidatin ernst nimmt, haben Sie das offensichtlich für Österreich wieder vor, diesmal für eine andere Religionsgemeinschaft. Da kann man nur sagen: „Wehret den Anfängen!“ (Beifall bei den GRÜNEN und von den Abgen Dipl-Ing Omar Al-Rawi und Christian Deutsch.)

Es waren nicht nur tiefste Töne, die gefallen sind und nicht nur von der Spitzenkandidatin, sondern auch von anderen FPÖ-Politikern und –Politikerinnen, sondern es gibt durchaus auch in der Methode und in der Argumentation Parallelen zur Nazi Propaganda, beispielsweise die Aussage, der Prophet Mohammed sei ein Kinderschänder gewesen. Alle, die sich ein bisschen mit dem Nationalsozialismus und mit der Geschichte des Antisemitismus beschäftigt haben, können Ihnen sagen, falls Sie das selber nicht wissen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ, dass mit sehr ähnlichen Methoden gegen Juden und Jüdinnen gearbeitet wurde, dass sie nämlich im rassistischen Antisemitismus als triebgesteuert und so genannte Triebtäter hingestellt wurden. Und genau das passiert jetzt in Bezug auf eine andere Religionsgemeinschaft und auf den Propheten dieser Religionsgemeinschaft. Diese Parallelen ausgerechnet im Gedenkjahr 1938, wo die Republik und die Bundesländer und auch die Gemeinden, alle Teile dieses Landes, der schrecklichen Taten ab 1938 gedenken wollen, wo tausende und -zigtausende Menschen ermordet wurden! Ich möchte das in aller Klarheit hier aussprechen, denn es soll niemand noch einmal sagen können und dürfen, er/sie hätte es nicht gewusst. Was man mit Ihrer Politik anrichten kann, wenn man Menschen, wenn man Bevölkerungsgruppen gegeneinander aufhetzt - ob das jetzt religiöse Gruppen sind oder so genannte ethnische Gruppen -, wenn man die Bevölkerung in Rassen oder Ethnien oder Religionsgemeinschaften aufteilt und bestimmte Gruppen unter ihnen sozusagen für vogelfrei erklärt - das ist nämlich auch das, was mit den Worten Ihrer Spitzenkandidatin passiert ist, denn wer soll schon Respekt für Angehörige einer Religionsgemeinschaft aufbringen, die einem so genannten Kinderschänder nachbeten und nacheifern? Also wenn die Menschenwürde einmal für eine ganze Gruppe von Menschen in Frage gestellt und abgeschafft ist, dann wird es für viele Menschen auf der Straße leider Gottes vorstellbar, diese Menschen zu beleidigen, anzugreifen, wörtlich oder tätlich zu verletzen und das kann auch bis zu Anschlägen oder bis zum Mord gehen. 

Deshalb möchten wir hier und heute als GRÜNE das alles ganz klar aussprechen, wohin das führen kann. Und das alles, damit die FPÖ ein paar hundert oder tausend oder zehntausend Stimmen mehr bekommt! Sie setzen den gesellschaftlichen Frieden in diesem Land ganz bewusst aufs Spiel! Sie nehmen in Kauf, dass in einer aufhetzenden Atmosphäre Menschen gegeneinander auftreten, einander attackieren und letztendlich sind auch Gewalttaten nicht ausgeschlossen. Und was auch danach passiert ist, war ganz typisch, nämlich als dann gegen die Spitzenkandidatin Morddrohungen gekommen sind, die selbstverständlich abzulehnen sind, dass man sich dann hinstellt und plötzlich das Opfer ist, obwohl man eigentlich selber der Brandstifter beziehungsweise die Brandstifterin war, dass man zuerst hetzt und erniedrigt und eine gesellschaftliche Atmosphäre schafft, wo Menschen für vogelfrei erklärt werden und dann ist man plötzlich selber die Arme, die bedroht ist und die Schutz braucht und alle sollen sich plötzlich hinter die Spitzenkandidatin von der FPÖ stellen und alles andere verurteilen! So geht das ganz sicher nicht. 

Und bevor ich den Beschluss- und Resolutionsantrag einbringe, möchte ich auch noch einmal unterstreichen, dass Ihre Strategie, eine Hetzpolitik zu betreiben und sich dann auf die Demokratie auszureden und zu sagen: „So ist die Demokratie, man kann in der Demokratie einfach alles sagen!“ - und dass Sie dann behaupten, wir wollen über bestimmte Problembereiche reden wie Zwangsehen, so genannte Ehrenmorde und so weiter - das wollen Sie nicht, denn würden Sie das wollen, würden Sie beispielsweise im Integrationsausschuss oder auch im Gemeinderat der Förderung von ganz konkreten Projekten zustimmen, die eine ganz konkrete Hilfestellung von Frauen und Mädchen organisieren, die von Zwangsehen bedroht sind. Sie ziehen über Muslime und Musliminnen her und behaupten, die Verhinderung von Zwangsehen wäre Ihnen ein Anliegen und dann tun Sie genau das Gegenteil! Gott sei Dank haben Sie ja nicht die Mehrheit in diesem Gemeinderat, aber wenn es nach Ihnen ginge, würde man Frauen, die von Zwangsehen bedroht oder betroffen sind, gar nicht helfen können, weil Sie diese Anträge ja alle der Reihe nach ablehnen.

Was Sie tun, ist nicht demokratisches Handeln im Rahmen eines demokratischen Systems, sondern Sie betreiben politische Brandstiftung und Sie setzen auch ganz bewusst verbale Gewalt ein, denn Gewalt beginnt nicht nur beim Watschen, sondern Gewalt beginnt schon mit der Sprache und in der Sprache. Deshalb möchte ich in meinem Namen und im Namen meiner Kolleginnen Maria Vassilakou, Marie Ringler und der Kollegin und der Kollegen Christian Oxonitsch, Omar Al-Rawi und Nurten Yilmaz folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen:

„Der Wiener Landtag spricht sich schärfstens gegen Antiislam und Minderheitenhetze, Antisemitismus und Rassismus sowohl in Gesellschaft als auch als Mittel der Politik aus.“

Es war uns ganz wichtig, auch eine Selbstverpflichtung in diesen Antrag aufzunehmen, denn es soll nicht wie immer bei verbalen Verurteilungen bleiben, wo sich dann einzelne Politiker und Politikerinnen und manche Parteien wieder dranmachen zu versuchen, doch ein bissel von der islamfeindlichen Stimmung zu profitieren, Stichwort „artfremde Minarette“ zum Beispiel oder Verurteilungen, die einem nicht wirklich über die Lippen kommen oder manchen nicht über die Lippen kommen wollen oder gar mit ein paar Tagen Verspätung, weil man festgestellt hat: Okay, jetzt muss man doch etwas dazu sagen, weil man sonst ein bissel blöd aussieht. Deshalb steht in unserem Antrag auch, dass die UnterstützerInnen sich verpflichten, Strömungen, wahlwerbende Bewegungen, Parteien und KandidatInnen, die mit den Mitteln des Rassismus, der Sündenbockpolitik, der Hetze gegen religiöse, ethnische oder sprachliche Minderheiten oder der Aufhetzung von gesellschaftlichen Gruppen gegeneinander Politik machen, nicht nur verbal zu verurteilen, sondern auch keine Kooperationen mit ihnen einzugehen. 

Wichtig ist mir auch zu betonen, dass das ein großer Unterschied zu dem Antrag ist, den der Kollege Wolf vorhin gestellt hat. Die ÖVP war nämlich leider nicht bereit, sich so weit zu verpflichten zu sagen, es soll mit der FPÖ keine Kooperationen geben, es soll keine Zusammenarbeit geben. Sie war offensichtlich nicht so weit zu sagen: Wir verurteilen das so stark, dass uns jede Zusammenarbeit mit der FPÖ zuwider ist.

„Gerade im Gedenkjahr 2008 bekennt sich der Wiener Landtag zur Verantwortung Österreichs für die tragische Geschichte Österreichs und Europas zwischen 1938 und 1945 und wird entschlossen gegen alle Taten und Äußerungen auftreten, die die Gefahr von Entwicklungen der Militarisierung, der rassistischen Einteilung der Bevölkerung in Gruppen und der Gefährdung der Würde und Sicherheit von Minderheitenangehörigen in sich bergen könnten.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Mag Krotsch. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Nicole Krotsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Stadtrat Herzog! Sie haben die SPÖ-Frauen explizit angesprochen. – Herzlichen Dank, dass Sie mir als Vertreterin der Wiener SPÖ-Frauen somit die Gelegenheit geben, hier darzustellen, wie gut die Kontakte und der Dialog mit muslimischen Frauen, vor allem aber auch mit der muslimischen Jugend in Österreich, der jetzt auch eine Frau vorsteht, sind! Herzlichen Dank für diese Gelegenheit!

Noch etwas möchte ich Ihnen sagen, Herr Stadtrat: Sie nehmen das Schauspiel in Graz als fadenscheinigen Aufhänger für eine Integrationsdebatte, gleichsam im selben Atemzug verweigern Sie jedoch allen Maßnahmen der Integration, die wir in diesem Haus beschließen, Ihre Zustimmung! Das bezeichne ich als die reinste Scheinheiligkeit Ihrer Fraktion! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben in letzter Zeit eine intensive Auseinandersetzung zum Thema Zwangsverheiratung geführt. Man ist sich in Wien dieser Problematik sehr wohl bewusst und handelt auch dementsprechend. Wir haben einen internen Magistratsarbeitsgruppenbericht fertiggestellt und erst im letzten Jahr präsentiert, viele Maßnahmen werden angegangen oder laufen bereits. Kollegin Matiasek konnte sich von diesem Arbeitsgruppenbericht und von diesen Maßnahmen ja sehr wohl überzeugen.

Die Religion wurde erneut zum Stimmenfang im Wahlkampf ausgenutzt beziehungsweise auf das Übelste missbraucht. Es war dies eine inakzeptable Steigerung Ihrer Aussagen und Ihrer üblen Politik! Ich denke, damit wurde wirklich im negativen Sinn alles Bisherige übertroffen! Es wurden eindeutig Grenzen überschritten. Diese unfassbaren Entgleisungen sind ein Tabubruch! Es war dies das Ärgste, was in letzter Zeit aus Ihrem Lager gekommen ist! Das Schlimme daran ist, dass dieses Verhalten Ihrer Kollegin in Graz verantwortungslos und sehr wohl sehr gefährlich ist. Damit wird das gute Verhältnis, das wir zwischen den Religionsgemeinschaften und uns PolitikerInnen aufgebaut haben, mutwillig aufs Spiel gesetzt, und Menschen werden gegeneinander aufgehetzt. Das können wir nicht akzeptieren! Wir SozialdemokratInnen lehnen das auf das Schärfste ab!

Ich meine, dass in der Debatte rund um diese Provokation alle Parteien bis auf die FPÖ sehr besonnen und richtig reagiert haben. Kollege Stürzenbecher hat es bereits erwähnt: Auch alle anderen staatlichen Institutionen und Religionsgemeinschaften haben sich klar distanziert und gut und richtig reagiert. Kollege Stürzenbecher hat schon von der vorbildhaften Reaktion der Islamischen Glaubensgemeinschaft erzählt. Diese hat sehr zur Beruhigung beigetragen. 

Mir ist es jetzt wichtig, an dieser Stelle zu sagen, dass wir in Wien für ein breites Bündnis gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus und für Integration eintreten. Wir stehen für ein gelebtes Miteinander und sind der Auffassung, Menschenhetze und Herabwürdigungen eines religiösen Bekenntnisses haben in Wien keinen Platz! Der Dialog mit den Religionsgemeinschaften steht im Vordergrund. Das sage ich ganz bewusst in Richtung der Wiener FPÖ, denn Ihre Replik auf die Aussagen Ihrer Kollegin aus Graz, Herr Klubobmann Schock, war alles andere als angemessen! Sie reagierten sehr verharmlosend auf die Behauptung, dass so etwas in der Politik doch erlaubt sein müsste. – Ich sage dazu als Wiener Abgeordnete: Nein! Niemand hat das Recht, Angehörige einer Religionsgemeinschaft pauschal zu verunglimpfen, zu beschimpfen und zu beleidigen! Ich sage es hier nochmals: Fremdenfeindlichkeit und Rassismus haben in Wien keinen Platz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie von der Wiener FPÖ haben heute noch einmal die Chance, sich hier unmissverständlich und klar von diesen Aussagen zu distanzieren. Ich möchte Sie noch einmal auffordern, hier klar Stellung zu beziehen!

Ich möchte in meiner Rede nun auch noch kurz auf den Stabilitätspakt eingehen, der aktuell vorliegt: Dieser umfasst die Jahre 2008 bis 2013. Er wurde im Rahmen der Finanzausgleichsverhandlungen mit vereinbart. Ich möchte an dieser Stelle Frau Vizebürgermeisterin und Finanz- und Wirtschaftsstadträtin Brauner noch einmal meinen Dank für ihren Kampf für Wien in diesen Finanzausgleichsverhandlungen aussprechen. Bund, Länder und Gemeinden haben sich bereit erklärt und verpflichtet, durch gemeinsames Zusammenwirken dazu beizutragen, dass die Attraktivität und Stabilität dieses Wirtschaftsstandortes sowie die hohe Lebensqualität und der hohe soziale Standard, den wir hier haben, langfristig abgesichert werden.

Ganz wichtig ist mir zu erwähnen, dass beim Stabilitätspakt 2005 die Zahlen sehr für Wien sprechen. Wien hat seine Verpflichtungen übererfüllt, andere Bundesländer wie Oberösterreich und Kärnten sind hingegen sehr säumig: Wenn man bedenkt, dass laut Stabilitätspakt die Sollzahlen für Wien 296 Millionen Eur betragen, das Ist‑Ergebnis sich jedoch auf 311 Millionen EUR beläuft, dann kann man sagen, dass Wien seine Aufgaben erledigt hat. – Diese Zahlen sind zwar aus dem Jahr 2006, dieser Trend setzt sich aber fort, das sehen Sie, wenn Sie den Medienberichten von Mitte Jänner gefolgt sind. Viele Länder gaben 2007 – wie heute schon erwähnt – mehr aus als geplant, und die erheblichen Unterschiede etwa zu Oberösterreich und Kärnten, die sehr säumig sind, habe ich dargestellt. Der Kurier schreibt: „Wien gehört zu den Guten: Wien wird einen Überschuss von zirka 200 Millionen EUR erreichen.“ 

Der Stabilitätspakt liegt vor, und er soll rückwirkend mit 1. Jänner 2008 in Kraft treten. Wir brauchen die Genehmigung des Landtages, und ich bitte Sie um Zustimmung, damit der Abschluss genehmigt werden kann! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Stefan.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Diskussion, die jetzt hier abgelaufen ist, ist sehr interessant. Es ist vor allem auch sehr interessant, dass man feststellen kann, dass hier eine vollkommene Verdrehung stattfindet: Es wird Antisemitismus vorgeworfen, obwohl wir uns in bester Gesellschaft vieler jüdischer Intellektueller befinden, die genauso wie wir davor warnen, dass der Islamismus in unserer Gesellschaft einen sehr negativen Einfluss hat. Ich nenne jetzt etwa Henrik Broder oder Ralph Giordano. – Sie wissen das ganz genau, und daher glaube ich, dass Sie sehr unredlich argumentieren, wenn Sie das in einem Atemzug nennen! 

Ich behaupte, dass die Vorgangsweise, die FPÖ wegen ihrer gerechtfertigten Kritik an der drohenden Islamisierung Österreichs mit den Ereignissen zwischen 1938 und 1945, also mit der Judenverfolgung, zu vergleichen, in Wahrheit Verharmlosung ist. Sie sollten sich überlegen, dies im gleichen Atemzug anzuführen! Sie wissen nämlich ganz genau, dass es in Wirklichkeit nur negative Folgen hat, wenn Sie diese Dinge verharmlosen! Wenn Sie Aussagen wie jene von Herrn StR Herzog, die er in aller Seriosität getroffen und mit Zitaten untermauert hat, mit Judenverfolgung gleichsetzen, dann machen Sie selbst eine sehr schlechte Politik! Sie sollten sich überlegen, wohin das führt, und wirklich vor Ihrer eigenen Haustür kehren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben auch festgestellt, dass diese Islamisierung in Österreich eine negative Tendenz hat und dass gerade die Gewalt, die aus diesem Bereich kommt, sehr problematisch ist. – Mit Verlaub gesagt: Ich habe es erwartet. Jedenfalls war es aber wieder einmal gut zu sehen, wie Sie hier rechtfertigen, dass Gewalt angedroht wird! Sie wissen doch ganz genau, dass die Gewalt, die von Moslems ausgeht, weltweit ein wirklich schreckliches Phänomen ist. Ich möchte jetzt nicht aufzählen, was alles passiert, aber es geht tatsächlich so weit, dass auch Menschen ermordet werden, weil sie kritische Aussagen treffen, wie zum Beispiel der Künstler van Gogh. Das neueste Beispiel hier ist, dass erst vor Kurzem bei der Kunsthalle am Karlsplatz Kunstwerke umgestoßen wurden, weil sie angeblich religiöse Gefühle verletzen. 

Wenn Sie all das rechtfertigen, dann halte ich das doch für höchst problematisch! Man kann über Aussagen von Politikern sprechen, wie man will. Sie haben schon recht: Man kann das kritisieren und sagen, dass das unsensibel ist. Ich meine aber, es ist nicht zu rechtfertigen, dass tatsächlich Morddrohungen kommen! Sie wissen nämlich ganz genau, dass diese Morddrohungen nicht so einfach wegzustecken sind! Die Polizei nimmt das sehr wohl ernst, und es gibt nicht umsonst Personenschutz, denn es gibt hier tatsächlich eine gewaltbereite Szene: Es gibt Menschen, die tatsächlich dazu bereit sind, Morde zu begehen, weil sie sich aus religiösen Gründen verletzt fühlen. Das kann man nicht rechtfertigen, indem man hier sagt: Da wurde – verbal – kritisiert und vielleicht überspitzt formuliert. Da ist es ja kein Wunder, wenn jemand Morddrohungen ausspricht und vielleicht sogar zur Tat schreitet. – Wenn Sie das so behandeln, dann verkennen Sie tatsächlich ganz massiv, was bei uns in Österreich in unserer Gesellschaft maßgeblich ist! Ich meine, da müssen Sie sehr wohl ganz genau aufpassen, was Sie in Wahrheit mit Ihren Aussagen rechtfertigen! (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist sehr wohl gerechtfertigt, darüber zu diskutieren, inwiefern der Islam als anerkannte Religionsgemeinschaft in Österreich bestehen bleiben darf. Man kann darüber diskutieren und soll sich das sehr wohl anschauen! – Sie haben vollkommen recht: Es gibt sehr viele friedliebende Moslems hier in Österreich. Das ist aber noch kein Grund für die Rechtfertigung einer Religionsgemeinschaft, in der die Ausübung von Gewalt systemimmanent ist. Es gibt beispielsweise auch rechts- oder linksradikale gewaltbereite Organisationen, die auch friedliebende Mitglieder haben, trotzdem werden diese Organisationen verboten, weil sie eben die Gewalt auf ihre Fahnen geschrieben haben.

Daher taugt das Argument nicht, wenn man behauptet, dass es auch viele friedliebende und nette Moslems gibt! Vielmehr geht es darum, was das System an sich tatsächlich aussagt. Und Sie wissen ganz genau beziehungsweise wahrscheinlich sogar besser als wir, dass Gewaltbereitschaft im Islam sehr wohl Bestandteil der Lehre und auch der Religion an sich ist. Sie wissen ganz genau, dass jene, die mit Sprengstoffgürteln herumlaufen und sich in die Luft sprengen, vorher von Imamen und nicht von irgendwelchen Politikern dazu aufgefordert werden, das zu tun. Das ist Ausdruck der Religion, und Sie werden es nicht schaffen, das wegzudiskutieren! (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist nicht maßgeblich, ob sich eine Gemeinschaft selbst als Religion bezeichnet. Maßgeblich ist vielmehr, ob eine Gemeinschaft insofern mit den Gesetzen unseres Staates übereinstimmt, dass wir sie als Religionsgemeinschaft bezeichnen können. Das ist maßgeblich! Und so lange im Islam die Gewalt als Mittel der Durchsetzung seiner Ziele anerkannt ist, ist das ein großes Problem! So lange es dem Moslem erlaubt ist, gegenüber Ungläubigen nicht die Wahrheit zu sagen, ist das fraglos für uns ein sehr großes Problem!

Ich meine, es ist vollkommen gerechtfertigt, im Sinne der Selbstbehauptung unserer Gesellschaft die Moslems – und zwar in der Gesamtheit, nicht Einzelne, die sich als friedliebend darstellen – aufzufordern, Stellung zu beziehen, wie sie zu unserer Gesellschaft stehen. Diese Diskussion ist wichtig und richtig, und wenn Sie die verunglimpfen, die das fordern, dann ist das zumindest eine Verharmlosung! Wollen Sie die Augen verschließen und eine massive Veränderung unserer Gesellschaft tatsächlich mit unterstützen? Das ist die Frage!

Tatsache ist: Wir zeigen diese Probleme auf. Wir diskutieren darüber. Wir stellen das in Frage. Und Sie können gerne mit uns darüber diskutieren! Sie können das gerne widerlegen! Ich habe heute allerdings wenige Widerlegungen dessen, was wir gesagt haben, gehört! Ich habe nur Polemik und das Argument mit dem Antisemitismus gehört. Ich habe gehört, dass wir rassistisch und so weiter sind. – All das sind aber nur Schlagworte! Sagen Sie uns doch, was zum Beispiel konkret falsch an den Aussagen Johann Herzogs war! Was war daran konkret falsch? Ich würde das gerne wissen! Vielleicht höre ich nachher von Kollegen Al-Rawi, was von dem, was gesagt wurde, konkret falsch war! Wie das interpretiert wird und ob wir das so sehen, wie Sie es vielleicht auch sehen, ist eine andere Frage. Aber ich bin schon sehr gespannt, was Sie in diesem Zusammenhang überhaupt für falsch halten!

Sie wissen ganz genau, dass es eine massive Politik, auch ausgehend von der Türkei, gibt, sich mit Hilfe des Islam hier zu verbreiten. Man stellt auch an Europa einen gewissen Anspruch. Sie kennen die Aussagen Erdogans wie etwa: „Minarette sind unsere Bajonette! Die Gläubigen sind unsere Soldaten!“ – Diese Aussagen gibt es, die wurden nicht erfunden. Das sind belegbare Zitate! Das heißt, es gibt eine entsprechende Tendenz, und es erfolgt sehr wohl ein großer finanzieller Einsatz des Staates Türkei und natürlich der Religionsgemeinschaften. All das ist Realität. Darüber muss man diskutieren! Man muss sich anschauen, inwiefern unsere Gesellschaft massiv verändert wird und werden soll und entsprechende Gefahren drohen.

Wir haben daher einen Antrag vorbereitet, der sich mit dieser Problematik auseinandersetzt. Der hereindringende Islam stellt für uns eine demokratiepolitische Herausforderung dar. Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass es sich hiebei um eine Gruppe von Menschen handelt, die sich sehr stark abschottet und eine Parallelgesellschaft bildet. – Das klingt jetzt pauschalierend, ich muss es aber der Deutlichkeit halber so formulieren. Es findet nicht von Seiten der Österreicher eine Ausgrenzung statt, wie vorher behauptet wurde. Es trifft nicht zu, dass sie separiert werden oder Ähnliches. Das ist nicht wahr! Wir haben es heute wieder gehört: Wie viele Türken heiraten Nichttürken? – 4 Prozent! Wer schottet sich da also ab?

Es existiert also tatsächlich eine Parallelgesellschaft, wie wir es in manchen Bezirken Wiens ja bereits erleben. Diese Menschen bleiben nur unter sich. Seitens der Grünen wurde das selbst einmal zitiert: Die Fünfzehnjährigen aus der zweiten Generation sprechen bis zu 40 Prozent nicht ausreichend Deutsch! – All das sind Beweise dafür, dass hier Parallelgesellschaften existieren, die sich von sich aus abschotten. Das geht nicht vom österreichischen Staat oder von der Gesellschaft aus, sondern von denjenigen, die hierher kommen beziehungsweise vielleicht auch unter falschen Voraussetzungen hier hereingelassen wurden. Das ist ein großer Fehler der Politik. Tatsächlich schotten sich diese Menschen aber jedenfalls ab. Verdrehen Sie hier bitte nicht wieder Ursache und Wirkung, sondern lassen Sie beides dort, wo es hingehört!

Wir setzen uns mit diesem Problem auseinander und stellen unseren Antrag auch im Hinblick auf all die beschriebenen Vorkommnisse, die Problematik der radikalen Muslime, die bei uns in Österreich beheimatet sind und zum Teil wiederum auch in der Ausbildung der Religionslehrer tätig sind, bis hin zu der Problematik des Schulbuches, über das wir schon lange gesprochen haben. In Anbetracht all dessen ist es sehr wohl notwendig, dass wir entsprechend vorgehen: Es gibt im Art 15 Staatsgrundgesetz, der den anerkannten Religionsgesellschaften die öffentliche Religionsausübung gestattet, auch einen Gesetzesvorbehalt. Die Religionsgemeinschaften müssen den staatlichen Gesetzen unterworfen sein, und all die Regeln, die bei uns gelten, sind sehr wohl auch für diese Religionsgemeinschaften maßgeblich.

Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag gemeinsam mit den Mitunterzeichneten: 

„Der Wiener Landtag spricht sich für die Anerkennung der Achtung der europäisch-demokratischen Werte wie Menschenwürde, Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit aus. 

Der Wiener Landtag bekennt sich zur Trennung von Staat und Religion in allen Aspekten und verlangt die unabdingbare Einhaltung dieser Grundprinzipien unserer Gesellschaft. Keine Religion und kein Herrschaftssystem darf sich über unsere Werte und Grundprinzipien hinwegsetzen. 

Der Landtag spricht sich gegen jedweden religiösen Fundamentalismus aus. Der Landtag tritt allen fundamentalistisch-islamischen Umtrieben zum Schutze unserer Demokratie und zum Erhalt unserer schwer erkämpften Grundrechte entschieden entgegen. 

Der Wiener Landtag verurteilt den unabdingbaren Gehorsam vor religiöser Autorität, der von religiösen Führern politisch instrumentalisiert wird. Er verurteilt Zwangsehen, Ehrenmorde, Genitalverstümmelungen oder die Errichtung so genannter islamisierter Räume. Er verurteilt radikalislamische Tendenzen in Gebetshäusern, Moscheen und im Religionsunterricht. Er tritt für die freie Religionsausübung ein, räumt aber der österreichischen Rechtsordnung klaren Vorrang ein, wenn es zu Unvereinbarkeiten mit islamischen Vorschriften oder Traditionen kommt. – 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

In diesem Sinne fordere ich Sie auf, sich mit diesem Thema ernsthaft auseinanderzusetzen und nicht nur reflexartig zu schreien sowie irgendwelche diffamierenden Ausdrücke in den Mund zu nehmen, sondern sich tatsächlich dem Problem zu stellen, denn die österreichische Gesellschaft hat es sehr notwendig, dass wir uns damit auseinandersetzen! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren!

Rassismus hat in der Tat sehr viele Gesichter, und es ist deswegen so schwierig, darüber zu diskutieren, weil die Gruppen, die rassistisch angefeindet werden, laufend wechseln. Ich selbst lebe seit inzwischen 22 Jahren in Österreich und habe in dieser Zeit zum Beispiel erlebt, dass rassistische Äußerungen gegen Orthodoxe gemacht wurden. Das war vor etwa 15 Jahren relativ modern. Sofern ich mich recht erinnere – und ich erinnere mich recht! –, war es Ihr damaliger Obmann Dr Haider, der vor der Orthodoxie sogar im Zusammenhang mit dem damals diskutierten EU-Beitritt Österreichs gewarnt hat. Ich habe erlebt, dass Rumänen rund um die rumänische Revolution das Ziel von Rassismus war. Ich habe erlebt, dass der Rassismus Afrikaner betroffen hat. Gerade hier in Österreich ist uns natürlich der Antisemitismus als Phänomen bekannt, und zwar sowohl historisch als auch leider heute noch.

Und jetzt ist man beim Islam gelandet! Jetzt sind es die Menschen islamischen Glaubens, die pauschal als Bedrohung für dieses Land dargestellt werden und die jetzt irgendwie dran glauben müssen. – Das Rezept ist immer dasselbe.

Sie haben vorhin gesagt, man möge beantworten, was falsch an den Aussagen von Herrn StR Herzog war. – Ich werde versuchen, das zu beantworten: Falsch handelt man dann, wenn man Taten eines Einzelnen oder kleinerer Gruppen pauschal auf eine große Gruppe von Menschen überträgt und argumentiert, dass alle aus dieser Gruppe so handeln, weil es in ihrer Natur, in ihren Genen, in ihrer Kultur oder in ihrer Religion liegt. Das ist Rassismus! Und das ist auch das Problematische bei Herrn Herzogs Ausführungen. Man mag einzelne Argumente seiner Rede unterschreiben oder auch nicht. Es mag sich dabei um reale oder auch übertriebene Probleme handeln. In dem Moment, in dem man solche Beispiele aber auf eine ganze Religion und auf alle Menschen, die dieser Religion angehören, überträgt, wird das jedoch zu einem sehr, sehr großen Problem!

Damit sind wir beim Kern des Problems des Rassismus, der meines Erachtens sehr wohl in Ihrer Partei vorhanden ist. Das Ganze geht auch immer wieder von Ihrer Partei aus und erschüttert weite Teile der österreichischen Gesellschaft, so wie es gerade jetzt bei den Grazer Wahlen wieder der Fall war. 

Somit bleibt mir an dieser Stelle im Zusammenhang mit den Ausführungen von Frau Winter nur mehr zu sagen: Meine Damen und Herren, ganz besonders von der FPÖ! Diese Aussagen von Frau Winter waren nicht nur rassistisch und unfair, sie waren nicht nur pauschal diffamierend und beleidigend, sondern sie waren bis zu einem gewissen Grad sogar faschistoid! Ich möchte diesen Ausdruck ganz bewusst an dieser Stelle verwenden, denn immer dann, wenn man einer Gruppe von Menschen pauschal etwas vorwirft und etwa meint, dass sie als ein Ganzes hinters Mittelmeer zurückgeworfen werden müssen, wo sie herkommen, immer dann, wenn man ihnen als Individuen jeglichen Respekt versagt und sie zu einer kleinen Nummer im Rahmen einer Ideologie macht, die man vertritt, dann agiert man nicht nur rassistisch, sondern auch faschistoid! Der Kern des Faschismus besteht ja darin, dass der vermeintlich anders Denkende oder anders Handelnde, derjenige, der als Gefahr für die eigene Gesellschaft identifiziert wird, jegliche Berechtigung verliert, sich als Teil und Mitglied dieser Gesellschaft zu fühlen und zu bewegen. (Zwischenruf von Abg Mag Johann Gudenus, MAIS.) 

Das ist sehr wissenschaftlich! Ich gehe davon aus, dass manche von Ihnen sogar an der Universität waren, das heißt, dass Sie sogar durchaus imstande sind zu verarbeiten, was ich Ihnen hier sage! Sie können sich also nicht einmal darauf ausreden, Sie hätten es nicht verstanden! 

Sie wissen genauso wie ich, was der Kern des Faschismus ist und worin Faschismus endet: Er endet nämlich immer damit, dass eine Gruppe von Menschen alle Rechte verliert. Er endet immer damit, dass in einer Gesellschaft das Gleichgewicht abhanden kommt. Er endet immer damit, dass es zu Ausschreitungen kommt. Und er endet für sehr viele Menschen immer wieder auch mit dem Tod. Das zeigt sich nicht nur in der traurigen Geschichte Österreichs, sondern das zeigt sich heute weltweit in vielen Ländern, allerdings Gott sei Dank nicht in Österreich!

Meine Damen und Herren! Gerade deshalb ist es besonders wichtig, dass wir heute hier darüber reden, denn wir wollen das in Österreich und in Wien nicht. Es ist wichtig, die Dinge beim Namen zu nennen. Wir dürfen ganz sicherlich nicht zur Tagesordnung übergehen, schweigen und so tun, als ob nichts gewesen wäre!

Unter diesem Aspekt ist es mir sehr wichtig, an dieser Stelle die Aussagen von Frau Winter als zutiefst rassistisch und beleidigend, aber leider auch als faschistoid zurückzuweisen. Ich weiß nicht, ob ihr Letzteres bewusst war, aber Sie können es ihr ja noch erzählen! Sie können ihr die Gründe erklären, die Sie ja verstehen, und ich hoffe, dass sie die richtigen Schlüsse daraus zieht. – Sie haben gemeint, sie hätte sich entschuldigt. Ich habe sehr aufmerksam Zeitungen gelesen und auch die Berichterstattung im Fernsehen verfolgt. Ich kann mich aber nicht an eine Entschuldigung erinnern! Vielleicht habe ich sie aber, wie gesagt, verpasst.

Nun möchte ich auf einen zweiten Teil zu sprechen kommen. – Es mag sein, dass in der Empörung rund um die Aussagen von Frau Winter untergeht, dass all das sehr wohl Tradition und System bei der FPÖ hat. Es mag sein, dass man meint, die Aussagen von Frau Winter seien sozusagen eine zugespitzte Bierzeltvariante. Es gibt auch eine – unter Anführungszeichen – Salonvariante, also eine zivilisiertere Art und Weise, dieselben Inhalte zu verpacken und in die Welt zu setzen. Jedenfalls möchte ich Ihnen an dieser Stelle aber jetzt – gerade weil heuer das Gedenkjahr ist – sagen, dass die Art und Weise, wie Sie mit diesem Thema bereits seit Jahren Politik betreiben, zutiefst verantwortungslos ist!

So haben Sie zum Beispiel auch bei der Wienwahl in Ihrer Kampagne den Slogan „Daham statt Islam" propagiert. Ich schlage Ihnen vor, gerade jetzt in diesem Gedenkjahr das Wort „Islam“ durch „Judentum“ zu ersetzen und sich anzuhören, wie das klingt. – Wenn man dann „Daham statt Judentum" hört, dann hat man wahrscheinlich schon eine Vorstellung, wie bedenklich das ist, was Sie hier machen. Dann versteht man vielleicht, was es eigentlich bedeutet, wenn man eine große Gruppe von Menschen – in diesem Fall sind es Österreich-weit 400 000 Menschen –ganz einfach pauschal als jemanden darstellt, der in diesem Land oder in dieser Stadt nichts verloren hat und nicht dazu gehört!

Meine Damen und Herren! In der Art und Weise, wie sie vorgehen, kränken, beleidigen und erreichen Sie nicht nur irgendwelche radikalen Kräfte, die es vielleicht am Rande der islamischen Religion gibt, sondern Sie erreichen damit jeden, und Sie meinen damit auch jeden! Sie wissen genau, dass damit auch Frauen und Kinder gemeint sind, die ganz einfach in diese Religion hineingeboren wurden und sie vielleicht gar nicht praktizieren. Sie wissen, dass Sie damit kollektiv jeden Menschen erreichen und beleidigen, in dessen Pass unter Religionsbekenntnis „Islam" steht. – Ist das wirklich das, was Sie wollen? Ist das wirklich das, worauf Sie aus sind? Wollen Sie uns wirklich sagen, dass all diese Menschen in Österreich nichts verloren haben? Oder wollen Sie damit sagen, dass all diese Menschen sogar in Europa nichts verloren haben? Frau Winter hat sich nämlich auch angemaßt, auch für andere europäische Länder Vorschläge zu machen, wenn sie meint, diese Leute sollen sozusagen hinter das Mittelmeer geschickt werden, wo sie herkommen. Mit ihren Vorschlägen hat sie offenbar den gesamten europäischen Raum in Geiselhaft genommen!

Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist zutiefst abzulehnen und verurteilenswert! So etwas hat überhaupt keinen Platz in Österreichs Politik. Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch an die Kollegen der ÖVP, die noch im Saal sind und uns lauschen, appellieren, auf eigene Kollegen wie etwa Herrn Lhptm Pröll oder auch Herrn Missethon einzuwirken, die auch immer wieder mit sehr grenzwertigen Äußerungen auffallen und sich in diesem Bereich sehr eindeutig positioniert haben, und zwar in einer Art und Weise, die auch immer wieder beleidigend war. (Abg Dkfm Dr Aichinger: Was soll das? – Zwischenruf von Abg Alfred Hoch.)

Herr Hoch! Wenn jemand den Begriff „artfremde Minarette“ in den Mund nimmt, dann meine ich doch, dass so viel Geschichtssensibilität vorhanden sein müsste, dass derjenige erkennt, dass der Ausdruck „artfremd" nicht unbedingt ein Begriff ist, den man im Jahr 2007 verwendet! Ich gehe davon aus, dass man zur Geschichte dieses Begriffs einiges weiß. Wenn das nicht der Fall ist, dann kann man das Ganze aber zumindest bedauern und damit aufhören!

Ich möchte Ihnen nur sagen: Auch Ihnen kann ich ein klein bisschen Verantwortung nicht absprechen! In dem Moment, in dem die ÖVP in diesem Bereich langsam, aber doch mit einstimmt und sich relativ eindeutig positioniert, muss die FPÖ in ihren Wahlkämpfen natürlich versuchen, ihre Schäfchen ins Trockene zu bringen, und sich daher wohl oder übel noch extremerer Zuspitzungen bedienen. – Ich möchte an dieser Stelle davor warnen, dass die Entwicklung in die Richtung geht, dass die ÖVP nach und nach in bestimmte Fußstapfen tritt und bestimmte Bereiche für sich besetzt und die FPÖ folglich noch weiter nach rechts außen rückt und noch extremere Formulierungen bringt! Das sind sehr wohl kommunizierende Gefäße! Ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt! Ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören! Nichtsdestotrotz kann ich Ihnen das von hier aus nicht sparen! Ich fände es wirklich sehr gut, wenn man damit aufhören würde! Es würde uns gut tun!

Ich will mit zwei Feststellungen abschließen. – Meine Damen und Herren! Religionskritik ist etwas Wichtiges und Wertvolles und sollte immer wieder erfolgen, von hier aus, aber auch in der Öffentlichkeit, und zwar nicht nur im Zusammenhang mit dem Islam, sondern im Zusammenhang mit Religionen im Allgemeinen.

Sie fragen sich, warum niemand bereit ist, eine Islamdebatte mit Ihnen zu führen. – Ich werde Ihnen das ganz einfach beantworten: Weil das, was Sie tun, überhaupt nichts mit Religionskritik zu tun hat! Sie greifen lediglich bestimmte Dinge, die es im Islam – wie gesagt – auch gibt, auf, pauschalieren, übertragen das auf alle und betreiben damit schlussendlich sogar rassistische Hetze. Das hat nichts mit Religionskritik zu tun! Und Sie werden in der anderen politischen Landschaft kaum jemand finden, der bereit sein wird, mit Ihnen darüber auf dieser Ebene zu diskutieren!

Ich kann Ihnen an dieser Stelle sagen: Uns GRÜNEN liegt Religionskritik sehr am Herzen, und zwar gerade deshalb, weil wir seit unserer Gründung für die Rechte der Frauen und für die Rechte von Minderheiten, auch von sexuellen Minderheiten, eintreten und bekannt ist, dass Religionen im Allgemeinen – nicht nur der Islam – niemals in der Geschichte eine Speerspitze des Feminismus waren und auch jetzt nicht sind und auch keine Religion, die mir in Österreich wie auch weltweit bekannt ist, in irgendeiner Art und Weise Brauchbares zur Gleichstellung von Lesben und Schwulen zu sagen hat. (Zwischenruf von Abg Dr Franz Ferdinand Wolf.) 

Ja! Es gibt viele Probleme, die im Zusammenhang mit Religionen entstehen, und zwar immer dann, wenn es sich um Länder handelt, in denen große Armut herrscht, es wenig Perspektiven und Bildung gibt und daher die Religion einen immer höheren Stellenwert bekommt. Unter solchen Umständen können sich auch extreme Gruppierungen an den Rändern bilden, die dann sowohl innerhalb ihres eigenen Landes als auch für andere Länder eine Gefahr werden können. All das sind bekannte Phänomene, und sie betreffen nicht nur den Islam.

Ich kann Ihnen sagen: Ich würde darüber hier eines Tages gerne diskutieren, und zwar nicht nur über den Islam, sondern zum Beispiel auch über die Rolle der katholischen Kirche hier in Österreich, etwa im Zusammenhang mit der Frage, die Ehe für Lesben und Schwule endlich einzuführen, damit auch diese Gruppe von Menschen ihr Leben so gestalten kann wie der Rest von uns. Auch würde ich zum Beispiel gerne über die Rolle der katholischen Kirche in Afrika diskutieren, wo Menschen nach wie vor dazu angehalten werden, keine Kondome zu verwenden, obwohl man weiß, dass das ihren sicheren Tod bedeutet!

Insofern kann ich nur sagen: Wenn Sie über Religionskritik und über die Trennung von Staat und Religion hier diskutieren möchten, dann bin ich gerne dazu bereit, aber sicherlich nicht im Zusammenhang mit einer rassistischen Islamdebatte, so wie Sie es ständig probieren!

Und an dieser Stelle muss ich auch festhalten: Wenn Lesben und Schwule hier in Österreich nach wie vor nicht die Möglichkeit haben zu heiraten, dann ist das nicht dem Islam zuzuschreiben, es sei denn, wir würden annehmen, die FPÖ sei islamisch unterwandert und stemmt sich deshalb mit allen Mitteln und aller Kraft dagegen! Ich glaube aber nicht, dass das der Fall ist! Lassen wir also lieber die Kirche im Dorf, wie es so schön heißt! Mischen wir nicht alle Dinge in einen Topf, aus dem dann nur mehr ein grauslicher Eintopf an Vorwürfen, Diffamierungen und Beleidigungen kommt! Das führt ganz einfach zu gar nichts! 

Somit schließe ich ab mit einem Appell. – Wir haben heute einen Antrag eingebracht, der im Landtag auch eine Mehrheit finden wird. Ich bin darauf sehr stolz, weil er eine sehr klare Sprache spricht, nämlich genau die Sprache, die es braucht, um auf die Vorkommnisse von Graz adäquat reagieren zu können. Daher appelliere ich jetzt an all diejenigen unter Ihnen, die noch offen für Prinzipien der Menschlichkeit, des Anstands und auch der Würde in der Gesellschaft sind, die noch keine Scheuklappen tragen und die noch imstande sind, in sich zu gehen und darüber nachzudenken, ob das, was sie tun, wirklich richtig ist. Ich appelliere an diejenigen von Ihnen, die am 8. Mai nicht trauern, keine Nazi-Ehrengräber pflegen und den Anschluss nicht mit dem EU-Beitritt Österreichs vergleichen. Bei Letzteren ist es, glaube ich, sowieso egal, ob ich appelliere oder nicht appelliere. Wir werden uns wahrscheinlich nicht finden. Ich gehe aber davon aus, dass irgendwo in Ihrer Fraktion auch ein paar Menschen sitzen, die nicht so denken, und an diese appelliere ich: Wirken Sie doch auf Ihre Kolleginnen und Kollegen ein, damit sie endlich mit dieser rassistischen Hetze Schluss machen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dipl-Ing Al-Rawi. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Hohes Haus! Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine werten Damen und Herren!

Kollege Stefan wundert sich über den Vergleich, den wir zwischen Antisemitismus und Islamfeindlichkeit ziehen, und er missbraucht dann gleich die Namen einiger namhafter jüdischer Schriftsteller und Schriftstellerinnen wie Broder und Giordano für das angeberische Argument, dass diese auf seiner Seite seien. – Ich möchte dazu sagen: Die Gemeinsamkeiten bei den Klischees, Ressentiments und Vorurteilen sind sehr wohl sehr ähnlich! Niemand Geringerer als Präsident Ariel Muzicant hat im Wiener Wahlkampf gesagt, dass der Wahlkampf der Freiheitlichen in Wien am ehesten mit den Wahlkämpfen der 30er Jahre vergleichbar sei. (Abg Mag Harald Stefan: Mir ist Broder bedeutend lieber als Muzicant!) Man muss nur das Wort „Moslem“ durch das Wort „Jude“ ersetzen und sieht, dass die Methoden auch die gleichen sind!

Auch namhafte Freundinnen und Freunde vertreten diese Auffassung. Eine sehr integre Person wie John Bunzl, der bekanntlich auch einer jüdischen Familie entstammt, hat das ganz toll in einem Artikel im „Standard“ ausgedrückt: Er sagt darin, dass es keinen Sinn hat, über die Motive zu reden. Es genüge nicht, darauf hinzuweisen, dass bestimmte Äußerungen aus wahltaktischen Gründen erfolgen. Das habe man über die antisemitische Demagogie auch gesagt. Und es genüge auch nicht zu bemerken, dass sich dahinter desorientierter sozialer Prostest verberge. Auch das sei aus der Geschichte bekannt. Die Argumente gegen „die Muslime“ seien Rationalisierungen und grobe Verallgemeinerungen und keine Argumente, denen man mit Gegenargumenten begegnen könne. Es handle sich hier eindeutig um „hate speech“ und nicht um „free speech“. Angesichts der Erfahrungen unserer Geschichte sei das, was da passiert sei, ein Skandal. Laut Bunzls Worten handle es sich zudem um eine Selffulfilling Prophecy: Man thematisiere das Ganze, um Unruhen zu provozieren, um nachher beweisen zu können, dass der Islam und Muslime in dieses Land nicht passen.

Wenn Sie sich wundern sollten, warum Ihr Antrag unsere Zustimmung nicht bekommt, dann sage ich Ihnen: Weil Sie haargenau mit diesen Klischees arbeiten! Sie fangen wieder an, alles aufzulisten. Es geht um Dinge, die wir schon hundertmal hier diskutiert haben. Sie listen Menschen auf und behaupten, dass sie vom Verfassungsschutz in Deutschland verfolgt werden, was einfach nicht stimmt. Eine der Damen ist nicht einmal mehr in Österreich! Sie greifen die Islamische Glaubensgemeinschaft in diesem Antrag an, obwohl es einhellige Zustimmung aller Seiten in Österreich zu deren Verhalten in diesem Fall gegeben hat.

Dann argumentieren Sie mit der Trennung von Kirche und Staat, obwohl Sie eigentlich die Partei sind, die immer religiöse Dinge ins politische Leben einführt. Sie wollen uns weismachen, dass all Ihre Behauptungen, Ihre Islamfeindlichkeit und Ihre rassistische Haltung gegenüber Muslimen nur dadurch zu erklären seien, dass Muslime zum Beispiel Ehrenmorde begehen und ähnliche Machtdemonstrationen betreiben. – All das erinnert mich ein bisschen an die Geschichte.

1996 wollte niemand anderer als Ewald Stadler, Ihr damaliger Generalsekretär, das „wehrhafte Christentum“ in das Parteiprogramm einbringen, und er hat das damit begründet, dass er gegen die Islamisierung und für die Rettung des Abendlandes vor dem Morgenland sei.

1999 ließ Westenthaler, der nervös wurde, weil Richie Lugner für den Nationalrat kandidiert hat, mit der tollen Aussage aufhorchen, dass es für freiheitliche Wähler untragbar sei, jemanden zu wählen, der in Wien – und jetzt kommt’s, meine Damen und Herren! – eine Moschee gebaut hat. Das war 1999, als es noch keinen „11. September“ gegeben hat und Sie noch nicht gewusst haben, wie man Bin Laden buchstabiert. Damals gab es noch keine Diskussion über Islamisierung der Weltpolitik, aber auch damals haben Sie schon mit solchen Methoden gearbeitet!

Im Wiener Wahlkampf ging es weiter. Da hieß es „Pummerin statt Muezzin“. Im Nationalratswahlkampf lautete die Parole: „Daham statt Islam“. Westenthaler behauptete, dass man die Gipfelkreuze durch Halbmonde ersetzen werde. (Abg Nurten Yilmaz: Das war wirklich das Beste!) Ja! Das war das Beste, wenn man das auch ein bisschen humoristisch sieht!

In Kärnten forderte Ihr langjähriger Vorsitzender ein Minarett-Verbot, und das in einer Stadt wie Spittal an der Drau, wo 111 Musliminnen und Muslime wohnen! – In ganz Kärnten leben so viele Muslime wie in Berlin in einer einzigen Straße in Kreuzberg! 

Vielen von Ihnen ist wahrscheinlich verborgen geblieben, dass es in Linz zwischen Weihnachten und Silvester eine Aktion gab, bei der auf das Grundstück, auf dem der Bau einer Moschee geplant ist, Schweineköpfe gebracht wurden, und zwar in der blöden Annahmen, dass dadurch das Grundstück verunreinigt ist und die Muslime deswegen dort keine Moschee bauen!

Wenn Sie von Gewalt reden und in Ihrem Antrag sagen, dass der Anschlag auf ein Lokal der muslimischen Jugend auf einen innerislamischen Konflikt zurückzuführen sei, dann frage ich Sie: Was sagen Sie zu den Schändungen des islamischen Friedhofs? Wo bleiben da Ihre Verurteilungen?

Noch dazu reden Sie jetzt von Drohbotschaften. – Ist Ihnen eigentlich entgangen, dass mein Name dort auch genannt ist? Ist Ihnen entgangen, dass ich genauso Mordanrufe und Mails mit Drohungen und Beschimpfungen bekomme? Wissen Sie, dass einer dieser Aggressoren auch ausgeforscht und mittlerweile zu neun Monaten bedingter Haft verurteilt wurde? (Abg Mag Harald Stefan: Wer war das? Wann war das?) Das war vor einem Monat! Ich kann die Person nur zuordnen: Es war ein österreichischer Staatsbürger, autochthon wie Sie! Er hat keine muslimischen Vorfahren und auch keinen muslimischen Namen! Man hat das auch damit begründet ... (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Meine Herren! Ich habe mich wirklich bemüht, heute dazu beizutragen, dass diese Diskussion hier in einem guten Klima und in einer angenehmen Atmosphäre verläuft und nicht wieder eine hetzerische Steigerung erfährt! Wir haben uns all Ihre Argumente angehört. Nehmen Sie sich das zu Herzen und hören Sie doch auch einmal darauf, was die anderen sagen! Ich meine jetzt vor allem auch Sie, Herr Stefan! Sie wollten ja auch, dass ich auf Ihre Argumente eingehe!

Im Hinblick auf die Behauptungen von StR Herzog, der jetzt nicht einmal da ist, weil ihn offenbar nicht interessiert, was da zu sagen ist, müsste man heute eine Religionsstunde im Wiener Landtag abhalten, um wirklich im Detail darauf eingehen zu können. Aber dann würde es gleich wieder heißen, dass die Trennung von Politik und Religion in dieser Stadt nicht eingehalten wird!

Ich möchte wirklich ausdrücklich die tollen Reaktionen loben, die es seitens aller kirchlichen und fast aller politischen Lager gegeben hat! Wir haben tolle Solidarisierungs-Mails bekommen!

Sie haben bei Ihrer Hetze viel gesagt, heute wurde schon alles Mögliche erwähnt, etwa auch der Vergleich mit dem Tsunami, der Tod und Schrecken bringt. – Ich meine, es ist ein Skandal, mit Muslimen so zu agieren! Etwas untergegangen dabei ist, dass sich auch die Epileptiker in Österreich von Ihnen beleidigt fühlen. Auch diese Gruppe hat Sie aufgerufen, sich zu entschuldigen. Sich über Krankheiten anderer lustig zu machen, ist nämlich auch nicht die feine Art! 

Nur ganz kurz, damit das nicht im Raum stehen bleibt: Gudrun Harrer hat in einem Kommentar im „Standard“ unter dem Titel „Griff in die Mottenkiste“ den Rat gegeben, sich nicht auf Diskussionen über das Alter der Frau des Propheten einzulassen. Damit dann aber keine tatsächliche Berichtigung gemacht werden muss, sage ich jetzt: Die Behauptung betreffend das Alter von sechs Jahren stimmt einfach nicht! Das ist eine Aussage, aber es gibt auch andere Aussagen, in denen von 16 bis 20 Jahren die Rede ist. Nehmen Sie das zur Kenntnis, wenn die Muslime das sagen und beharren Sie nicht einfach auf Rechtsquellen, die Sie hier zitieren! 

Angeblich stammt die beste Rechtsquelle, die Sie hier zitieren, laut Eigendefinition vom Katholischen Akademikerbund. Es ist aber einfach nicht richtig, wenn aus Büchern von Bukhari und Muslim zitiert und behauptet wird, dass diese Bücher als unangefochtene Heiligtümer gelten. Dabei geht es auch um die Überlieferer und ob die Menschen, deren Aussagen zitiert werden, als integer anerkannt werden, und Muslim, der Schüler des Bukhari war, hat etliche der Tradanten, die Buchari als inter sah, selber als nicht zitierungsfähig anerkannt. Es sind also schon diese zwei, die Sie als unfehlbar zitieren, nicht ganz miteinander d’accord gegangen, daher brauchen Sie uns heute nicht mit solchen G’schichterln kommen!

Auch die Behauptung, dass man die Auffassung vertrete, dass die Frau unrein sei, ist ein Schmarr’n! Nur weil das irgendein Islamophober wie Sie in einem Artikel im „Standard“ bringt, kann man das doch nicht einfach zitieren und sagen: Das ist die Meinung der muslimischen Männer in diesem Land! Das ist einfach nicht richtig! Im Gegenteil! Wenn Sie sich mit der Geschichte befassen, dann werden Sie sehen, dass im Islam der Frau die Rechtssubjektivität zuerkannt wurde. Sie hatte Rechte wie das Erbrecht, das Scheidungsrecht und demokratische Rechte, die in Europa erst im vorigen Jahrhundert anerkannt wurden beziehungsweise teilweise noch nicht einmal fünfzig Jahre alt sind.

Jetzt auch noch schnell zum Begriff „europäischer Islam“. – Jawohl! Muslime leben in Europa, und diese sind mit anderen Herausforderungen konfrontiert. Es entwickelt sich ein Islam der europäischen Prägung, und man wird sich mit den Herausforderungen der Muslime in Europa beschäftigen müssen. Aber es wird in Europa sicherlich nicht einen vorherrschenden, von nicht Muslimen diktierten Islam geben, wie sich das manche Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei vielleicht vorstellen oder glauben machen wollen. Religion bleibt immer noch ein autonomes Recht der jeweiligen Glaubensgemeinschaften, und Nichteinmischung und Trennung von Religion und Politik bedeutet ja nicht nur, dass Religionsgemeinschaften sich nicht in die Politik einmischen, sondern es heißt auch, dass sich die politischen Parteien nicht in religiöse Angelegenheiten einmischen. Letzteres tun Sie aber ständig, nicht zuletzt auch mit Ihrem Versuch, über einen Gesetzesantrag im Nationalrat das Schächten von Tieren zu verbieten, um der jüdischen und muslimischen Bevölkerung in Österreich eins auszuwischen!

Bei der Frage betreffend die Rolle der Frau im Islam bleibt Ihnen anscheinend verborgen, dass die Sprecherin der Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich eine Frau ist. Das heißt, das Gesicht, das der Islam in Österreich in den Medien, im Fernsehen, im Radio und in der Zeitung, hat, ist das Gesicht einer Frau, und das im Gegensatz zu allen anderen Religionsgemeinschaften. Ich kann mich noch erinnern, dass Terezija Stoisits bei einer Anhörung im Parlament, als sich die Religionsgemeinschaften zur Hereinnahme eines Passus betreffend Gott in die Präambel der Verfassung äußerten und alle Religionsgemeinschaften von Männern vertreten wurden, ihre Freude darüber kundgetan hat, dass als Einzige die Islamische Glaubensgemeinschaft von einer Frau vertreten war.

Nun noch ein paar Worte zu Kollegin Vassilakou betreffend Religionskritik: Jawohl! Religionskritik gab es und muss es geben. Dabei ist es aber sehr wichtig, dass die Religionskritik, wie es auch Robert Misik formuliert hat, vorwiegend aus den eigenen Reihen kommt. Man kann nicht zum Beispiel die Frauenrechte oder die Menschenrechte nur dann entdecken, wenn es um die Muslime geht. Da muss man schon mit mehr Sensibilität agieren!

Kollege Stefan! Die Aussagen von Winter waren nicht nur unsensibel, sie waren falsch, hetzerisch und zutiefst beleidigend! Sie haben den Ruf Österreichs aufs Spiel gesetzt! Damit wird die Stellung Österreichs international wirklich ins Zwielicht gebracht! (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten der GRÜNEN.)

Vor ein paar Tagen fanden in Dubai Wien-Tage statt. Wien verdient gerade am Tourismus aus den arabischen Ländern wahnsinnig viel. Wir verbuchen in diesem Zusammenhang an die 330 000 Übernachtungen pro Jahr. Die Fluglinie des Emirates fliegt zweimal am Tag und ist voll gebucht. Da kommen zahlungskräftige Touristen und Touristinnen zu uns! Was sollen sie sich von einem Land denken, in dem sie dann Plakate mit Aufschriften wie „Daham statt Islam!“ sehen und Beschimpfungen ihres Propheten hören?

Gestern hat man im „Standard“ gesehen, wie die Botschafter der arabischen Staaten dem Herrn Bundespräsidenten für seine Haltung in dieser Sache gedankt haben.

In meinem letzten Appell richte ich mich auch an die Kollegen von der ÖVP, und ich meine das jetzt wirklich nicht polemisch und will das Ganze jetzt nicht auch noch steigern. Ich bitte Sie nur, die Sache auch in Ihren Reihen zu überdenken! Die jetzigen Verurteilungen kamen eindeutig und klar auch von Außenministerin Plassnik, von Molterer und auch von Ihnen selbst. 

Ich meine, man sollte wirklich ein bisschen in sich hinein gehen und nachdenken, ob man in Zukunft etwa bei Aktionen wie in der Brigittenau, die von den Freiheitlichen unterstützt werden, mitmachen sollte! Man sollte überlegen, ob man Ausdrücke wie „artfremd“ wirklich verwenden beziehungsweise ähnliche Aussagen, zum Beispiel von Herrn Missethon, die es immer wieder gibt, wirklich unterstützen sollte!

Ich meine es wirklich ehrlich: Man sollte in sich gehen und ein bisschen nachdenken, ob eine Tendenz in diese Richtung für das Zusammenleben in Österreich wirklich wünschenswert ist. – Es wird uns immer wieder vorgeworfen, dass wir alles schönreden und zu allem gute Stimmung machen. Die Reaktionen auf unser Verhalten in diesem Fall zeigen uns aber wieder einmal, dass das der richtige Weg war!

Welche Unterschiede gab es zwischen Österreich und Dänemark? – Die Muslime hier haben besonnener reagiert und haben sich nicht von einer drittklassigen Politikerin provozieren lassen. Sie haben sich als aufrechte österreichischer Staatsbürgerinnen und Staatsbürger gezeigt, indem sie ihr Land nicht im Ausland vernadert haben, indem sie nicht herumgelaufen sind und andere Botschaften oder Medien in der arabischen und islamischen Welt gegen Österreich aufgehetzt haben. Aber auch Österreich hat anders reagiert: Lhptm Voves hat sich gleich am nächsten Tag entschuldigt, obwohl er das nicht musste, die Repräsentanzen der Politik und der Glaubensgemeinschaften haben entsprechend darauf reagiert, und dadurch konnten wir diese Situation wirklich phantastisch meistern.

Auch das Erzeugen von guter Stimmung bewirkt viel, und zwar auch in der Wirtschaft. Wenn wir heute die Wirtschaft madig reden, dann machen wir alles schlecht, wenn wir heute aber eine gute Stimmung verbreiten, dann hilft das, Lösungen zu finden, auch wenn es Probleme gibt. – Das Problem ist, dass Sie nur mit der negativen Methode agieren: Gestern Abend, als ich nach Hause fuhr und Radio hörte, war ich schockiert, als ich feststellen musste, dass ein Meidlinger Mandatar betreffend Kabelwerk Stimmung gegen die Vermietung von 20 Wohnungen an den Verein Ute Bock gemacht hat. Das ist ein Vorzeigeobjekt in Wien! Alle, die dort einziehen, freuen sich auf ihre neuen Wohnungen und auf ihre neue Umgebung. Ich gehe dort jeden Tag mit meinen Kindern spazieren: Das ist wirklich ein wunderschönes, gelungenes Projekt, bei dem es eine Mischung von Alter, Jugend, Pensionistenheimen, Studentenheimen, Wohnungen, Kultur und Hotellerie geben wird. Und Sie fangen an, von 20 Asylwerberwohnungen in einem Haus mit einem Swimmingpool am Dach zu reden! Sie hetzen wieder mit der gleichen Methode, diesfalls gegen Menschen mit schwarzer Hautfarbe. Was erreichen Sie damit? – Sie erreichen damit, dass die Menschen dort verunsichert sind und dass sie plötzlich Angst haben.

Hören Sie auf mit dieser miesen Stimmungsmache! Schauen Sie einmal in die Zukunft, kommen Sie heraus, reisen Sie, öffnen Sie Ihre Herzen und Ihre Scheuklappen ein bisschen! Dann werden Sie sich im Leben viel leichter tun! – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich komme jetzt kurz zum eigentlichen Inhalt des Tagesordnungspunktes, nämlich zum Stabilitätspakt, zurück: Man hat sich dazu heute eine breite Diskussion gewünscht. – Für die SPÖ ist es vielleicht gar nicht so unangenehm, dass sie sich nicht intensiv und ausschließlich mit diesem Punkt beschäftigen muss, denn sie trägt ja sowohl auf Bundes‑ als auch auf Landesebene die Verantwortung für viele durchaus auch negative Auswirkungen des Stabilitätspakts für die Bürger in vielen Bereichen. Wir haben heute etwa schon den Bereich der Pflege angesprochen. Ich denke aber auch daran, dass viele Mittel im Bereich der Sicherheit fehlen.

Es hätten heute also auch die negativen Auswirkungen des Stabilitätspaktes besprochen werden sollen. Stattdessen gibt es eine breite Diskussion zu etwas, was Vertreter Ihrer Seite einerseits als Schauspiel und Provinzposse bezeichnet haben, was Sie andererseits aber zu einem Megaskandal hochstilisieren. Herr StR Herzog hat schon gesagt, dass wir gewisse Äußerungen nicht genauso treffen würden. Allerdings ist auch klar, dass es Ihnen sehr unangenehm ist, dass plötzlich eine Diskussion ausgebrochen ist, die man auch in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Stabilitätspakt sehen kann. Ich meine jetzt vor allem den Gedanken der Solidarität innerhalb des Finanzgefüges und somit auch innerhalb der Gesellschaft.

Ich bleibe jetzt im Zusammenhang mit dem Thema Solidarität, Gemeinschaft und Zusammenhalt ganz bewusst bei der österreichischen Gesellschaft. Ich meine, dass wir die Tatsache, dass diese Solidarität in unserem Land in vielen Bereichen bedroht ist, durchaus zu diskutieren haben.

Eine Bedrohung für Solidarität und Zusammenhalt der Gesellschaft stellt zweifellos die von Ihnen zu verantwortende unkontrollierte und zügellose Zuwanderung nach Österreich in den letzten 20 Jahren dar. Da haben wir sehr wohl Probleme bei der Einhaltung von Werten und Normen unserer Gesellschaft. Und dabei gibt es natürlich auch einen Zusammenhang mit einer ganz bestimmten Religion, nämlich mit dem heute oft zitierten Islam. Ich gehe jetzt gar nicht auf die religiöse Seite ein. Ich meine nämlich, dass der Islam oftmals weit über den Bereich des Glaubens, der Religion und der Abwicklung religiöser Rituale hinaus geht. Wir haben uns damit zu beschäftigen, dass es sehr wohl auch entsprechende Einwirkungen auf unsere Gesellschaft und unser Rechtssystem gibt.

Das ist im Zuge dieser Diskussion auch herausgekommen: Es geht sicherlich nicht an, dass es Redeverbote gibt! Sie wenden immer wieder die drei „V“ an, nämlich Verdrängen, Vertuschen und Verschweigen, und es darf nur über das diskutiert werden, was Sie zulassen.

Ich komme gleich zu einem ganz wesentlichen Punkt, der heute schon von einer Vorrednerin angesprochen wurde, im Zusammenhang mit welchem wir das Ganze noch aus einer völlig anderen Perspektive sehen: Ich spreche jetzt von der Position der Frauen und vom Phänomen der Zwangsverheiratungen, die auf europäischem und ganz speziell auf österreichischem oder auf Wiener Boden stattfinden. 

Dabei ist ganz interessant zu beleuchten, wie man das Problem 2004 und 2005 gesehen hat und angegangen ist. Damals wurde öffentlich ganz eindeutig davon gesprochen, dass die Zwangsehen – verkürzt gesagt – ein Integrationsproblem der Zuwanderer sind. Wenn wir uns jetzt aber die veröffentlichten Stellungnahmen zum gleichen Problem ansehen, dann zeigt sich, dass das Ganze plötzlich in einer etwas verwässerten Form dargestellt und zu einem Gewaltproblem verändert wird. – Sicherlich ist Gewalt ein Teil des Problems, es wird jedoch genau das Problem der Zwangsehe aus dem Bereich wegdiskutiert, wo es anzusiedeln ist, und selbstverständlich ist das im Zusammenhang mit gesellschaftlichen Wertevorstellungen, aber auch mit Rechtsvorstellungen bestimmter kultureller Gruppen zu sehen.

Wenn wir uns ansehen, wie heute mit dem Problem in Wien umgegangen wird, dann muss ich sagen: Es gibt nachweislich minderjährige Opfer, es gibt aber auch erwachsene Opfer, und es ist für uns überhaupt keine Frage, dass man sich mit den Opfern beschäftigt. Wir lehnen aber die Art und Weise ab, wie das jetzt hier gehandhabt wird, dass man als einzige Maßnahmen Betreuungseinrichtungen schafft und versucht, die Leute dort unterzubringen, und andererseits die sofortige Verleihung der Staatsbürgerschaft als große Hilfe für die Betroffenen bezeichnet. Das weise ich ganz heftig als zweckdienliche Maßnahme zurück! Denn was das nach sich zieht, sehr geehrte Damen und Herren, möchte ich hier gar nicht im Detail darlegen! Klar ist jedoch, dass das, wenn man das in letzter Konsequenz betrachtet, die Aufforderung zu einem weiteren Zuzug ist!

Wenn man schaut, welche Maßnahmen von Frauen gefordert werden, die aus diesem Kulturkreis stammen, aber die Phänomene der Zwangsehe und Unterdrückung der Frau anprangern, dann sieht man, dass etwa im Bereich der Bundesrepublik Deutschland, wo es weitaus weniger Redeverbote oder Denkverbote gibt, als sie uns hier auferlegt werden, etwa mit der Anhebung des Heiratsalters oder des Einbürgerungsalters sehr wohl Maßnahmen angedacht sind, die sich genau auf das beziehen, was tatsächlich stattfindet. Es geht ja nicht nur darum, dass wir hier einem Rechtsbruch begegnen. Wenn Sie nämlich weiter denken, dann sehen Sie, dass etwa durch die sofortige Verleihung der Staatsbürgerschaft für Betroffene eine Aufweichung unserer Gesetze erfolgt. Sie geben damit sozusagen noch ein Goodie für einen Rechtsbruch, und das darf wohl nicht sein!

Vollkommen fehlt bei dieser Diskussion vor allem auch die Befassung mit den Verursachern beziehungsweise – nachdem das ja ein Rechtsbruch ist – mit den Tätern. Diese Diskussion führen Sie nicht, denn diese ist unangenehm und da sehen Sie sich einer sehr harten Front gegenüber. Davon bin ich felsenfest überzeugt. Ich habe noch nie vernommen, dass Sie darüber geredet hätten, was mit den in erster Linie männlichen Anverwandten geschieht, die diese Ehen anbahnen und den Vollzug dieser Ehen organisieren.

Unsere klare Antwort darauf lautet: Es soll fraglos eine Betreuung der Opfer geben. Sie müssen es aber endlich aussprechen und vor allem den Angehörigen der Gruppen, die für ein solches System stehen, klarmachen, dass Zwangsehen hier bei uns nichts verloren haben und die Zwangsehe unserem Recht widerspricht. Setzen Sie endlich Taten und zeigen Sie, dass ein Zuwiderhandeln auch Konsequenzen hat! Mit Betreuung allein beziehungsweise mit der Behandlung der Staatsbürgerschaft als Schleuderartikel werden Sie diesem Phänomen nämlich sicherlich nicht begegnen können, sondern – im Gegenteil! – die Zahl der Vergehen noch hinaufsetzen. 

Wenn wir uns etwa die Zahl der zu betreuenden Opfer anschauen, dann müssen wir feststellen – und das hat auch die zuständige Stadträtin selbst gesagt –, dass wir es hier nur mit der Spitze des Eisbergs zu tun haben. Die Dunkelziffer ist auf diesem Gebiet extrem hoch. Viele Frauen kommen überhaupt gar nicht dazu, sich zu äußern, diesen Tatbestand zur Anzeige zu bringen oder sich in die Hände einer Betreuungseinrichtung zu begeben, weil sie zu Hause eingesperrt sind.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ein solches System, in dem so etwas nach wie vor stattfindet, ohne dass entsprechende auch rechtliche Konsequenzen gezogen werden, kann man nicht ganz einfach schönreden oder gedanklich verdrängen! Man kann ein solches System, in dem den Werten und Rechten, die hierzulande normiert sind, zuwidergehandelt wird, nicht billigen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Selbstverständlich haben die religiösen Vorstellungen dieses Systems Auswirkungen auf vieles, was hier heutzutage an der Tagesordnung ist. Ich spreche jetzt von ganz normalen Bereichen des täglichen Lebens wie etwa dem Sportunterricht in der Schule. Und dadurch, dass da auch unsere Kinder und Jugendlichen und auch unsere Lehrerschaft miteinbezogen sind, hat das nicht mehr nur mit der Religion einer bestimmten Gruppe zu tun. Es ist in keinster Weise anzuerkennen, dass es eine Gruppe gibt, die hier lebt und alles in Anspruch nimmt, aber behaupten kann, dass sie zum Beispiel mit Koedukation nichts am Hut hat und deren Mädchen sozusagen in eigenen Gefilden erzogen werden müssen und dass sie daher gemeinsames Spiel und vor allem gemeinsamen Schwimm- oder Turnunterricht von Mädchen und Buben im Volksschulalter nicht akzeptiert. – Das ist wirklich finsteres Mittelalter, und wir meinen, dass man sich von solchen Vorstellungen, wenn man hier leben will, wirklich trennen muss! (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Hinblick auf die gleichwertige Stellung der Frau gibt es noch weitere massive Probleme. Auch hier hat man den Lehrern, die sich beschweren wollten, einen Maulkorberlass erteilt. Weibliche Lehrer werden nämlich von muslimischen Knaben aber auch von deren Eltern nicht anerkannt. Ihre Autorität oder ihre Stellung wird ganz einfach nicht anerkannt, und für die betroffenen Personen wird das Unterrichten irgendwann einmal zur Qual, was sich in weiterer Folge nicht nur auf die Betroffenen, sondern auf alle Schüler auswirkt. Ich meine, auch das muss man deutlich machen: Das geht ganz einfach nicht! Selbstverständlich sind Frauen in jeder Position anzuerkennen!

Und wenn Sie dann etwa mit Quoten kommen, dann sage ich Ihnen: Darum geht es doch überhaupt nicht! Es geht nicht darum, wie hoch der Anteil einer politischen Fraktion ist. Ich möchte jetzt auch nicht den Gegensatz von Islam und katholischer Kirche diskutieren, denn ich glaube, das hat hier überhaupt nichts verloren! Was wir hier diskutieren müssen, sind die Auswirkungen auf unser Rechtssystem und auf unser Gesellschaftssystem. Und da darf man sehr wohl einiges in Frage stellen!

Wenn vor allem die Fraktion der Grünen, die selbst ernannte Hüterin der Moral in diesem Lande, bestimmen will, was gut und böse ist, wer was sagen darf und wer mit wem Politik machen darf und Redeverbote oder Ähnliches erteilen will, hier jedoch alle Regeln missachtet und tut, was sie will, und ihre Hully-Gully-Geschichten treibt, dann sage ich: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sind als oberste Hüter der Moral in diesem Lande gänzlich unglaubwürdig! Sie werden uns mit Sicherheit kein Redeverbot und kein Denkverbot erteilen können! Wir Wiener Freiheitliche werden unsere Politik mit Sicherheit so weiter betreiben, denn wir haben uns nichts vorzuwerfen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn Sie mit Verdrehungen und einem Vermischen von Äpfeln und Birnen aus Geschichte, Religion und Wahlkampfereignissen kommen, dann muss man wirklich sagen: Das Ganze ist höchst unglaubwürdig. Lernen Sie doch einmal, dass wir in erster Linie hier in Österreich leben! Lernen Sie doch überhaupt einmal, unser Land zu schätzen! Lernen Sie doch einmal, dass jemand, der seine Heimat und seine kulturellen Traditionen und Werte schätzt, kein Mensch ist, der Scheiße im Hirn hat! Wir bringen heute auch einen entsprechenden Antrag ein, dass solche Aussagen, wie wir sie hier oft genug diskutiert haben, wirklich kein Mittel der Politik in diesem Lande und in dieser Stadt sein dürfen. – Ich darf den entsprechenden Antrag einbringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wer nicht bereit ist, unser Rechtssystem und unser Wertesystem anzuerkennen, hat hier nichts verloren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Jung. Ich erteile es ihm. (Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.) 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Keine Sorge, Herr Kollege! Ich werde mich sehr intensiv mit den Vorrednern befassen, nachdem jetzt wirklich eine Möglichkeit zum Dialog besteht.

Ich fange mit Frau Kollegin Korun an, die sich vor allem über die verbale Gewalt, die bei der Sprache beginnt, ausgelassen hat. – Sie ist jetzt leider nicht da, aber vielleicht hat sie einmal Zeit, das im Protokoll nachzulesen! Es sind außerdem andere Grüne da.

Ich darf Sie an Kraftausdrücke aus dem Bereich der grünen Jugend beziehungsweise aus Ihrem Umfeld erinnern. Nicht sehr weit zurück datieren das berühmte Sackerl beziehungsweise das berüchtigte Flaggerl. Und eine Aufschrift „Scheiße im Hirn. Heimat im Herzen“ ist ja wohl auch eine gewisse Form von verbaler Gewalt. Und damit ist es ja noch nicht getan. (Zwischenruf von Abg Ernst Nevrivy.) Finden Sie das lustig oder richtig, Herr Kollege? (Zwischenrufe von der SPÖ.) Ist das keine verbale Gewalt? (Zwischenruf von Abg Inge Zankl.) Jetzt frage ich Sie: Finden Sie es richtig, Frau Kollegin, dass behauptet wird, dass derjenige, der die Heimat Österreich im Herzen trägt, Scheiße im Hirn hat? Wenn Sie das richtig finden, dann tun Sie mir leid, Frau Kollegin! Dann tun Sie mir sehr leid! Eigentlich sollten Sie sich genieren, wenn Sie solche Positionen verteidigen, das kann ich Ihnen schon sagen! (Beifall bei der FPÖ.)

Was sagen Sie dazu, wenn die grüne Jugend auf ihrer Homepage dazu auffordert, die Feierlichkeiten zum 26. Oktober zu stören, und fordert, dass die Alliierten Österreich wieder besetzen sollen, weil die Republik angeblich dem Staatsvertrag nicht nachkommt? Die Feiern zum Staatsfeiertag sollen mit Gewalt gestört werden: Ist Ihnen die Republik so wurscht, Herr Kollege? Ist das so lustig, wenn man sagt, dass die Feiern gestört werden sollen? (Zwischenrufe von den GRÜNEN.) Na eben! Gut! Das ist in Ordnung! Ich finde aber jedenfalls, dass das nicht sehr lustig ist!

Daher empfinde ich es als sehr seltsam, wenn gerade von Ihnen Kritik an verbaler Gewalt kommt! Und ich kann das noch weiter fortführen: Ihnen nicht fern stehende Gruppierungen haben vor nicht allzu langer Zeit anlässlich der immer wieder durch Sie gestörten friedlichen Kundgebungen auf der Universitätsrampe dazu aufgefordert, gewisse Leute aus der Universität zu entfernen, und zwar, wenn es sein muss, auch mit nicht ganz freundlichen Mitteln. Sie haben dazu Bilder von den Leuten ins Internet gestellt und haben die Kommilitonen aufgefordert, diese Leute zu entfernen. Ist das Ihre Form von Diskussion? Ist das Ihre Form von Meinungsfreiheit, meine Damen und Herren von den Grünen? – Ich kann mir nicht vorstellen, dass das wirklich so ist! Und das ist auch nicht lustig! (Zwischenruf von StR David Ellensohn.) Das ist nicht einmal halblustig, Herr Kollege! Das kann ich Ihnen sagen! Wenn Sie beginnen, Menschen vogelfrei ... (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch.)

Habe ich das jemals für richtig gehalten? Ich halte das nicht für richtig! Ich halte das sowohl taktisch als auch menschlich für falsch! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wie war das mit den Schafen?) Herr Kollege! Ich bin nicht der Bischof beziehungsweise der Kardinal, dass mich Kollege Busek gleich mit Ohrfeigen bedroht, wenn ich nicht zu allem, was Sie möchten, irgendein Dementi abgebe! So schaut’s aus. (Weitere Zwischenrufe von den GRÜNEN.) Das habe ich Ihnen gerade gesagt, und es ist damit Genüge getan, Herr Kollege!

Aber dort wird zu Gewalt aufgefordert, und zwar bei Veranstaltungen der Republik und gegenüber Besuchern der Hochschule. Und es wird zu Gewalt auch in vielen anderen Bereichen aufgefordert. Und das wird auch umgesetzt! Es gab nicht nur einen beziehungsweise nicht nur zwei oder drei Anschläge gegen freiheitliche Heime. Wir alle kennen die Gewalt des Schwarzen Blocks und der Herrschaften aus dem Kirchweger-Haus, die Sie immer wieder gegenüber Wahlveranstaltungen der Freiheitlichen Partei verteidigen! Haben Sie sich davon distanziert? Haben Sie sich von den Gewalttätern in Graz distanziert, Herr Kollege? – Nein! Wo bleibt denn da Ihre Distanzierung, Herr Kollege? Das ist doch scheinheilig! Von mir fordern Sie das ein, obwohl ich klar Stellung genommen habe. (Zwischenrufe von den Grünen.) Von Ihnen habe ich aber noch gar nichts dazu gehört! (Beifall bei der FPÖ.)

Selbst bei Veranstaltungen, die mit Politik gar nichts zu tun haben, beginnen Sie, zu Gewalt aufzurufen. Es gibt da eine ganz neue, aktuelle Geschichte: Sie fordern die Untersagung einer Ballveranstaltung in der Hofburg sowie das Verbot der Burschenschaften, und Sie fordern, dass Leuten ihre akademischen Titel aberkannt werden, weil sie Angehörige einer Verbindung sind! Ja, wo sind wir denn, meine Damen und Herren?

Sie fordern ja wirklich Menschenverfolgung! Und das stammt nicht von irgendjemandem, sondern von der grünen Pressesprecherin Antonia Wolf! Das ist die Realität, und daher ist es wirklich scheinheilig, Herr Kollege, wenn Sie anderen Ähnliches vorwerfen! Ich kenne diese Gewalttätigkeiten zur Genüge, auch aus meinem Bezirk, und zwar und nicht nur von Schmierereien, sondern in Form von Anzünden von Schildern bis zum Schmieren vor meine Tür „FPÖ, wir kriegen euch!", also in Form direkter Bedrohungen. Wir kennen das zur Genüge! Wo bleiben da Ihre Distanzierungen, Herr Kollege? Jetzt schauen Sie krampfhaft in den Computer! (Zwischenrufe von den GRÜNEN.)

Frau Kollegin Vassilakou meint, es sei falsch, wenn von kleinen Gruppen auf alle geschlossen wird. – Da haben Sie recht! Aber wie ist das denn mit den Verallgemeinerungen gerade bei den Korporationen, gerade bei Burschenschaften? Sie sind doch die Ersten, die dauernd verallgemeinern und die gleich die Allgemeinheit verurteilen, ohne auf die Sache einzugehen! Es gibt auch da schwarze Schafe, keine Frage, und die werden gerichtlich belangt. Allerdings haben Ihre allgemeinen Verurteilungen, bloß weil jemand ein bestimmtes Bekenntnis an den Tag legt, mit Demokratie absolut gar nichts zu tun! 

Etwas muss man aber auch sagen, wenn man von kleinen Gruppen aufs Ganze schließt: Wenn in Straftäterstatistiken 40 bis 50 Prozent der Einsitzenden aus bestimmten Gruppierungen kommen beziehungsweise 80 Prozent der Delikte, zum Beispiel beim Taschendiebstahl, bestehenden Gruppierungen zuzuordnen sind, dann handelt es sich, wenn man bestimmte Konklusionen zieht, nicht um Hetze, sondern um rein logische Schlüsse. Es mögen Stereotype sein, aber solche Stereotype helfen uns im praktischen Leben. Es geht ja gar nicht anders, denn man kann nicht jeden Einzelnen beurteilen. Wenn man einmal gebissen wurde, dann ist man halt vorsichtig gegenüber einer bestimmten Hundeart. Und genauso ist es hier: Sie werden Vorsicht üben müssen, weil Sie Ihren eigenen Bürgern angesichts der ausufernden Kriminalität, der wir heute ausgesetzt sind, verpflichtet sind. 

Wenn es jetzt heißt, dass dem Islamismus beziehungsweise dem radikalen Islam unberechtigter Weise und religionsstörender Weise vorgeworfen wird, dass es im Zusammenhang mit diesem zu Gewalttätigkeiten kommt, dann kann ich nur sagen: Dass es sich so verhält, ist doch allgemein bekannt! – Ich bringe Ihnen zwei Beispiele aus der Zeitschrift „Öffentliche Sicherheit" über die letzten Sicherheitstage 2007.

Einerseits wird der Präsident des deutschen Bundeskriminalamtes zitiert, der über Anschlagsversuche von Islamisten in Deutschland berichtete, die von der Polizei verhindert werden konnten. Er sagt, dass die Wirkung der Bomben beim letzten Anschlag jene der Anschläge von Madrid und London weit übertroffen hätte. Wissen Sie, wie viele Tote es damals gegeben hat? Diese Anschläge wurden glücklicherweise verhindert, aber wären sie geglückt, dann hätte es hunderte Tote gegeben. – Wörtlich: „Es handelte sich dabei um den siebenten Anschlag, der seit dem Jahr 2000 in Deutschland verhindert werden konnte. Derzeit laufen in Deutschland rund 230 Ermittlungsverfahren mit Bezügen zu islamistischen Gruppierungen, 110 davon werden im BKA geführt. Neu seien die Kombination von Islamisten und Konvertiten und die Verflechtung mit ausländischen Organisationen.“ – So weit der Chef des BKA.

Und damit Sie nicht sagen, das sei zu weit herbeigeholt, zitiere ich auch den Chef des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Dr Polli, der wörtlich auf dieser Tagung sagte: „Der Dschihad hat auch Österreich erreicht. Der Bedrohungsabstand zu den anderen europäischen Staaten hat sich wesentlich verringert.“ – Soweit der Chef des Bundesamtes für Verfassungsschutz. Das ist keine Panikmacherei und kein Zuordnen zu einzelnen Gruppierungen, sondern hier wird von den Verantwortlichen mit großer Besorgnis ganz deutlich vor dem Islamismus – ich sage „Islamismus“ und nicht „Islam“ – gewarnt. Das ist Faktum, meine Damen und Herren!

Nun zum Kollegen Al-Rawi, der das wehrhafte Christentum des Ex-Kollegen Stadler zitiert hat. Es stimmt schon: Der hat einen extrem konservativen Katholizismus vertreten, allerdings nicht so radikal, dass er zum Kampf mit Bomben aufgerufen hätte. – Ich habe das nie vertreten. Ich bin Angehöriger keiner Glaubensgemeinschaft, Herr Kollege! Ich glaube weder, dass Erzengel Gabriel Mohammed den Koran diktiert hat, denn dieser konnte zumindest nach einigen islamischen Quellen anfangs nicht schreiben, noch dass Moses mit den beiden Tafeln vom Berg Sinai herunter gestiegen ist. Ich hoffe, Sie gestatten mir das! Aber ich bin ja auch kein Anhänger des wehrhaften Christentums.

Sie haben auch die Anschläge auf den islamischen Friedhof angeführt. – Ich habe Ihnen gesagt, dass es solche Anschläge uns gegenüber genauso gegeben hat. In beiden Fällen wurden die Hintermänner nicht aufgedeckt, aber ich behaupte jedenfalls nicht, dass sie unbedingt Ihrem Umfeld zuzurechnen sind, im Gegensatz zu der Art und Weise, wie Sie über dieses Problem gesprochen haben. 

Nächster Punkt: Sie haben Al Bukhari und Muslim und den Hadith angesprochen. – Sie haben von diesen in abschwächender Form geredet. Wenn Sie ehrlich sein wollen und zumindest in der übersetzten muslimischen Literatur nachschauen, dann wissen Sie, dass diese beiden zu den höchst angesehenen Schriftstellern des Islam gehören. Schauen Sie nach: Hadith bedeutet religiöse Mitteilung oder Bericht. In ihrer Zusammenfassung bilden sie die Sunna und nach dem Koran die zweite Quelle und Teil des religiösen Gesetzes im islamischen Denken. Das ist die Problematik! Und wenn wir wirklich seriös und anständig diskutieren wollen, dann werden selbst Sie nicht bestreiten, dass Al Bukhari und Muslim das Alter Aishas mit sechs beziehungsweise neun Jahren angeben. Da wird Aisha höchstpersönlich zitiert, als sie sagt: Er hat mich mit sechs Jahren zur Frau genommen und mit neun Jahren in sein Haus aufgenommen. – Sie wissen das ganz genau, darüber brauchen wir jetzt gar nicht streiten, das können Sie in x Quellen nachlesen! (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.)

Ja, das war eine andere Situation. (Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.) Frau Kollegin! Regen Sie sich nicht auf! Lassen Sie mich ausreden! (Zwischenruf von Abg Mag Rüdiger Maresch. – Weiterer Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.) Wenn Sie mich ausreden ließen, dann hätte ich Ihnen das gesagt! Es gab diese Problematik. (Lebhafte Zwischenrufe von den GRÜNEN.) Geben Sie einen Frieden! Lassen Sie mich einmal ausreden! Oder ist das Ihre Art der Diskussion in diesem Haus? So. Fertig.

Es gab Kinderehen auch in unserem Kulturkreis vor allem in Fürstenhäusern, allerdings erfolgte der Vollzug später, etwa in einem Alter von 12 bis 13 Jahren. Darüber sind wir aber Gott sei Dank hinweg! Und es gab bei uns auch einmal die Todesstrafe. Aber gesteinigt wird bei uns nicht, wie das in islamischen Ländern, im Iran oder in Saudiarabien gang und gäbe ist. Schauen Sie sich einmal die Bilder an, und wenn Ihnen dann nicht schlecht wird, dann verteidigen Sie das weiter! Das ist dieser Religion immanent, sie gestattet das, wenn sie es auch nicht befiehlt! (Zwischenruf von Abg Mag (FH) Tanja Wehsely.) O ja, Frau Kollegin, ich habe mich da schlau gemacht: Die Todesstrafe ist für drei bestimmte Bereiche im Islam durchaus vorgesehen. Ein Fall tritt dann ein, wenn man die Religion verlässt. – Gott sei Dank wird man bei uns nicht mehr geköpft, wenn man sich eine andere Religion zulegt, Frau Kollegin, und Gott sei Dank bestimmt bei uns auch nicht mehr der Herrscher, welche Religion man haben muss wie in Saudiarabien! (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Ja, das gab es bei uns einmal: Cuius regio, eius religio. Das hat sich aber nach dem Dreißigjährigen Krieg aufgehört. Das ist der Unterschied!

Dort gelten diese Gesetze noch, wie Sie dem Internet entnehmen können. Herr Kollege! Klicken Sie auf das Foto der UNICEF aus dem Jahr 2007, dann finden Sie die Praxis! Da sehen Sie, wer wen geheiratet hat. Das ist das Problem. Das finden wir auch im Bericht des Jugendamts in Wien und in verschiedenen anderen Berichten. (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Herr Kollege! Sie schreien jetzt nur, weil Sie am falschen Fuß ertappt wurden, weil sich einmal jemand die Mühe gemacht hat, sich die Sache wirklich anzuschauen!

Jetzt kommen wir zum nächsten Punkt, wenn wir schon dabei sind. Sie haben das großartige islamische Scheidungsrecht gepriesen. Na bitte! Da sagt der Mann dreimal „Ich verstoße dich!", und die Geschichte hat sich! So schaut es in der Realität aus! Und da wollen Sie uns vorhalten, dass wir erst seit 50 Jahren ein gescheites Scheidungsrecht haben! Hören Sie doch auf! Das ist ja wirklich haarsträubender Nonsens! (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.)

Reden wir weiter von der angeblichen friedlichen islamischen Religion. – Ich kenne zumindest kein christliches Religionsbuch, in dem der Islam so beschrieben wird wie in dem in Wien verwendeten Schulbuch: Darin sehen Sie zum Beispiel „den Märtyrer“, und dann sehen Sie angreifende Soldaten mit Bajonetten auf den Gewehren beim Sturm und einen sterbenden Soldaten. So etwas finden Sie in keinem christlichen Religionsbuch. Das ist aber das von der Stadt Wien sozusagen approbierte Religionsbuch. Drei Stück für die unteren Stufen konnten wir bekommen. Den interessanteren Teil, der sich mit dem islamischen Gesetz und dem Islam im allgemeinen Leben befasst, konnten wir leider nicht bekommen, weil er angeblich nicht mehr verwendet wird. Er wäre aber wahrscheinlich sehr interessant zu lesen. Wir konnten ihn, wie gesagt, leider nicht auftreiben, aber vielleicht können Sie ihn für mich besorgen, Herr Kollege Al-Rawi, dann können wir auch über diesen Bereich hier gerne weiter diskutieren! – So weit zu Ihnen, Herr Kollege. 

Nun noch kurz zur Kollegin Krotsch, die hier für mich mehr oder weniger die beleidigte Verliererin dargestellt hat. (Zwischenruf von Abg Mag Nicole Krotsch.) Ich habe gesagt, beleidigte Verliererin. Ich wiederhole es Ihnen gerne! Sie haben Stimmen aus Ihrem Lager zitiert. – Ich zitiere Ihnen jetzt auch einmal eine Stimme aus dem Lager der SPÖ. Sie können das im „Standard“ gerne nachlesen, das findet sich unter der Überschrift „Das kann sich auch der Gusi auf d’Nas’n hängen". Es geht um einen Lokalaugenschein im letzten roten Grazer Bezirk, in dem die kleinen Leute mit ihren Ängsten allein gelassen sind. Die Journalisten sind mit Leuten aus dem Grazer Bezirk Lendorf und aus der SP-Basis herumgezogen. Da heißt es: „Die Basis zeiht die Rathausgenossen, sie hätten das Ausländerproblem und die Ängste der kleinen Leute im Bezirk ignoriert.“ Dann geht es um das rote Haus in Graz, bei dem zwischen zwei Fenstern ein Transparent mit der Aufschrift „Religionsfreiheit ist Toleranz" gespannt ist. – Ich zitiere „,Eine Provokation’, schimpft der 77 Jahre alte ‚Lendplatzler’, der – wie er sagt – ‚schon immer SPÖ gewählt’ hat. Sogar diesmal.“

Er könne die 19,8 Prozent für die SPÖ nicht glauben. Aber er sagt: „Wir sind ja selber Schuld!“ Um die Sager mit den Ausländern habe sich in der Partei ja niemand gekümmert. Jetzt sei der alte Sozialdemokrat natürlich auch auf den Gusi grantig: „Zuerst versprechen, und dann nichts halten!“

Dann wird der Gewerkschafter und SPÖ-Bezirkschef Simbürger zitiert, der sagte, Lend habe den 24 Prozent-Ausländeranteil nicht verkraftet. Der Protest sei der SPÖ auf den Kopf gefallen, „weil wir uns darum nicht gekümmert haben“. – Das sind die Interessen der eigenen Wähler, die ja nach Ansicht der GRÜNEN alle böse Faschisten sind. In Wirklichkeit werden da die eigenen Wähler beschimpft, die sich von Ihnen abwenden, weil Sie, wie ich heute schon gesagt habe, den Spagat zwischen Ihrem linken Flügel und den Problemen, die die Arbeiter und die einfachen Leute in unserem Land haben, nicht mehr schaffen! 

Simbürger sagt dann weiter: „Keiner hat sich getraut hinzugreifen. Sonst hätten wir uns die Finger verbrannt. Hätten wir gesagt, da gibt es ein Problem, hätten wir den Vorwurf bekommen, wir reden wie die FPÖ. Die Leute haben halt einfach Angst gehabt, weil sich ihr Bezirk total verändert hat.“ – Soweit Ihr dortiger Bezirksfunktionär.

Meine Damen und Herren! Das ist die Realität in diesem Land! Und dann kommt vorgestern der Innenminister und stellt die Integrationsplattform vor. Und darüber schreibt die der ÖVP nicht gerade ferne „Presse“ wörtlich: „Ganz Österreich wird zu einer Integrationsplattform“. Weiter heißt es: „Ansonsten gab es zur Integrationsplattform von Platter noch keine konkreten Aussagen.“ – Das ist das Gleiche, wie wir es heute den ganzen Tag von Ihnen gehört haben, etwa auch mit den drei Punkten: Heiße Luft aus dieser Regierung! Es kommt nur heiße Luft! Sie sprechen keine Lösung der Probleme an! Wir werden wieder vertröstet, dass uns in einem halben Jahr vielleicht irgendetwas gegeben werden wird.

Ich zitiere wieder aus der „Presse“: „Platter betonte“ – und jetzt wird es lustig! –, „dass es für Inländer ein Recht auf Heimat und kulturelle Identität geben müsse.“ No na!, sollte man glauben. Dann lesen Sie aber erst einmal die ersten vier Briefe und Stellungnahmen von Österreichern dazu! – Ich lasse jetzt keine aus, ich habe einfach die ersten vier genommen, mehr waren noch nicht vorhanden. 

Erster Kommentar: „Welch schönes Wort ‚Integrationsplattform’, doch nicht etwa ein Tarn- und Ersatzbegriff für fremden Kolonialismus und inländerfeindlichen Bevölkerungsaustausch.“

Zweiter Leserbrief: „Da haben wir aber noch Glück, dass uns Österreichern ein Recht auf Heimat und kulturelle Identität eingeräumt wird!“

Dritter Leserbrief: „Der Integrationsbegriff artet schon zum Religionsbekenntnis aus.“

Vierter Kommentar: „Ja, sind denn alle Politiker komplett verrückt geworden in diesem Land?“ 

Das ist etwas, was sehr viele Österreicher in diesem Land über diese Ihre Politik hier denken! Das kann ich Ihnen sagen! Heiße Luft ist zu wenig, um das zweifellos vorhandene Problem zu lösen. 

Zum Abschluss noch ein Satz, und das stellt unsere Kritik am Islam dar, und nicht, dass Mohammed ein neunjähriges Mädchen geheiratet hat, das war nämlich ein Phänomen dieser Zeit, und dieses Problem ist gelöst, wenn es nicht in unsere Zeit herübergetragen wird! Das muss man erkennen, und dagegen muss man auftreten. – Ich sage Ihnen: „Wer heute die Werte der Aufklärung verteidigen will, der muss intolerant sein, Grenzen ziehen und darauf bestehen, dass sie nicht überschritten werden.“ Das stammt nicht von mir, wenn Sie jetzt kritisieren wollen, aber Sie können das gerne nachlesen!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich kann Ihnen sagen: Es wird Zeit, diese Grenzen zu ziehen und dem Land dadurch seinen Frieden wieder zu geben. Und das gelingt nicht, indem man Probleme einfach ignoriert! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist mir wichtig, am vorläufigen Ende dieser Debatte noch einmal einige Punkte aufzugreifen und einige Positionen klarzustellen. Natürlich ist es richtig, notwendig und gut, eine Islamismus-Debatte zu führen. Warum denn nicht? Natürlich wird man eine Integrationsdebatte und eine Debatte über europäische Werte und über Menschenrechte führen! Aber man wird diese Debatte nicht führen können, indem man Religionsstifter verhöhnt. Das wird nicht möglich sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Man wird auch mit Rückgriffen auf Hexenverbrennungen und auf Kinderehen, die es auch in der europäischen Geschichte gegeben hat, die aktuelle Debatte nicht führen können. – Das sei in Richtung jener gesagt, die das vermengen und einfach versuchen, diese Dinge aus durchsichtigen Motiven zu problematisieren. Dieser Weg ist falsch! Es ist ganz wichtig, dass man die Grenze eindeutig und klar zieht, wenn von Grenzziehungen gesprochen wird.

In Richtung der Grünen zu den teilweise grenzwertigen Aussagen der Frau Klubobfrau muss ich sagen: Es wird Ihnen nicht gelingen, uns, die ÖVP und mich in die Nähe derartiger Tendenzen zu rücken! Wir lehnen diese entschieden ab und haben das nicht nur in vielen Debattenbeiträgen klar gemacht, sondern auch in der konkreten Politik. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Martin Margulies.) 

Zu Lhptm Pröll komme ich gleich! Ich kann es aber auch vorweg nehmen. Wenn Sie nur ein einziges Wort in den 20 Regierungsjahren des Herrn Lhptm Erwin Pröll kritikwürdig finden, dann kann man ihm zu seiner Performance nur gratulieren! (Beifall bei der ÖVP. – StR Johann Herzog: Wir haben ihn auch gelobt! – Zwischenrufe von den GRÜNEN.) Ersetzen Sie dieses eine einzige Wort „artfremd" durch „fremdartig"! Und was ist dann? – Nichts! (Zwischenrufe von den GRÜNEN.)

Ich weiß schon! Ich weiß schon! – Ich sage Ihnen, dass es Ihnen nicht gelingen wird, die ÖVP in diese Richtung hinzureden! Wir distanzieren uns in Wort und Tat eindeutig. Und was die Schwulen- und Lesbenehe mit der derzeitigen Debatte zu tun haben sollen, weiß ich nicht! Das ist eine klassische Themenverfehlung! Das sage ich nur der Vollständigkeit wegen! (Zwischenruf von Abg Mag Alev Korun.) 

Zu dem leider nicht zustande gekommenen gemeinsamen Antrag auch ein klares Wort: Frau Korun! In Ihrem Antrag schließen Sie jegliche Kooperation mit der FPÖ aus. Diese Ausgrenzungsstrategie ist in der jüngeren Geschichte dieser Republik glorios gescheitert! – Das nehme ich zur Kenntnis! Jedenfalls aber halte ich nichts davon – und das ist der wesentliche Punkt –, wenn in verbalen Resolutionen alles großartig dargestellt und in der konkreten Politik dann ganz anders gehandelt wird!

Wenn ich mir anschaue, dass Ihre Partei den Abgeordneten zum Nationalrat Dr Martin Graf zum Vorsitzenden des Bankenausschusses gewählt hat, dann muss ich sagen, dass das wahrscheinlich einer der hervorragendsten Vertreter jener Tendenzen ist, die Sie jetzt zu Recht bekämpfen! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ihr wart mit ihm in Koalition!) Ich zitiere Ihnen jetzt zwei Aussagen des Herrn Dr Graf, und dann können Sie entscheiden, wie das mit der Kooperation ist! „Ich habe Norbert Burger immer geschützt und tue das auch über seinen Tod hinaus.“ – Zitat Martin Graf. 

Ich weiß schon, das tut weh! Natürlich tut das weh! Das verstehe ich schon! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich verstehe schon, dass Ihnen das unangenehm ist, aber trotzdem werde ich dieses Zitat auch noch bringen: „Die heutigen Staatsgrenzen wurden willkürlich gezogen, das deutsche Volkstum muss sich frei in Europa entfalten können.“ (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Das steht eindeutig im Gegensatz zu dem, was Sie hier sagen: Keine Kooperation mit jenen Tendenzen!

Abschließend sage ich Ihnen ganz generell: Es ist nicht jede Blödheit Faschismus. Es ist nicht jede Gemeinheit Wiederbetätigung. Und es ist nicht jede Geschmacklosigkeit der Vorbote von Nationalsozialismus. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: War das jetzt eine Entschuldigungsformel?) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich habe mich ursprünglich streichen lassen, weil die RednerInnen der Grünen bereits klargemacht haben, wie wir die Positionierung der FPÖ in dieser Frage sehen, und dabei sogar freundlicherweise auf die Nennung des Sagers mit den Schafen im Stadtpark in Graz verzichtet haben, und zwar nicht aus Höflichkeit, sondern weil uns dessen Erörterung hier zu tief war.

Was mich aber jetzt trotzdem dazu bringt, dass ich ans RednerInnenpult trete, ist die ÖVP. Ich hatte gehofft, dass sie das unterlassen werden, und bei anderen Reden habe ich auch die Tendenz gemerkt: Ducken wir uns, hoffentlich geht das Ganze an uns vorbei, reden wir nicht viel darüber! Aber wenn jetzt schon gewünscht wird, dass man sich mit der Positionierung der ÖVP in dieser Frage auseinandersetzt dann soll das auch geschehen!

Ich meine, das waren eben keine singulären Ausrutscher von Herrn Pröll oder sonst jemandem, sondern es gibt dazu sehr wohl eine kleine Historie, wobei man da nicht weit zurückgehen muss. Ich nenne jetzt nur ein paar Kleinigkeiten und fange gleich mit dem Wahlkampf in Graz an: Noch bevor Frau Winter ausgezuckt ist, um ein freundliches Wort zu verwenden, hat Herr Nagl im Wahlkampf gesagt: „Graz war immer das letzte Bollwerk des westlichen Europa gegenüber den türkischen Übergriffen.“ Weiters hat er noch gesagt: „Graz hat eine lange Geschichte des Abwehrkampfes gegen die Türkei, und dieser Abwehrkampf muss heute fortgesetzt werden.“ – Ich zitiere Bürgermeister Nagl, ÖVP, im Wahlkampf in Graz. (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf). Das war kein Zufall! Aussagen wie diese von Herrn Nagl sind Legende! Herr Nagl betreibt Politik sehr weit rechts außen. Unter anderem deswegen sind auch die Zugewinne der FPÖ hinter den eigenen Erwartungen zurückgeblieben.

Tatsache ist, dass die ÖVP natürlich im gleichen Pool fischt, aber weil man mit Aussagen wie jenen von Frau Winter maximal 10 bis 15 Prozent einfahren kann und Sie das wissen und auch ein Herr Missethon das weiß, wird halt ein bisschen vorsichtiger formuliert, wobei ich die Aussagen des Herrn Nagl, die ich vorher zitiert habe, nicht als vorsichtig bezeichnen würde. Jedenfalls zündelt die ÖVP aber immer wieder in diese Richtung. Sie schauen auf die Umfragen, wie weit Sie sich hinauslehnen müssen, und holen genau so viele ab, wie notwendig sind, damit man nicht auf der anderen Seite und in der Mitte der Gesellschaft zu viel verliert. Und das hat leider sehr gut funktioniert. Der Wahlkampf in Graz wurde nicht ausschließlich von der FPÖ und vom BZÖ rassistisch geführt. Bei Weitem nicht!

Außerdem ist noch etwas klar, und das muss die ÖVP auch bedenken: Wenn die ÖVP im Wahlkampf so scharfe Formulierungen verwendet, dann bleibt der FPÖ aus ihrer eigenen kruden Logik heraus nichts anderes übrig, als das zu übertreffen! Sie sitzen dann zusammen und sagen: Der Nagl sagt: Wir sind ein Bollwerk gegen die Türkei! Wir müssen einen Abwehrkampf gegen die Türkei führen. Das hat der Nagl gesagt! Puh! Was sollen da jetzt wir sagen? Und dann kommt Frau Winter und liest verzweifelt aus der Emotion heraus von einem Zettel herunter, was sie draufgeschrieben hat, und sagt halt alle möglichen Sachen, die heute schon erörtert wurden.

Und dann sitzt die ÖVP wahrscheinlich wieder mit Nagl zusammen und sagt: So etwas dürfen wir nicht sagen, das ist zuviel! – Das hat die FPÖ ja dann auch erlebt. Aber zum Glück war dann irgendwann Schluss mit den Zugewinnen. 

Nun zu Herrn Pröll mit seinen „artfremden“ Minaretten. Das stammt auch aus einem Wahlkampf. Er hat das sehr bewusst gesagt, denn Herr Erwin Pröll ist ein Politiker, der weiß, wie es ungefähr läuft und was geht und was nicht geht. Er überlegt sich genau, was er sagt. Daher werden solche Leute zu Recht von Herrn Jung als Zeugen für die Position der FPÖ angeführt, wenn er sagt: Das sagen nicht nur wir, sondern auch Leute von der ÖVP. Und da hat er recht! Natürlich sagt die ÖVP Ähnliches! Da heißt es: Minarette sind etwas „Artfremdes, und „Artfremdes“ tut auf Dauer in einer Kultur nicht gut. – Das könnte wahrscheinlich fast jeder von der FPÖ unterschreiben! Und es ist kein Zufall, wenn das Herr Pröll sagt! 

Zur Wiener ÖVP und zum Moscheebau: Dabei hat sich Herr Aigner, der jetzt aber nicht da ist, groß hervorgetan. Bei diesem so genannten Moscheebau handelt es sich um eine Erweiterung der Gebetsräume in 20. Bezirk. Dabei haben sich die Bezirks-ÖVP oder zumindest Herr Aigner auf eine Position festgelegt, von der sie dann gemerkt haben, dass sie ihnen nicht gut tut: Eigentlich will man schon so tun, als wäre man eine urbane, liberale Partei. Man hätte zwar die anderen Stimmen auch gern, aber man müsse sich halt ein bisschen eindämmen. Sie machen den Spagat, den Sie in Graz gemacht haben, in Wien ein bisschen anders, und zum Glück ist die WählerInnenschaft hier offensichtlich etwas anders beschaffen. In dieser Frage hat sich die Wiener ÖVP aber nicht als wahnsinnig liberal oder urban hervorgetan, sondern hat genau das getan, was die FPÖ auch getan hat. Sie ist am Ende nicht mitmarschiert bei einem Aufmarsch, den wir mit einem gewissen Vokabular versehen haben. Es hat dann geheißen, dass wir geklagt werden. Wir warten noch immer auf die Klage. Ob das jetzt ein „Naziaufmarsch“ oder ein „Aufmarsch mit Nazis“ war, ist immer noch offen. Die Klage ist nicht eingetroffen.

Über die Ausdrücke von Herr Missethon könnten wir jetzt eine lange Liste machen! Herr Missethon sagt: „Minarette sind kein Teil der Kultur Österreichs.“ In diesem Zusammenhang weise ich übrigens darauf hin, dass Herr Andreas Khol in Telfs etwas anderes gesagt hat, er hat sich nämlich für das Minarett eingesetzt. Aber das kann eben die ÖVP gut in diesem Land: Khol ist für das Minarett, Missethon ist gegen das Minarett. Man muss halt an der richtigen Stelle das Richtige sagen und jedem etwas anderes erzählen. Die ÖVP erzählt fast in jedem Punkt jede Geschichte! Ich nehme Herrn Wolf ab, dass er das nicht so sieht wie Herr Missethon. Das Problem ist, dass Sie in Ihrer Partei diese Frage nicht geklärt haben. Die Frage wird nur anhand von Meinungsumfragen geklärt. Diese schaut man sich an und entscheidet dann, ob es gut oder schlecht ist, etwas zu sagen. Dahinter steht keine Gesinnung! Da gibt es keine Gesinnung. In Wien wird ein ganz kaltblütiges Rechenspiel betrieben: Wie weit muss sich Nagl hinauslehnen, dass es noch etwas bringt, und wann ist es genug? Und genug war es, als er gesagt hat: „Wir sind ein Bollwerk gegen die Türkei.“

Die lange Liste der Sager von Herrn Missethon erspare ich uns an dieser Stelle. Er ist eindeutig kein liberales Aushängeschild, sondern er steht für etwas anderes.

Zur Ausgrenzung der FPÖ in den 80er oder 90er Jahren: Wir könnten jetzt darüber streiten, ob diese Strategie erfolgreich war und ob sie überhaupt stattgefunden hat. Man könnte die Frage stellen, ob diese Ausgrenzung überhaupt stattgefunden hat, und zwar mit der Ausnahme, dass man sie nicht in die Regierung hinein genommen hat. – Ich behaupte inhaltlich, dass die Ausgrenzung der FPÖ in den 90er Jahren nicht stattgefunden. Ich meine, das damalige unerträgliche Ausländervolksbegehren „Ausländer raus!“ – oder wie ihr das gerne nennt! – der FPÖ wurde mehr oder weniger umgesetzt von einer Koalition, von der ein Teil heute leider auch wieder regiert. Ich behaupte, die inhaltliche Ausgrenzung der Politik der FPÖ hat in den 90er Jahren nicht stattgefunden. Und das gipfelte in einer Koalition: Die Usance des Parlamentarismus, dass man einzelnen Leuten einzelne Funktionen zugesteht, wurde praktiziert, und in dieser Koalition erlangten Rechtsextreme politischen Rang in Österreich, wurden komplett salonfähig gemacht, in die Regierung hineingeholt und erhielten hohe Positionen in diesem Land, die sie teilweise noch innehaben, wie etwa im Uni-Rat. Das ist ein Verdienst der ÖVP und des Herrn Schüssel!

Die Frage ist nun: Unterscheidet sich die Wiener ÖVP von der Grazer ÖVP? Distanziert sich die Wiener ÖVP von Positionen eines Herrn Missethon oder eines Erwin Pröll? Unterscheiden sich die Positionen der Wiener ÖVP von den Positionen eines Herrn Nagl, oder ist die Wiener ÖVP so aufgestellt wie Herr Aigner als Teil der Wiener ÖVP? Diese Frage müssen Sie klären, wir können sie nicht klären! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen sohin zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der Österreichischen Volkspartei und der Sozialdemokratie und sohin mehrheitlich angenommen.

Mir liegen fünf Beschlussanträge zur sofortigen Abstimmung vor, und ich darf sie in der Reihenfolge des Einbringens nunmehr zur Abstimmung bringen.

Ein Beschlussantrag der FPÖ-Abgeordneten Mag Gerald Ebinger und David Lasar betrifft die Herabsetzung der Vermögensgrenze im Pflegebereich.

Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag findet die Stimmen der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen und von Teilen der Grünen Fraktion, bleibt daher in der Minderheit und ist somit abgelehnt. 

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag der Abgen Franz Ferdinand Wolf und Dipl-Ing Omar Al-Rawi betrifft die Verurteilung von religionsfeindlichen und diffamierenden Aussagen, Minderheitsfeindlichkeit und Islamfeindlichkeit.

Auch hiezu wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesen Antrag unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird mit Ausnahme der Stimmen der Freiheitlichen Partei von einer breiten Mehrheit getragen und somit zum Beschluss erhoben.

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den drei Damen der Grünen Fraktion Mag Alev Korun, Mag Maria Vassilakou und Mag Marie Ringler sowie den sozialdemokratischen Abgeordneten Christian Oxonitsch, Dipl-Ing Omar Al-Rawi und Nurten Yilmaz, betrifft die klare Verurteilung und entschiedene Zurückdrängung der antiislamischen Minderheitenhetze und des Rassismus in Politik und Gesellschaft.

Auch hiezu wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer den Antrag unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von der Sozialdemokratie und den Grünen zum Beschluss erhoben. 

Der vierte Beschlussantrag, eingebracht von DDr Eduard Schock, Veronika Matiasek, Mag Harald Stefan und Mag Wolfgang Jung betrifft religiöse Toleranz versus islamischen Fundamentalismus.

Auch hiezu wurde die sofortige Abstimmung begehrt.

Ich bitte jene, die diesen Antrag unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. – Die antragstellende Fraktion bleibt in der Minderheit, der Antrag ist daher abgelehnt. 

Der fünfte Beschlussantrag der FPÖ-Abgeordneten DDr Eduard Schock, Veronika Matiasek und Mag Harald Stefan betrifft die Österreich-Beschimpfung durch die Partei der Grünen.

Wer diesen Antrag, für den ebenfalls sofortige Abstimmung beantragt wurde, unterstützt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird mit Ausnahme der Grünen Fraktion von den drei übrigen Parteien unterstützt und ist somit mehrheitlich angenommen.

Postnummer 3 betrifft der erste Lesung eines Gesetzesantrags, mit dem das Wiener Jugendschutzgesetz 2002 geändert wird.

Berichterstatter hierzu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte Sie um Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage.

Ich möchte mich einleitend noch einmal bei allen Fraktionen dafür bedanken, dass es uns gelungen ist, in einer ganz wichtigen Frage die richtige Antwort zu geben, nämlich eine Antwort, die zum Schutz der Jugend dient, gleichzeitig aber auch mit Augenmaß vorgeht und sich jener Argumentation nicht anschließt, die in dieser Causa kurzfristig auch versucht wurde.

Ich danke herzlich und bitte um Ihre Zustimmung! 

Präsident Heinz Hufnagl: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wir gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Ich erblicke keinen Einwand. Ich werde daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister!

Uns liegt eine Änderung des Jugendschutzgesetzes in Form von weiteren Maßnahmen zum Schutze unserer Kinder und der Jugend vor. – Wir leben alle im Zeitalter des Computers und der Computerspiele. Wir haben heute schon sehr viel über das Thema Gewalt in den verschiedensten Facetten diskutiert: Es gibt verbale Gewalt, religiöse Gewalt und auch Gewalt bei der Jugend. Und auch bei vielen Computerspielen kommt Gewalt vor. 

Gewalt hat natürlich sehr viel Gründe und viele Gesichter. Uns liegt die Kriminalitätsstatistik 2007 vor, die zeigt, dass es in Wien mehr als doppelt so viele Fälle als in Niederösterreich gibt. Aber auch Österreich-weit kam es zu einem Anstieg der Zahl von Gewaltdelikten. Beim Raub gibt es einen Anstieg von 305 Prozent und bei schwerem Raub einen Anstieg von 228 Prozent, beim Raufhandel einen Anstieg von 123 Prozent und bei schwerer Körperverletzung einen Anstieg von 80 Pro-
zent. 

All das sind sehr unerfreuliche Zahlen, Fakten und Daten. Daher ist es umso erfreulicher, dass wir uns hier im Landtag zusammengesetzt und zum Thema Gewalt bei Computerspielen eine gemeinsame Diskussion vorgenommen haben, zu einer gemeinsamen Meinungsbildung aller vier Parteien gekommen sind und einen von allen getragenen Antrag stellen können. 

Ich wollte bei der Änderung des Jugendschutzgesetzes eine Alterskennzeichnung von Computerspielen, die problematisch für Kinder und Jugendliche sein könnten, weil sie gewaltvoll sind. Wir wissen, dass Computerspiele fraglos eine sehr beliebte Freizeitbeschäftigung von vielen Jugendlichen aller Altersgruppen darstellen, wir wissen aber auch, dass manche Computerspiele auf Grund von Gewalt für Minderjährige nicht geeignet sind, weil sie Schädigungen in der geistigen und emotionalen Entwicklung hervorrufen können.

Auf Grund des heutigen Beschlusses wollen wir Maßnahmen zum Schutz der Jugend treffen. Ursprünglich handelt es sich hiebei um eine Entschließung des EU‑Rates. Sie wissen ganz genau, dass vor allem die Freiheitlichen nicht für jede Umsetzung einer EU-Vorgabe sind. In diesem Fall handelt es sich aber um eine durchaus sinnvolle Maßnahme zum Schutze unserer Jugend. Nicht alles von der EU ist abzulehnen, das möchte ich auch dazusagen. Es handelt sich hiebei um die PEGI-Kennzeichnung, das ist eine Kennzeichnung an Computerspielen, ob sie altersmäßig geeignet sind oder nicht. Das ist eine ganz klare Alterskennzeichnung. Dem können wir als Freiheitliche Partei nur zustimmen.

Außerdem werden wir auch den Antrag unterstützen, dass davon CDs mit Lehrinhalten nicht betroffen sein sollen. – Das ist ein weiterer Schritt zur Bekämpfung von Gewalt insgesamt. Das ist ein guter Schritt, ich möchte aber betonen, dass es nur ein erster Schritt zur Bekämpfung von Jugendgewalt und der Verrohung der Jugend ist. Die großen Herausforderungen stehen uns noch bevor. 

Wir haben darüber heute auch einiges in der Aktuellen Stunde gehört. Gestatten Sie mir, da wir jetzt beim Thema Jugendschutz und Gewalt sind, kurz noch einige Worte zu dem zu sagen, was heute in der Früh diskutiert wurde. Das Thema Jugendkriminalität und Jugendgewalt ist sehr umfassend, eine Querschnittsmaterie, bei welcher sehr viele Punkte miteinander verbunden sind.

Ich bin allerdings der Meinung, dass die Präventivmaßnahmen, die im roten Wien so gelobt wurden, einfach gescheitert sind. Es gibt nämlich eine erschreckende Zunahme der Zahl der jugendlichen Straftäter in Wien, und in Anbetracht dessen fordern wir die tabulose Erforschung und Bekämpfung der Gründe. Wir sollten das Problem bei der Wurzel anpacken, anstatt nur die Symptome zu bekämpfen! Ich habe am Anfang schon erwähnt, dass in Wien mehr als zweieinhalb Mal so viele Straftaten im Jugendsektor verübt wurden wie in Niederösterreich, das Platz 2 hält.

Die Gründe für diese Verrohung der Jugend sind sehr vielfältig. Eine starke Rolle spielt die vorherrschende Perspektivenlosigkeit im roten Wien, dazu tragen auch das Bildungssystem und mangelnde Chancen auf dem Arbeitsmarkt bei.

Zum Thema Bildung und Schule möchte ich sagen, dass im Zusammenhang mit der Gewalt an den Wiener Schulen einiges unter den Teppich gekehrt wird. Wir sind der Meinung, dass hier die Gewalttaten gezielt vertuscht werden. Daher fordern wir von der FPÖ eine Offenlegung, denn in der Realität herrscht in vielen Bezirken in den Wiener Schulen Angst vor Drohung und Erpressung, vor Bandenkriegen und Schlägereien, und es wurden auch schon Fälle bekannt, in denen Waffen mitgeführt wurden.

Allein im letzten Jahr soll es über 300 Anzeigen wegen Körperverletzung in den Wiener Schulen gegeben haben. Die Lehrer haben aber oftmals überhaupt keine Macht und keine Möglichkeiten, ihre Autorität durchzusetzen. Daher fordern wir Freiheitlichen eine Offenlegung der Gewaltfälle und der Kriminalitätsfälle speziell an den Wiener Schulen. (Beifall bei der FPÖ.)

Ein weiterer Grund unter vielen Gründen, warum die Gewalt immer mehr vorherrscht, ist natürlich auch die gescheiterte multikulturelle Gesellschaft. Das will man natürlich nicht wahrhaben, aber es ist Faktum. Es kommt zur Bildung von Parallel‑ und Gegengesellschaften. Angesehene Soziologen sagen, dass Gewalt sehr oft kulturell bedingt ist und daher natürlich bei Kindern mit Migrationshintergrund vermehrt anzutreffen ist. – Ich zitiere den deutschen Soziologen Christian Pfeiffer, der sagt, dass es drei Ursachen für die Gewaltbereitschaft der Jugendlichen gibt: Perspektivlosigkeit, mangelnden Respekt, aber auch kulturelle Prägung. Letzteres ist auch der Grund für die Gewaltbereitschaft islamisch sozialisierter Jugendlicher. – Das sagt der genannte Soziologe aus Deutschland.

Daher fordern wir, dass die Kriminalstatistik endlich ungeschminkt die Anzahl der von Zuwanderern oder deren Kindern verübten Delikte offenlegen sollte. Es wird behauptet, dass in Wien Prävention erfolgreich gelebt und geübt wird. Es werden Schlagwörter wie Chancengleichheit, Partizipation und Perspektiven bemüht. – Wir kennen diese Selbstverherrlichung der Machthaber hier in Wien! Im Hinblick darauf, dass die Delikte im roten Wien auf dem Jugendsektor seit 2001 um mehr als 50 Prozent angestiegen sind, frage ich mich aber schon, wo denn die erfolgreiche Prävention ist. Wo ist denn hier die erfolgreiche Prävention geblieben, meine sehr geehrten Damen und Herren? (Beifall bei der FPÖ.)

Es sollte unser aller Anliegen sein, dass Jugendkriminalität wirksam bekämpft wird. Wir haben seitens des Parlaments bereits einen Maßnahmenkatalog veröffentlicht, und es wäre auch gut, wenn dieser umgesetzt wird. – Ich bringe dazu einige Beispiele: Schnupperhaft, da Bewährungsstrafen oftmals als Freisprüche verstanden werden. Abschiebung von ausländischen Familien, deren gescheiterte Integration auf Grund wiederholter Straftaten der Kinder offensichtlich ist. Ganz wichtig ist die Erstellung eines jährlichen Berichts zur Lage der Jugend, welche sämtliche relevanten Daten über Anzeigen, Verurteilungen, Migrationshintergrund, Ausbildung und Jugendarbeitslosigkeit enthält.

Wir als Freiheitliche Partei verleugnen nicht den Zusammenhang zwischen schlechter Ausbildung, Arbeitslosigkeit, gescheiterter Integration und Jugendkriminalität. Das ist ein ganz wichtiges Feld der Zusammenhänge. Daher lautet unsere Forderung speziell in Wien: Zuerst Deutsch, dann Schule! Das bietet nämlich wahre Chancengleichheit in den Pflichtschulen, weil nur Kinder, die Deutsch können, auch dem Unterricht folgen können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir fordern schon seit Jahren den kostenlosen Kindergarten, der aber vom roten Wien erfolgreich abgeblockt wird. Wir fordern einen Leistungs- und Förderungsgedanken in den Schulen, eine Aufwertung der Lehre und eine zielführende Arbeitsmarkpolitik hier in Wien. – Ich glaube, den Vorschlag von Herrn Bundeskanzler Gusenbauer, der sagt, dass die Gesamtschule das beste Rezept gegen Jugendkriminalität ist, braucht man gar nicht weiter zu diskutieren! Ich wüsste nicht, was die Gesamtschule an der Jugendkriminalität ändern könnte! Und wenn die JVP Polizisten in Skater-Hosen fordert, dann möchte ich sagen, dass Politiker im Harlekinskostüm wahrscheinlich nicht mehr fern sind! 

Jedenfalls nimmt die Zahl der Gewaltsituationen in Österreich zu. Ich glaube, wir wollen diese alle gemeinsam senken, daher wird der jetzt zur Diskussion stehende Antrag von uns begrüßt, und wir werden diesem zustimmen. Wir halten die Maßnahme im Jugendschutzgesetzt betreffend Computerspiele für geeignet als ersten Schritt zur Bekämpfung von Jugendgewalt. Es werden aber noch weitere Schritte notwendig sein. Packen wir es an! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Wolf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadtrat!

Ich werde keine allgemeine Gewaltdebatte und auch keine Debatte über Jugendkriminalität und Resozialisierung führen, sondern in kurzen Worten unsere Zustimmung sowohl zu der Novelle als auch zum Abänderungsantrag betreffend Jugendschutzgesetz darlegen.

Da wir vor mehr als einem Jahr die Diskussion angestoßen haben, freuen wir uns, dass heute mit dem Beschluss ein langer Diskussionsprozess, der, wie ich meine, in die richtige Richtung gegangen ist, abgeschlossen werden kann. Wir wissen, dass zirka 10 Prozent der Computerspiele – um es vorsichtig zu formulieren – problematisch sind. In einem ersten Schritt begegnen wir diesen Problemen durch Information und Alterskennzeichnung. Diese Information dient sowohl jenen, die spielen, als auch den Erziehungsberechtigten. Und mit der Alterskennzeichnung wird auch Information geboten. Wir halten das für gut und richtig.

Im Lichte dieser Bestimmungen muss man sich dann genau anschauen, ob der gewünschte Zweck erfüllt wird und ob die problematischen Bereiche besser als bisher abgedeckt sind. Der jetzige richtige und gute Schritt wird daher in absehbarer Zeit zu evaluieren sein, damit man sieht, ob man das erreicht hat, was man erreichen will, nämlich ein Eindämmen von Gewalt verherrlichenden Computerspielen. 

Der nächste Schritt ist noch ausständig. Es ist die Notwendigkeit, die Jugendschutzgesetze, von Land zu Land sind sie ja unterschiedlich, in diesem Bereich zu harmonisieren. Das heißt, das gesteckte Ziel, dafür zu sorgen, dass auch die anderen Länder mitgehen, sodass man zu einer flächendeckenden gleichartigen Organisation und Regelung dieser Problematik kommt, ist noch ausständig. Ich hoffe, dass auch da in absehbarer Zeit etwas in Bewegung kommt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Wutzlhofer.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte auch ganz kurz etwas sagen. Wie bereits erwähnt, ist der jetzt zur Diskussion stehende Antrag zur Änderung des Jugendschutzgesetzes ein großes konsensuales Ding. Dafür möchte ich mich auch explizit bei den Vertretern aller Parteien bedanken. Es war eine wirklich sehr konstruktive Zusammenarbeit, eine Arbeit, die von der Entscheidung getragen wurde, dass man dieses doch sensible Thema nicht polemisch diskutiert, sondern gemeinsam mit Expertinnen und Experten konstruktiv löst. 

Wir haben ja auch eine ExpertInnendiskussion dazu gemacht, deren, wenn man so will, zwei große Inhalte - ich verbreitere mich nicht, keine Sorge - waren, dass man eben keine Pauschalkriminalisierung von Jugendlichen macht. Umso mehr war es für mich schade, dass Kollege Gudenus gerade wieder ein bisschen in diese Richtung gegangen ist. Ich will da jetzt gar nicht tief zu einer Diskussion ausholen, ich hatte diesen Eindruck. 

Nein, ganz im Gegenteil ist das Spielen von Computerspielen im Regelfall nicht eine kriminelle Handlung, sondern Ausdruck von Kultur und Kompetenz von jugendlichen Menschen. Die Europäische Kommission überlegt dieser Tage übrigens, Computerspiele nicht nur als Konsumgut, sondern als Kulturgut anzuerkennen. Sie tut richtig dabei, glaube ich. 

Aber was war die Diskussion mit den ExpertInnen? Hier erwähne ich im Wesentlichen zwei Sachen:

Erstens dass der Wiener Weg im Zusammenhang mit Computerspielen, im Zusammenhang mit jugendlichem Medienverhalten prinzipiell der einzig richtige ist, nämlich einer, der nicht kriminalisiert, sondern mit vielen Angeboten, die wir in der Stadt machen, verstärkt, positive Beispiele hervorhebt und informiert. Damals haben wir aber auch erfahren, man kann mehr machen. Ein Ausfluss dieser Diskussion war die „Game City", die ganz bewusst Familien und Multiplikatoren informiert hat, und ein anderer das Jugendschutzgesetz, das ermöglichen soll, dass nur jene Spiele zu Jugendlichen kommen, die auch für Jugendliche gedacht sind. Der heutige Abänderungsantrag macht das ein bisschen handhabbarer. Er nimmt nämlich vor allem Open-Source-Initiativen für Bildungseinrichtungen und so weiter aus. 

Ich habe die tiefe Hoffnung, dass wir den Weg der Konstruktivität und Einstimmigkeit hier nicht verlassen und weiterhin die ExpertInnen sprechen lassen und bedanke mich noch einmal für die Kooperation.

Den Abänderungsantrag bringe ich hiermit ein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Frau Präsidentin! Sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe eingangs schon gesagt, dass ich sehr froh darüber und auch sehr stolz darauf bin, dass es geglückt ist, diesen gemeinsamen Schritt zu setzen, möchte nur ergänzen, dass mit der Veranstaltung „Game City", die wir im vergangenen Jahr durchgeführt haben, es trotz der kurzen Vorbereitungszeit gelungen ist, einerseits eine Fachtagung zu organisieren, auf der anderen Seite alle Zielgruppen, die wir uns vorgenommen haben, also vor allem auch die Pädagoginnen und Pädagogen in den unterschiedlichsten Bereichen, aber vor allem auch die Eltern, zu erreichen. 25 000 Menschen, die im Wiener Rathaus waren, haben bewiesen, dass wir hier den richtigen Weg gewählt haben.

Ich wollte noch sagen, dass die Vorbereitungen für „Game City 2" laufen, wo wir im heurigen Jahr eine längere Zeit der Vorbereitung haben, wo es ein großes Interesse gibt und wo, und das soll man auch einmal gesagt haben, vor allem das internationale Interesse enorm war. Es hat über diese unsere Vorgangsweise, aber auch über die Veranstaltung, ein sehr breites Medienecho gegeben, nicht nur in den europäischen Ländern, sondern weit darüber hinaus. Das sollte insofern Mut machen und auch nachdenklich stimmen.

Sehr geehrter Herr Abg Gudenus, lassen Sie mich nur zwei Sätze dazu sagen! Die sind wirklich ernst und nicht polemisch gemeint. Ich versuche, die Diskussionen im Hause und alle, die hier mitdiskutieren, sehr ernst zu nehmen, also auch Sie im speziellen Fall. Ich kenne Sie lange genug, auch noch vor Ihrer Zeit als Abgeordneter, als Mitarbeiter einer Jugendbewegung. Ich verstehe eigentlich nicht, was jemanden dazu bewegen kann, sich auf der einen Seite ernsthaft in eine Diskussion, wie wir sie geführt haben, einzulassen, sie mitzutragen, durchaus sachlich mitzuarbeiten, um zu Lösungen zu kommen und auf der anderen Seite, aus welchen Motiven auch immer, sich dann hier hinzustellen und sich selbst im selben Atemzug eigentlich ad absurdum zu führen. Ist es wirklich so, dass der parteipolitische Auftrag bei jedem einzelnen Pünktchen, das sich bieten kann, lautet, diese Hass-, diese Neid-, diese Gegeneinanderstrategie, die Sie fahren, wieder aufleben zu lassen? Wäre es nicht gerade im ernsthaften Sinn der Sorge um die Kinder und Jugendlichen, nicht nur in dieser Stadt, sondern insgesamt, ein guter Schritt gewesen, den wir hier begonnen haben und den man auch in anderen Bereichen fortsetzen könnte? Ist das wirklich notwendig? Welchen Spiegel haben Sie zu Hause, in den Sie sich schauen, um das, was Sie jetzt hier gemacht haben, tatsächlich vertreten zu können? Sie müssen es jetzt nicht beantworten, aber es würde mich in einer persönlichen Diskussion wirklich einmal interessieren, wie das geht, wie es jemand schafft, sozusagen das Salto Mortale in einem einzigen Atemzug oder mehreren Atemzügen, weil die Rede mehr Atemzüge braucht, zu machen. Ist das die Vorbildwirkung in der Politik, die wir geben wollen, dass man sich auf der einen Seite wirklich sachlich, lösungsorientiert als Partner der Jugend verhält und im nächsten Atemzug wieder dieselben Hass- und Hetzparolen von sich gibt? 

Es tut mir wirklich leid! Ich habe gedacht, wir haben einen ersten Schritt gesetzt. Ich gebe die Hoffnung noch nicht auf, dass es ein zweiter sein könnte, weil es viele wichtige Themen gibt, die wir ernsthaft zu diskutieren haben. Aber Sie werden verzeihen, das musste auch gesagt werden!

In diesem Sinne darf ich Sie um Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bevor wir über die Gesetzesvorlage abstimmen, stimmen wir über den Abänderungsantrag, der von allen Parteien unterstützt wurde, ab. 

Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Der Abstimmungsantrag ist einstimmig angenommen und wird in die Gesetzesvorlage einbezogen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Damit ist das Gesetz in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens - Wiener Veranstaltungsgesetz - geändert wird. 

Berichterstatter ist hier Herr Amtsf StR Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Antrag.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Stefan. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Uns liegt ein Abänderungsantrag zum Wiener Veranstaltungsgesetz oder ein Initiativantrag, dieses Gesetz zu ändern, vor. Es ist offensichtlich eine Anlassgesetzgebung anlässlich der Fußball-Europameisterschaft und Anlassgesetzgebungen sind meistens problematisch. 

So auch hier. Es ist ein Schnellschuss. Es wurde sehr kurzfristig vorgelegt, den Parteien keine Möglichkeit gegeben, dazu Stellung zu nehmen beziehungsweise erst im letzten Moment. Daher waren wir schon einmal von der Vorgangsweise her insofern ein bisschen enttäuscht, weil das nicht notwendig gewesen wäre. 

Zudem haben wir aus unserer Sicht festgestellt, dass bei dem ursprünglichen Antrag sämtliche Schutzmaßnahmen für die Anrainer vollkommen außer Kraft gesetzt wurden, wenn der Fall eintritt, der hier beschrieben ist. Es gibt im Veranstaltungsgesetz mehrere Kategorien von Veranstaltungen und dann entsprechende Regelungen über bestimmte Schallschutzmaßnahmen beziehungsweise Richtwerte, die nicht überschritten werden dürfen. Die werden hier plötzlich vollkommen außer Kraft gesetzt und das wäre durchaus problematisch. Es ist dann, möglicherweise auch auf Grund der Wünsche oder der Vorstöße der Opposition, ein Abänderungsantrag von der SPÖ selbst eingebracht worden, aber auch dieser gibt keine befriedigenden Antworten auf die Fragen, die er selbst aufgeworfen hat.

Wir stimmen daher gegen diesen Gesetzesantrag sowie auch gegen den Abänderungsantrag, der vorgelegt wurde. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Es hat uns auch ein bisschen überrascht, dass es so schnell mit dem Veranstaltungsgesetz beziehungsweise mit dem Initiativantrag gegangen ist. Da muss ich dem Kollegen Stefan recht geben. Der hat wirklich sozusagen alles aufgehoben, was an Schutzkategorien da war. 

Ich habe mir die Schutzkategorien noch einmal angeschaut. Es gibt vor allem zwei Kategorien, und zwar die Kategorien 3 und 5. Kategorie 3 ist städtisches Wohngebiet. Da gibt es Immissionsgrenzwerte von 55 dB und 40 dB. Bei der Kategorie 5, das ist vor allem bei Büros in Wien, wenn man so will, und bei Betrieben mit geringer Schallimmission, sind es 65 dB tagsüber und 50 dB in der Nacht, wobei natürlich weiter unten noch steht, wie viele Veranstaltungen mit welcher Schallintensität abgeführt werden dürfen. Dort steht grundsätzlich 80 dB, eine Veranstaltung mit Ende vor 22 Uhr und keine nach 22 Uhr. Jetzt haben wir schon die Kategorie. 

Das war schon klar, dass das mit der EURO 2008 schwierig wird. Deswegen gebe ich dem Kollegen Stefan recht. Es ist in gewisser Weise eine Anlassgesetzgebung, wobei natürlich ein bisschen augenzwinkernd auch das Donauinselfest eine nicht unbedeutende Rolle dabei spielt, weil man dann im Abänderungsantrag sieht, 100 000 ZuseherInnen oder TeilnehmerInnen. Die gibt es wahrscheinlich nur beim Donauinselfest beziehungsweise bei der EURO 2008. Aber soll sein. 

Faktum ist, dass das ursprüngliche Gesetz eine Möglichkeit gegeben hat, dass insgesamt der Grenzwert von 100 dB, wohlgemerkt, das ist sozusagen Disco-Musik, bezogen auf die Dauer der Darbietung der Veranstaltung im ganzen Publikumsbereich einzuhalten ist, wobei sozusagen Gehörschutz ausgeteilt werden soll. Wie das bei der EURO geht, war uns nicht ganz klar. 

Dann ist dieser Antrag gekommen, der sozusagen alles overruled hat. Wir waren ein bisschen überrascht, haben einen eigenen Antrag gestellt, haben auch mit NGOs darüber gesprochen, waren eigentlich ganz froh. Jetzt gibt es einen Initiativantrag, der zumindest zwei Dinge von uns, die darin vorkommen, übernommen hat. Erstens nicht Lärm rund um die Uhr machen zu dürfen, sondern von 6 Uhr bis 24 Uhr beziehungsweise die 100 000, ohne dass jedes kleine Pimperlfest schon Lärm schlagen und die Bürger ärgern kann. 

Zwei Punkte wurden von unserem ursprünglichen Antrag, den wir jetzt mit einigen Abänderungen sozusagen noch einmal stellen, nicht aufgenommen. Deswegen auch unser eigener Antrag. 

Und zwar gibt es im Initiativantrag, den wir mittragen, keinen Schutz für die beiden Bewohnerkategorien 3 und 5. Deswegen wollen wir das dort auch haben. Wir wollen nicht, dass Humtata-Musik bis 24 Uhr vor den Schlafzimmerfenstern von Wienerinnen und Wienern, anderen Menschen, Hotelzimmern oder auch Beamtenburgen stattfindet. Das ist das Erste. 

Das Zweite ist, wir glauben noch, dass sechs Stunden etwas wenig sind. Es wäre auch vernünftig, die Geschichte nicht sechs Wochen lang plärren zu lassen, sondern, wenn es geht, nur an Match-Tagen. Es wird dazwischen ja auch Ruhetage geben, wo kein Fußballfest stattfindet. Ich glaube, die Wiener und Wienerinnen haben es sich verdient, hie und da auch etwas ruhigere Zeiten zu haben. 

Grundsätzlich sind die GRÜNEN natürlich für die EURO 2008, keine Frage, aber es ist sicher nicht lustfeindlich, wenn man sagt, manchmal ist Ruhe und Frieden auch nichts Schlechtes. Deswegen unser Antrag.

Abschließend noch einmal, wie gesagt, den ursprünglichen Antrag hätten wir abgelehnt, aber durch den Abänderungsantrag schaut die Sache anders aus. Wir werden deswegen dem Abänderungsantrag und dem Initiativantrag zustimmen und haben als Ergänzung einen eigenen Abänderungsantrag eingebracht. Ich bitte um Zustimmung. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich kann es auch kurz machen. Es handelt sich in der Tat um eine klassische Anlassgesetzgebung, noch dazu relativ zeitnahe zum geplanten Ereignis. Insoweit ist auch die Qualität der Änderungen oder der Novellierung, die ursprünglich vorgelegt wurde, nicht wirklich gut gewesen. Wir haben damals, das wurde schon gesagt, im Kulturausschuss einige Fragen aufgeworfen und einige problematische Bestimmungen dargestellt. Das hat dazu geführt, dass Änderungen gemacht wurden, die immerhin doch einige wesentliche Verbesserungen gegenüber dem ursprünglichen Ziel oder dem ursprünglichen Vorhaben bringen. 

Es ist nunmehr eine Einschränkung auf Veranstaltungen, an denen 100 000 Personen oder mehr teilnehmen können, wobei die Formulierung „teilnehmen können" juristisch höchst problematisch ist, aber soll sein. Zweitens wurde die Aufhebung oder Dispensierung der Lärmschutzgrenzen zeitlich eingeschränkt. Auch das halten wir für notwendig.

Wir werden daher dem vorliegenden Abänderungsantrag zustimmen, weil wir davon ausgehen, dass diese Bestimmungen nur in ganz wenigen, exemplarischen, seltenen Fällen zur Anwendung kommen und daher keine Aushebelung der zu Recht bestehenden Lärmgrenzen bringen werden. Wir meinen, dass es möglich sein muss, bei Großveranstaltungen diese Grenzen für kurze Zeit aufzuheben. Das wird die Fan-Meile und EURO-Veranstaltungen ermöglichen. Wir meinen auch, dass hie und da durchaus auch Spaß und Spiel sein soll und man nicht alles nur immer an den strengen Bestimmungen der Gesetze messen kann. In Einzelfällen soll es so sein, wie es nun beschlossen werden soll. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abg Valentin als Nächster.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn die EURO 2008 nicht etwas ganz Besonderes wäre und wenn wir heute die Fernsehapparate aufdrehen und jetzt schon mitbekommen, wie sehr bei vielen Werbesendungen, die international auf unseren Markt einwirken, die EURO die öffentliche Diskussion nicht nur in unserem Land, sondern in ganz Europa und darüber hinaus beeinflusst, wenn das nicht ein Anlass ist, für den man ein Gesetz ändern kann, was dann sonst? Ich denke mir, dass der Begriff der Anlassgesetzgebung in dem Fall wirklich anders zu interpretieren ist, denn Anlassgesetzgebung wird im Negativen immer dann verwendet, wenn sich eine gesetzgebende Körperschaft auf Grund eines äußeren Anlasses in relativ kurzer Zeit dazu verständigt, ein Gesetz grundsätzlich neu zu diskutieren. 

Was hier geschieht, ist, wir haben ein Veranstaltungsgesetz, das zu Recht sehr strenge Reglements für den Schutz der Bevölkerung definiert. Wir haben ein Veranstaltungsgesetz in Wien, das durchaus, so sagen uns Veranstalter, nicht unkompliziert ist, manchmal aus gutem Grund. Auch Veranstalter sagen manchmal, wir könnten es mit der Abwägung von Rechtsgütern einfacher haben. Wie bei jedem Gesetz ist es aber auch gut so, dass Anrainerschutz vorhanden ist. Wenn diese EURO 2008, und das müssten selbst Menschen wie ich, die keine expliziten Fußballfans sind, zugeben, doch ziemlich eindrucksvoll Schatten voraus wirft, so ist es, denke ich, sinnvoll, dass im Rahmen der gesamten guten, zeitgerechten Vorbereitungsmaßnahmen sich auch die Legislative dieses Landes überlegt, ob alle Rechtsmaterien wirklich zu hundert Prozent tauglich sind. Das, dieses Anpassen, dieses Möglichmachen, durchaus mit Augenmaß, tun wir heute. Ich denke, das ist auch gut so. 

Es wurde bereits beleuchtet, dass das Gesetz in folgenden Bereichen geändert wird, nämlich das Verändern von Lärmgrenzwerten bei Veranstaltungen, wo über 100 000 Menschen daran teilnehmen können, wo es einen expliziten internationalen Zusammenhang gibt, wo auch explizit als Beispiel Weltmeisterschaften und Europameisterschaften genannt werden, und dass in diesem Zusammenhang, wenn es explizit zu derartigen internationalen Veranstaltungen auch in Zukunft in Wien kommen sollte, daraus resultierende Promotion-Veranstal-
tungen mit mehr als 1 000 Personen von den Lärmgrenzwerten ausgenommen sind, und das in der Zeit von 6 Uhr bis 24 Uhr. 

Ich denke mir, es wäre wahrscheinlich auch in einem tobenden Stadion nicht wirklich zumutbar, wenn jemand käme und sagen würde: „Seid ein bisschen leiser." Ich kann mir das auch als Nicht-Fußball-Fan nicht so recht vorstellen. Ich denke mir, es ist gut so, dass auch das Hohe Haus heute zu dem Schluss kommen wird, das ist etwas Einmaliges, ein Ereignis, auf das wir uns zu Recht freuen. Das wird ein Ereignis, auf das sich auch die Wirtschaft zu Recht freut. Das ist ein Ereignis, auf das sich Wien zu Recht freut, um einmal mehr eine erstklassige Visitenkarte in der Welt abzugeben. 

Deshalb bringe ich heute gemeinsam mit den beiden Kollegen der GRÜNEN, Abg Smolik und Abg Maresch, sowie den Kollegen meiner Fraktion, Wutzlhofer, Vettermann und Woller, den Abänderungsantrag ein, der eben jene Veränderungen im Wiener Veranstaltungsgesetz möglich macht und in Kraft treten lässt, dass eben für sehr spezielle Fälle, sehr spezielle Anlässe, wie die Europameisterschaft 2008, das Veranstaltungsgesetz fit genug ist. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um die bereits angekündigte Zustimmung und möchte einmal mehr sagen, Anlassgesetzgebung ist in dem Fall etwas, was ich durchaus positiv sehe und nicht in dem Sinne, wie wir normalerweise bei Gesetzesmaterien und deren Veränderung sprechen, wo oft sehr kurzfristig, manchmal vielleicht auch übereilt, Änderungen getroffen werden. Hier ist es Anlassgesetzgebung im guten Sinne. Ich bitte um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. - (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Keines!) – Keines.

Dann kommen wir zur Abstimmung über die beiden Abänderungsanträge, die mir vorliegen. 

Zuerst der Abänderungsantrag der Grünen Fraktion, eingebracht von Herrn Abg Maresch, betreffend Einschränkungen in der Sonderregelung bezüglich Lärmbelästigung der AnrainerInnen anlässlich der EURO 2008 in Wien. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Grüne Fraktion, die Minderheit. Damit ist dieser Abänderungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zum zweiten Abänderungsantrag, eingebracht von Abgeordneten der SPÖ und der GRÜNEN. 

Ich darf fragen, wer diesem Antrag die Zustimmung gibt. - Das sind die ÖVP, die Sozialdemokraten und die GRÜNEN. Damit hat der Antrag die erforderliche Mehrheit und ist in die Gesetzesvorlage einbezogen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher die Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung mehrstimmig, gegen die Stimmen der FPÖ, beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens für die Jahre 2008 bis einschließlich 2013. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich ersuche Sie, dieser Art 15a-Vereinbarung zuzustimmen, da es die Sicherstellung für die Zukunft der Gesundheitsversorgung von 2008 bis 2013 ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig beschlossen. (Abg Christian Oxonitsch: Alle überzeugt!)

Wir kommen zur Postnummer 6. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996, das Wiener Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetz und das Wiener Feuerpolizei-, Luftreinhalte- und Klimaanlagengesetz geändert werden. Das ist die Techniknovelle 2007. Herr Amtsf StR Dr Ludwig, ich bitte um Berichterstattung.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zur Techniknovelle 2007.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig in erster Lesung angenommen. (Abg Christian Oxonitsch: Diese gewaltige Einleitung hat voll überzeugt!)

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Besoldungsordnung 1994, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, die Pensionsordnung 1995, das Wiener Bezügegesetz 1995 und das Wiener Verzichtsgesetz geändert werden. Frau Amtsf StRin Frauenberger, ich bitte um Berichterstattung.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetz. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Auch zu diesem Gesetz liegt keine Wortmeldung vor.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wir kommen gleich zur zweiten Lesung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 8. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 geändert wird. Frau Berichterstatterin Mag Sonja Wehsely, ich bitte um die Einleitung zu dieser Vorlage. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Präsidentin! Hoher Landtag! 

Der Verfassungsgerichtshof hat im März des letzten Jahres Teile des Wiener Krankenanstaltengesetzes aufgehoben, weil die Stadt Wien in einigen Bereichen ihre Dienstrechtskompetenz überschritten hat. Es liegt Ihnen nun ein Gesetzesentwurf vor, der einerseits diese Verfassungswidrigkeiten verliert, der es andererseits weiterhin unter klaren und strikten Bedingungen für Ärztinnen und Ärzte möglich macht, Sonderklassepatientinnen und -patienten in verfassungsmäßiger Art und Weise zu behandeln und der darüber hinaus weit mehr Transparenz vorsieht, als es bisher der Fall war und damit auch den Anforderungen des Rechnungshofes nachkommt, dass es nämlich künftig nur mehr eine Verrechnungsstelle geben wird, die von Kontrollamt und Rechnungshof zu prüfen ist. Darüber hinaus, und das ist schon in den letzten Wochen debattiert worden, sehen wir hier auch auf zivilrechtlicher Basis erstmals in Wien einen Infrastrukturbeitrag für die honorarberechtigten Ärztinnen und Ärzte im AKH vor.

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Gesetzesentwurf.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine Damen und Herren!

Wir haben diesen Tagesordnungspunkt, die Änderung des Krankenanstaltengesetzes, insbesondere, wie schon die Frau Landesrätin gesagt hat, auf Grund der Aufhebung des verfassungswidrigen § 45 Abs 3, wo es um die Handhabung der Abrechnung der Privathonorare geht. 

Ich muss dazu ein bisschen ausführen, weil wir ursprünglich aus bestimmten Gründen skeptisch waren, ob das jetzt wieder verfassungswidrig ist oder nicht. Ich kann vorwegnehmen, dass wir zustimmen werden. 

Es ist dieser 12-prozentige Infrastrukturbeitrag grundsätzlich etwas Positives, weil dadurch eine Verfassungssicherheit herbeigeführt wird. Unsere Bedenken waren dahin gehend, dass wir im AKH komplizierte Verhältnisse haben. Wir haben einen Dienstgeber, die Medizinische Universität Wien, mit dem Wissenschaftsminister Hahn als Oberstem und auf der anderen Seite den Eigentümer Wien. Die möglichen Verfassungskonflikte, die entstehen könnten und mit denen auch gedroht wird, bestehen darin, dass man als Eigentümer, aber nicht Dienstgeber, dann andere Dienstverträge mit den dort beschäftigten Ärzten abschließt. Ich persönlich bin zu dem Schluss gekommen, wenn es eine privatrechtliche Vereinbarung ist, dass das schon gehen sollte. Aber wir werden sehen, wie viele Fälle zu Gericht kommen werden und wie das Gericht entscheiden wird. 

Die Problematik im AKH ist auch insofern eine besondere, weil wir im KAV ein anderes Gehaltsschema als im AKH haben. Es ist bekannt, dass speziell die Jungärzte im AKH nicht übertrieben gut bezahlt sind. Die Ärztekammer schreibt nur ganz andere Worte über diese Bezahlung. Ich weiß aus persönlichen Verwandtschaftsverhältnissen, dass es für einen jungen Arzt auch nicht einfach ist. Er muss sich im AKH ständig behaupten, wissenschaftlich arbeiten, bekommt Zwei- oder Dreijahresverträge, weil sonst kriegt er keine. Bis er 40 ist, hat er keinen fixen Job. Das ist also kein Honiglecken. 

Dazu kommt, diese Privathonorare werden mit dem Institutsleiter abgeschlossen, also diese Verträge und Vereinbarungen. Üblicherweise wird es im Bereich des KAV dann nach einem gewissen Schlüssel zwischen Primararzt - da kann man darüber streiten, ob der zuviel kriegt oder nicht - und den im Institut arbeitenden Ärzten aufgeteilt. Im AKH, so wie ich von verschiedenen Seiten höre, ist das eher die unübliche Vorgangsweise. Dort ist es eher üblich, dass der Primararzt alles nimmt und die anderen, die sich sozusagen profilieren müssen, unter schlechten Bedingungen bei schlechten Gehältern arbeiten müssen. Das heißt, das Argument, dass ich den Jungärzten mit diesen 12 Prozent etwas wegnehme, gibt es im AKH nicht. 

Da liegt vielmehr der Ball beim Wissenschaftsminister, sich zu überlegen, ob er sich für eine Herzeige-Medizinische-Universität nicht auch Gehälter überlegen will, die den Ansprüchen gerecht werden und die fördern, dass sich medizinische Elite heranbildet. Aber der Wissenschaftsminister hat in diesen ganzen medizinischen Bereichen irgendwie eine sehr bedeckte Zurückhaltung. Ich denke da an die Gerichtsmedizin, wo es einen Rechnungshofsbericht gegeben hat, der gesagt hat, dort sind desaströse Verhältnisse, das gehört alles renoviert, keine Auslastung und so weiter. Daraufhin hat die Stadt Wien die sanitätsbehördlichen Obduktionen abgezogen. Daraufhin hat der Herr Minister Hahn gesagt: „Dann werden wir die 16 Millionen EUR, die wir im Budget vorgesehen haben, für etwas anderes verwenden." Gleichzeitig ist aber vom Rektor Schütz und von ihm festgestanden, dass man diesen Standort Sensengasse sehr wohl für Wissenschaft und Lehre beibehalten will. 

Ich habe mich damals gefragt, wie man das ohne Leichen beibehalten kann. Also entweder renoviert man den Standort oder man renoviert ihn nicht. Ich sage das nur symptomatisch als Beispiel, weil es offensichtlich so ist, dass es dem Herrn Wissenschaftsminister nicht ein überaus großes Anliegen ist, dass, und ich rede ausdrücklich nicht über die Primarärzte, sondern über die Jungärzte, die dort wirklich unter nicht besonders guten Bedingungen bei großem Arbeitseinsatz arbeiten müssen, die vielleicht adäquat ihrer Leistung entlohnt werden. 

Wie gesagt, wir werden dieser Gesetzesänderung zustimmen, tragen diesen Infrastrukturbeitrag von 12 Prozent mit. Was ich mir natürlich wünschen würde, wäre, dass im AKH in den Instituten eine Aufteilung zwischen Primararzt und mitarbeitenden Ärzten erfolgt. Dort soll es sein, aber nicht generell. Es handelt sich in Wirklichkeit bei diesem riesigen Streitpunkt um ungefähr 1,6 bis 1,8 Millionen EUR. Ich wünsche mir auch, dass dieses Geld, und das habe ich in einem Zeitungsartikel von Ihnen, Frau Landesrätin, schon gelesen, irgendwie dem AKH zugute kommt. Ich würde mir wünschen, dass wir dieses Geld für Wissenschaft und Forschung, für Publikationen von Jungärzten im AKH verwenden, um damit in irgendeiner Weise, wenn auch vom Seiten Wiens und nicht von Seiten des zuständigen Ministers, die Stellung der Jungärzte im AKH verbessert. 

Wie gesagt, dem Gesetzesentwurf stimmen wir zu. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Ebinger, jetzt muss ich beim letzten Vorschlag draufbleiben. Ich teile Ihre Einschätzung, und das ist auch das, was mir berichtet wird, dass die Jungärzte und -ärztinnen fast nichts von dem großen Geldregen kriegen, der da auf manche Spitzenmediziner, weniger Spitzenmedizinerinnen, nur in Ausnahmefällen, herunterregnet. 

Allein Ihrem Vorschlag, der Infrastrukturbeitrag soll für wissenschaftliche Publikationen verwendet werden, kann ich nicht zustimmen, weil wir müssen nicht schon wieder als Stadt Wien die Arbeit des Wissenschaftsministers oder der Medizinischen Universität Wien machen. Ich meine, der Infrastrukturbeitrag soll das bedecken, was er durch seinen Namen auch bedeutet, nämlich Beitrag zur Verbesserung der Infrastruktur im Spital (Abg Dr Matthias Tschirf: Richtig!), und im konkreten Fall im AKH, denn es soll unser Interesse sein, dass der Anteil der Sonderklassepatienten und -patientinnen im öffentlichen Spital steigt. 

Es waren mit der Gehaltsreform, die die Ärzte und Ärztinnen 2002 ausverhandelt haben, insbesondere, was die leitende Ärzteschaft betrifft, große Gehaltszuwächse möglich, wenn man weiß, dass speziell die Führungskräfte kräftig nach oben dotiert worden sind. Damit war verbunden, dass der Anteil der Sonderklassepatienten und -patientinnen erhöht wird. Die Botschaft hörten wir wohl, allein es folgten keine Taten. Wir grundeln immer noch bei 5, höchstens 6 Prozent herum. Also da sind wir bei einem Anteil von 13 Prozent der österreichischen Bevölkerung an Sonderklasseversicherten einfach schlecht aufgestellt.

Wir werden aber, das ist jetzt eigentlich mein Eingangsstatement dazu, dem Gesetz nicht zustimmen, wiewohl wir natürlich der Abänderung hinsichtlich der Informationspflicht, das möchte ich in diesem Zusammenhang auch betonen, zustimmen, die künftig die Krankenhäuser verpflichtet, schwer erkrankten Menschen die Notwendigkeit, zur Behandlung und zur Diagnoseaufklärung zu kommen, aus gegebenem Anlass nachweislich zuzustellen. Sie erinnern sich an den Fall, der auch in den Medien kolportiert wurde. Das wollen wir selbstverständlich unterstützen und verlangen. Daher auch eine getrennte Abstimmung in erster Lesung. 

Jetzt zu den Privathonoraren, zu den Sondergebühren: Es steht jetzt so da und in den Medien, das Ding funktioniert, schaut so aus, als wäre eine mutige Stadträtin sozusagen mit Kampfesmut der Ärztekammer gegenübergetreten. Mir ist jetzt eingefallen, der Infrastrukturbeitrag im AKH sollte auch eingehoben werden und weil mir das jetzt eingefallen ist, tun wir das und ich stelle mich dem Konflikt. Faktum ist, man musste bezüglich der roten Stadtverwaltung, und da nehme ich jetzt ein Bild aus der Jägerei, den Dackel auf die Jagd tragen. Damit überhaupt irgendjemand etwas tut in Sachen Privathonorare, Sondergebühren, brauchte es einen wiederholten kritischen Rechnungshofbericht. Der hat die Stadt Wien nicht wirklich beeindruckt, man hat sich, auch hier im Hause, mit Schulterzucken auf die Position, dass wir keinen Änderungsbedarf haben, zurückgezogen. 

Erst die Klage vor dem Verfassungsgerichtshof, die die GRÜNEN, unterstützt von der ÖVP, eingebracht haben, hat Bewegung in die Sache gebracht. Es ist richtig, der privatrechtliche Anspruch ist nicht in Frage gestellt, aber das Urteil gibt ein Mondfenster frei, dass man, wenn man möchte, hier Nägel mit Köpfen macht, dass man hinsichtlich der Sondergebühren und Privathonorare in den Spitälern Transparenz, Gerechtigkeit, Kontrolle und faire Verteilung etablieren kann. Nach unserer Ansicht nach ist dieses Fenster nicht genützt worden. Für uns ist das Glas, um im Bild der Entscheidungen zu bleiben, zu zwei Drittel leer. Wir können nicht zustimmen, denn relevante Forderungen des Rechnungshofes wurden nicht berücksichtigt. Wir meinen, angesichts der Debatten, die wir im Gesundheitsbereich immer wieder haben, angesichts der kolportierten Summen, um die es da geht - Sie erinnern sich, es kann unwidersprochen behauptet werden, dass einzelne Spitzenmediziner bis zu 900 000 EUR im Jahr im Spital privat dazuverdienen -, Summen, wo der Otto Normalbürger und die Eva Normalbürgerin nur schauen können, das kann nichts mehr mit persönlicher schweißtreibender Leistung zu tun haben, sondern das hat schlicht und einfach mit dem System zu tun, wo wenige aus absolut jeder Privatbehandlung, die in ihrem Bereich erledigt wird, ihren Anteil kriegen und ihn offensichtlich auch ohne weiteres schlechtes Gewissen hinsichtlich der nachgeordneten Ärzteschaft für sich beanspruchen. 

Ein öffentliches Spital ist ein Ort, wo in erster Linie für den kommunalen Auftrag gearbeitet werden soll. Wenn man darüber hinaus privat behandeln kann, das ist eingeräumt und weil es die Sonderklasse gibt, wollen wir uns dagegen auch keinesfalls sperren, soll klar sein, und der Rechnungshof macht hier einen sehr praktikablen Vorschlag, dass das Visavis des Patienten/der Patientin der Spitalserhalter ist. Insofern war der Vorschlag des Rechnungshofes, der nicht in Widerspruch zum Urteil des Verfassungsgerichtshofes steht, eine Gebühr zu verordnen, dass der Spitalserhalter selbst sowohl den Anteil für die Hotelkomponente, aber auch das ärztliche Honorar als Gebühr vereinnahmt und mit der Ärzteschaft abrechnet, dass die Lösung in jeder Hinsicht einer modernen, transparenten Verwaltung entsprechen würde. 

So gut wir auch finden, das man jetzt die 12 Prozent auch im AKH veranschlagt, wäre es ja noch schöner, wenn man die Infrastruktur weiterhin gratis zu solchen großen Einkommensmöglichkeiten benützen kann. Das ist Gott sei Dank zumindest erkannt worden, dass das keine, auch nicht einmal mehr für Wien, akzeptable Situation darstellt. Aber uns sind 12 Prozent bei Weitem zu wenig. Sie sind uns deshalb zu wenig, weil der Rechnungshof auch in diesem Punkt sagt, man sollte zumindest 20 Prozent verlangen. Wir würden 25 Prozent für einen adäquaten Anteil beurteilen. Wenn man in andere Bundesländer schaut, dann ist es auch so. In Salzburg und Tirol werden 20 Prozent eingehoben, in Oberösterreich 25 Prozent, in Vorarlberg 25 Prozent und darüber. Warum also verzichtet man in Wien im AKH und in den Gemeindespitälern auf so viel Geld? Warum meint man, mit 12 Prozent ein Auslangen finden zu können, wenn es großen Renovierungsbedarf in den Häusern gibt, damit die Sonderklasse hinsichtlich ihrer Ausstattung baulich und ansprechend renoviert werden kann, damit man von diesem kleinen Anteil an 5 oder 6 Prozent wegkommt? 

Wir meinen, dass dem Rechnungshof auch in seiner Forderung, eine Honorarobergrenze einzuführen, recht zu geben ist, denn niemand muss 900 000 EUR im Spital extra verdienen. Das schafft Ungleichheit, das schafft Ungerechtigkeit, das schafft Unzufriedenheit. 

Ich weiß, Frau StRin Wehsely, Sie werden mir jetzt antworten, keiner ist gekommen und hat bei Ihnen protestiert. Dafür kann es zwei Gründe geben: Grund eins, man weiß, mit wem man es sich nicht verderben darf, und das ist immer der eigene Vorgesetzte. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist es!) Die Angst in den Spitälern ist groß. Die Hierarchie gibt dem medizinischen Personal nur die Hoffnung aufs Pilotenspiel. Wenn ich dann einmal ganz oben bin, dann kriege ich auch viel und bis dahin muss ich schauen, dass ich durchhalte. Beim Pilotenspiel gewinnen immer nur ganz wenige und so wird es auch künftighin, ich sage, Gott sei Dank, nur wenige geben, die solche Summen lukrieren können. Honorarobergrenzen würden viel machen. Sie würden Gerechtigkeit schaffen, sie würden ungerechtfertigte Einkommensunterschiede, die nicht mehr durch Leistung so legitim und zu rechtfertigen wären, abschaffen. Das wäre für das Klima im Spital ein großer Beitrag an Zufriedenheit. 

Wer sich mit dem Thema Korruption beschäftigt, kann in der Literatur nachlesen, dass Basis für Korruption immer Ungerechtigkeit, Ungleichheit und das subjektive Gefühl des Benachteiligtseins Voraussetzung ist. Wir wollen in unseren Spitälern doch nicht, dass frustrierte Nachwuchsarzte/-ärztinnen, die sozusagen mit 2 500 EUR im Monat die Last der Patientenversorgung tragen, das Gefühl haben, wenn es oben 900 000 EUR gibt, warum sie sich dann eigentlich an Regeln halten sollten. Das wollen wir nicht. Ich weiß, dass es das medizinische Personal auch nicht will. Also geben wir für die Spitäler und insbesondere für das AKH eine Situation vor, wo jeder/jede sagen kann: „Ich leiste meinen Beitrag und ich kriege dafür eine gerechte, eine faire Belohnung, ein faires Gehalt. Die Leute, die mir sozusagen vorgesetzt sind, tun ihres in zeitlicher, in fachlicher Hinsicht auch und sie werden nicht ohne adäquate Leistung einfach durch das schiere System an Honorargeldern beteilt, für die sie möglicherweise selber gar nicht arbeiten müssen." 

Aus all diesen Gründen sind wir nicht zufrieden mit der Lösung, die man jetzt ins Auge fasst. Wenn nun, und die Frau StRin Wehsely hat das schon in den Medien ausgerichtet bekommen, die Wiener Ärztekammer und die Österreichische Ärztekammer in der Person des Präsidenten Dorner schon ankündigen, dass das nicht hingenommen wird, dass man hier den Klageweg beschreiten will, wenn es ohnehin schon so ist, dass man sich mit der Ärztekammer in dieser Sache streiten muss, dann könnte man sich wenigstens richtig streiten und sozusagen in einem Aufwaschen auch gleich eine Lösung vorschlagen, die dann Nägel mit Köpfen darstellt. 

Ich gebe dem Herrn Kollegen Ebinger insofern recht, dass es hier auch eine Zuständigkeit des Bundes und des Ministers Hahn gibt. Ich möchte eine Anregung aufgreifen, die der Patientenanwalt von Niederösterreich, Herr Bachinger, gemacht hat, der im Zuge der Debatte um die Privathonorare dafür plädiert hat, dass es eine Österreich-weit einheitliche Lösung geben soll. Angesichts der Kompetenzzersplitterung sicher eine strenge Übung, aber dem Herrn Minister Hahn könnte man durchaus mit auf den Weg geben, dass das sinnvoll wäre. 

In diesem Sinne würde ich Sie, Frau Stadträtin, bitten, die 12 Prozent Infrastrukturbeitrag - ich gehe davon aus, Sie werden das Gesetz heute beschließen - nicht als in Erz gegossen anzusehen. Sie verschenken viel Geld, das der kommunalen Gesundheitsversorgung fehlt. Sie sollten davon Abstand nehmen und Lösungen machen, die nachhaltig und gerecht sind. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt die Frau Abg Korosec. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nachdem wir über Gesundheitspolitik reden, hätte ich auch einen Vorschlag, Frau Landesrätin oder Herr Präsident. Wenn man hier in den Raum hereinkommt, hat es so eine schlechte Luft. Vielleicht könnte man einmal eine andere Klimaanlage überlegen. Es ist wirklich fast nicht zumutbar. Am Nachmittag gibt es hier praktisch schon bald keinen Sauerstoff mehr. Wir sollten ja alle noch gut im Geiste sein und wir sollten nachdenken. (Abg Rosemarie Polkorab: Dort oben sind die Türen offen!) Ich würde sagen, vielleicht kann man das anregen. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Dr Sigrid Pilz.)

Herr Kollege Ebinger, Sie haben mich ein bisschen enttäuscht! Gerade Ihnen als Beamter muss bekannt sein, dass für das Dienstrecht nicht der Wissenschaftsminister zuständig ist, sondern die Ministerin Bures. (Abg Dr Herbert Madejski: Der Wissenschaftsminister soll froh sein, dass er überhaupt irgendwo erwähnt wird!) Also daher ist das ins Leere gegangen. Aber man kann ja immer noch etwas dazulernen, Herr Ebinger! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Matthias Tschirf: Dienstrechtskompetenz, bitte!)

Meine Damen und Herren, wir haben heute das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 zur Änderung. Grund der Änderung, das hat meine Frau Kollegin Pilz schon sehr klar gesagt, ist nicht der Veränderungswille unserer Frau Landesrätin, sondern Grund ist schlicht und einfach das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 17.3.2007, wo eben die Bestimmung des § 45 Abs 3 als verfassungswidrig aufgehoben wurde. 

Wir von der Wiener ÖVP werden diesem Gesetz zustimmen, allerdings ist eine Reihe von Wünschen offen geblieben. Wir werden vor allem deshalb zustimmen, weil es unserem Gerechtigkeitssinn entspricht, dass die 12 Prozent, die in allen Krankenanstalten der Gemeinde Wien bereits eingehoben werden, auch im AKH eingehoben werden. Und wir werden zustimmen, weil der § 17 eingefügt wird, dass, wenn nachgereichte Befunde auf bösartige oder schwere Erkrankungen hinweisen, Patientinnen und Patienten persönlich aufgeklärt werden müssen und das auch in der Krankengeschichte zu dokumentieren ist. Für jenen Patienten vom Hanusch-Krankenhaus, der jahrelang nichts von seiner Krebserkrankung erfahren hat, hilft das leider nichts mehr, aber für die Zukunft. Vorsicht ist besser als Nachsicht.

Aber, meine Damen und Herren, ich muss trotzdem sagen, es ist mir unverständlich, dass die Wiener Landesregierung, dass der Wiener Landeshauptmann, dass die zuständige Landesrätin längst überfällige Veränderungen nicht vornehmen. Auch das hat Kollegin Pilz schon gesagt, es haben die Oppositionsparteien immer wieder darauf hingewiesen. Das hat Sie, Frau Landesrätin, aber auch Ihre Vorgängerinnen, überhaupt nicht beeindruckt. Auch die Empfehlungen des Rechnungshofes, der wohl unverdächtig in der politischen Positionierung ist, haben Sie ignoriert, so wie halt in vielen Bereich des Gesundheits- und Sozialwesens in Wien!

Warum ich sage, dass wir zwar zustimmen, aber dass doch einige Wünsche offen bleiben, hängt damit zusammen, dass Sie auf einiges nicht eingegangen sind. Eine Zusammenfassung auf restliche Gebühren wäre durchaus möglich gewesen, wie es auch der Rechnungshof gefordert hat. Auch die Ärztinnen und Ärzte des AKH haben sich eine Mindestbeteiligung an den Sonderhonoraren verdient. Einfach nur 12 Prozent Infrastrukturbeitrag einzuführen, greift zu kurz. Leider fehlt im Gesetz eine diesbezügliche Regelung. Der Rechnungshof hat das in seiner Stellungnahme ebenfalls bedauert, dass eben keine transparente Honoraraufteilung zwischen den Ärzten eingeführt wird. Auch die Kontrollkompetenz Rechnungshof und Kontrollamt hätte noch eindeutiger festgelegt werden können. Es ist schade, denn wenn man ein Gesetz novelliert, dann sollte man die Chance nützen, dass alles umfassend geschieht. 

Bezüglich Verfassungswidrigkeit streiten sich die Verfassungsrechtler. Frau Landesrätin, Sie haben in der Ausschusssitzung gesagt, dass Sie sehr optimistisch sind, weil es bei der Einhebung des Infrastrukturbeitrages im AKH eben ins Zivilrecht und nicht ins Dienstrecht geht. Frau Landesrätin, Sie werden wissen, was Sie tun. Sie werden sich auch beraten haben lassen. Die Verantwortung liegt bei Ihnen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Verfassungsgerichtshof zwingt Sie zum Handeln zum Vorteil 
für das AKH. Immerhin geht es um zirka 1,5 bis 1,8 Millionen EUR im Jahr. Es ist zum Vorteil des Budgets der Stadt Wien und es ist zum Vorteil der Gesundheitsversorgung der Bevölkerung. 

Trotzdem ist diese Novelle nur eine Schmalspurvariante, ein Kompromiss, dem wir deswegen zustimmen, weil es ein kleiner Schritt, allerdings in die richtige Richtung, ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Deutsch.

Abg Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass mit 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 17. März 2007 die Bestimmung des § 45 Abs 3 Wiener Krankenanstaltengesetz 1987 als verfassungswidrig auf-
gehoben wurde, aber nicht auf Grund der inhaltlichen Kritik, die von Seiten der GRÜNEN und der ÖVP geäußert wurde - und damit hier keine Legendenbildung in der Diskussion geschieht, möchte ich explizit darauf hinweisen -, sondern ausschließlich aus kompetenzrechtlichen Gründen, da die Stadt Wien nur dienstrechtliche Bestimmungen für bei ihr beschäftigte Personen regeln kann, die Ärzte im AKH Wien jedoch Bundesbedienstete sind. Das heißt, diese Bestimmung regelt die Arzthonorare in der Sonderklasse von öffentlichen Krankenanstalten und die Aufhebung tritt mit 31. März 2008 in Kraft.

Mit dem heute hier vorliegenden Entwurf der Novelle zum Wiener Krankenanstaltengesetz wird daher einerseits eine verfassungskonforme Neuregelung geschaffen und auf der anderen Seite, und da bin ich anderer Meinung als Sie, Frau Kollegin Korosec, werden sehr viele Empfehlungen des Rechungshofes, die wir gerade auch im Landtag Ende letzten Jahres anlässlich der Rechnungshofberichte diskutiert haben, aufgegriffen und umgesetzt. 

Am privatrechtlichen Charakter der ärztlichen Honorare und am Personenkreis der Ärztinnen und Ärzte, denen eine Honorarbefugnis eingeräumt werden kann, soll sich aber mit dem heute hier vorliegenden Gesetzesentwurf nichts ändern. Das heißt, in krankenanstaltenrechtlicher und organisatorischer Hinsicht sollen die Rechtsträger der Krankenanstalten bestimmen können, ob sie solche Honorarvereinbarungen zulassen. Mit der Bestimmung des § 45a des Entwurfes soll daher die Möglichkeit der privatrechtlichen Vereinbarung von ärztlichen Honoraren zwischen Ärzten und Patienten beibehalten werden. Es soll aber gleichzeitig die Möglichkeit zur Einhebung eines Infrastrukturbeitrages geschaffen, dieser gesetzlich verankert und dessen Höhe auch für die Krankenanstalten der Stadt Wien festgelegt werden. 

Bereits jetzt wird von den Krankenanstalten der Stadt Wien auf Grund einer bestehenden Vereinbarung ein Infrastrukturbeitrag von 12 Prozent der Arzthonorare an den Rechtsträger geleistet. Davon ausgenommen, und das ist Inhalt der Diskussion, die auch öffentlich geführt wurde, ist das AKH, das aber nunmehr in dem heute hier vorliegenden Entwurf berücksichtigt wurde. Damit wird für alle Krankenanstalten der Stadt Wien ein Infrastrukturbeitrag von 12 Prozent der vereinnahmten Honorare verpflichtend festgelegt und es wird eindeutig klargestellt, dass der Anspruch des Rechtsträgers einer Krankenanstalt auf den Infrastrukturbeitrag auch gegenüber honorarberechtigten, im Dienstverhältnis zum Bund stehenden Ärzten an Universitätskliniken besteht.

Es geschieht hier nichts anderes als eine Gleichstellung jener Ärzte, die in den Krankenanstalten der Stadt Wien beschäftigt sind, mit jenen, die im AKH tätig sind. Die Argumentation der Ärztekammer, die auch öffentlich kundgetan wurde, weshalb Ärzte im AKH anderen Regelungen unterworfen sein sollen als Ärzte in den Krankenanstalten der Teilunternehmung 1, kann ich nicht nachvollziehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Kreis der Ärzte, denen eine solche Honorarbefugnis eingeräumt wird, entspricht dem des bisherigen § 45 Abs 3 des Wiener Krankenanstaltengesetzes. Es kann nunmehr auf Grund dieser privatrechtlichen Vereinbarung eine Honorarbefugnis eingeräumt werden, beziehungsweise das Vorliegen einer derartigen Vereinbarung ist eigentlich auch die Voraussetzung für die Ausübung dieser privatrechtlichen Honorarbefugnis. Neben den krankenanstaltenrechtlichen Organisationsvorschriften sind aber auch die entsprechenden zivilrechtlichen Festlegungen in Bezug auf die Honorarbefugnis unbedingt erforderlich, um Rechtsunsicherheiten zu vermeiden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Solche zivilrechtlichen Vereinbarungen abzuschließen, ist daher auch kein Eingriff in ein Dienstrecht und daher auch kein Widerspruch, sodass erstmals auch im AKH diese zivilrechtlichen Verträge abgeschlossen werden müssen. 

Zu Frau Kollegin Korosec möchte ich noch anmerken, dass, wie bereits eingangs erwähnt, sehr viele Empfehlungen des Rechnungshofes auch in diese Novelle zum Krankenanstaltengesetz eingeflossen sind, wenn beispielsweise darauf hingewiesen wird, dass die Abrechnung der ärztlichen Honorare transparent gestaltet werden muss. Denn bisher erfolgte, wie Sie wissen, die Abrechnung der ärztlichen Honorare an den Krankenanstalten der Stadt Wien durch Abrechnungsgesellschaften der Ärztinnen und Ärzte. Dafür können nun eigene Verrechnungsstellen eingerichtet werden. Dies sieht auch der vorliegende Entwurf vor. Es ist aber auch im Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes sicherzustellen, dass eine Überprüfung dieser Verrechnungsstelle durch den Rechnungshof und durch das Kontrollamt der Stadt Wien sichergestellt ist, und das ist auch eine wesentliche Neuerung im Sinne von Transparenz und Kontrolle. 

Die Verrechnungsstellen erstellen daher die Abrechnungen im Namen und für die Honorarberechtigten, sie teilen die Honorare auch auf die Honorarberechtigten und Mitberechtigten auf, übernehmen aber auch die Abrechnung des Infrastrukturbeitrages. Kollege Ebinger hat ja in seinem Beitrag auch die Aufteilung dieser Honorare angesprochen, und daher wird in diesem Gesetzentwurf auch betont, dass insbesondere auch auf ein angemessenes Aufteilungsverhältnis zwischen den Honorarberechtigten und den Mitberechtigten im Hinblick auf die fachliche Qualifikation, auf die Leistung sowie auch auf die Anzahl der Mitberechtigten Bedacht zu nehmen ist, und es ist darin auch festgehalten, dass eine einvernehmliche Einigung auch dokumentiert werden soll, so wie auch die gesetzliche Mindestquote von 40 Prozent für die Mitberechtigten beizubehalten ist.

Im Bereich der Stadt Wien ist daher auch aus Gründen der Transparenz nur eine einzige, organisatorisch einheitliche Verrechnungsstelle einzurichten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch auf einen weiteren Punkt eingehen, auf eine weitere Bestimmung, die in die Novelle des Krankenanstaltengesetzes aufgenommen wurde, nämlich: Es wird eine Benachrichtigungsverpflichtung für Krankenanstalten geschaffen - einige Vorredner sind ja bereits auch darauf eingegangen –, wenn ein Befund nach der Entlassung nachgereicht wird und dieser auf eine bösartige oder schwere Erkrankung hinweist. Sobald sich aus dem Befund ein unmittelbarer Handlungsbedarf ergibt, ist die Patientin beziehungsweise der Patient je nach Dringlichkeit telefonisch oder postalisch umgehend zu verständigen, zu einer Besprechung einzuladen, möglicherweise auch mittels eingeschriebener Briefsendung, aber auch eine Anfrage beim Zentralen Melderegister, um die aktuelle Zustelladresse zu ermitteln, soll möglich sein. Diese Regelung gilt für alle öffentlichen sowie für alle privaten Krankenanstalten und für alle ambulant, tagesklinisch und stationär in einer Krankenanstalt behandelten Patientinnen und Patienten. Wichtig dabei ist, dass eine nachweisliche Verständigung sowie das Ergebnis einer allfälligen Befundbesprechung dann jeweils auch in der Krankengeschichte zu dokumentieren sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die vom Verfassungsgerichtshof eingeräumte Frist für die Reparatur des Gesetzes läuft am 31. März ab. Daher sollen die neuen Bestimmungen mit 1. April 2008 in Kraft treten. - Danke schön! (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsident Johann Hatzl: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Verhandlung ist daher geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Es wurde eine getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit Ausnahme des Art I Z 1 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ, jedoch ohne die Stimmen der GRÜNEN, mehrheitlich beschlossen.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtages, die dem Art I Z 1 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Es liegen mir keine sonstigen Anträge, die eingebracht wurden, vor.

Wir können daher zur zweiten Lesung kommen, wenn es dagegen keinen Widerspruch gibt. – Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ und daher mit Mehrheit beschlossen.

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Wie immer werden Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Arbeitssitzung des Wiener Landtages auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. Ich mache aber heute bereits darauf aufmerksam, wie ich dies auch in der Präsidiale mitgeteilt habe, dass wir am Montag, dem 10. März, um 12.30 Uhr, knapp eine Stunde lang eine Gedenksitzung zu den Ereignissen des 13. März 1938 durchführen werden. Die schriftliche Einladung erfolgt noch. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 16.08 Uhr.)

